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Es ist besorgniserregend, dass trotz Beschäftigungs- und Wirtschaftswachstum die 
Kinderarmut in Baden-Württemberg weiter zunimmt.28 Dies macht einen Perspektiv-
wechsel notwendig. Das Kind als Träger subjektiver Rechte muss auch bei der Ar-
mutsprävention in den Fokus gestellt werden. Eine konsequente Umsetzung von Kin-
derrechten ist ein wirksamer Beitrag gegen Kinderarmut. Die Landesregierung von 
Baden-Württemberg hat 2014 mit dem Jahr der Kinder- und Jugendrechte bereits be-
gonnen, die Kinderrechte zu stärken. Dabei wurden die Schutzrechte, zum Beispiel der 
Schutz vor Gewalt und Vernachlässigung, in den Vordergrund gestellt. Dieser Prozess 
ist kontinuierlich weiterzuentwickeln und auf die Versorgungs- und Beteiligungsrech-
te, insbesondere im Bereich von Existenzsicherung und Bildung auszudehnen. Hierzu 
kann die Landesregierung auf allen staatlichen Ebenen beitragen: Auf Bundesebene 
kann sie den Prozess fördern, die Existenzsicherung für Kinder deutlich zu verbessern. 
Auf Landesebene gibt ihr die Kompetenz für Bildung zahlreiche Möglichkeiten, um die 
Leistungs- und Teilhaberechte von Kindern und Jugendlichen im Bereich der Bildungs- 
und Schulpolitik neu auszugestalten, beispielsweise durch kostenlose Kindertagesbe-
treuung und kostenloses Schulmittagessen.

Damit die Kommunen, die das Recht auf Bildung aus der UN-KRK umsetzen, die er-
forderliche öffentliche Infrastruktur für einen gleichberechtigten Zugang zu Betreu-
ungs- und Bildungsangeboten einschließlich einer angemessenen Schülerbeförderung 
schaffen können, müssen sie durch Bund und Land ausreichend mit finanziellen Mit-
teln ausgestattet werden. Andernfalls sind die Kommunen überfordert, da ihnen auf 
Grund der verfassungsrechtlichen garantierten Selbstverwaltung eine umfassende 
Zuständigkeit für die Gestaltung der örtlichen Lebensverhältnisse zukommt, was an-
gesichts der Zunahme von Armut immer schwieriger wird. Hierzu bedarf es gemein-
samer Strategien gegen Kinderarmut.

3	 Wohnen 

Eine Wohnung zu haben, gehört zu den menschlichen Grundbedürfnissen. Eine Woh-
nung kann das menschliche Bedürfnis nach Schutz, Rückzug und einem privaten Ort 
erfüllen. Die Unverletzlichkeit der Wohnung ist ein hohes und grundgesetzlich ge-
schütztes Gut. 

Der notwendige Zugang zu einer Wohnung hingegen wird vor allem für einkommens-
arme Menschen im Land immer schwieriger: Armut und soziale Ausgrenzung werden 
im wirtschaftlich prosperierenden Land Baden-Württemberg in besonderer Weise 
augenscheinlich in der Unterversorgung armer Menschen mit angemessenem und 
bezahlbaren Wohnraum. Dieser Mangel zeigt sich im schlimmsten Fall als Wohnungs-
losigkeit. 

Wohnraummangel hat auf der Nachfrageseite seine Ursachen im wachsenden Zuzug 
und in der Zuwanderung nach Baden-Württemberg (Arbeitskräftezuzug, EU-Binnen-
wanderung und Flüchtlinge), in sinkenden Haushaltsgrößen und damit einem wach-
senden pro-Kopf-Wohnflächenkonsum und in einer durchschnittlich älter werdenden 

28	 Der Paritätische: Die zerklüftete Republik, Bericht zur regionalen Armutsentwicklung in Deutschland 2014, 
S. 3 Tabelle 1.
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Bevölkerung. Wohnungsmangel bei steigender Nachfrage nach Wohnraum führt zu 
rasant steigenden Mietpreisen. Die Folgen treffen einkommensarme Haushalte über-
durchschnittlich häufig und stark: sie sind oft existenziell von Wohnungsverlust und 
sozialer Ausgrenzung bedroht.29 

3.1	 Wohnen ist ein Menschenrecht 

Der Zugang zu Wohnraum ist dem Marktgeschehen („Wohnungsmarkt“) unterwor-
fen. Wohnen ist aber vor allem ein elementares Bedürfnis, das es auch und gerade für 
die Menschen sicherzustellen gilt, die nicht über ausreichende Leistungsfähigkeit und 
Kaufkraft verfügen. Eine soziale Wohnungspolitik und sozialstaatliche Transferleistun-
gen wie zum Beispiel Wohngeld oder Kosten der Unterkunft im Rahmen der Grundsi-
cherung und Sozialhilfe helfen kompensatorisch, aber nicht hinreichend. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat internationale, völkerrechtliche Verträge unter-
zeichnet, die den Anspruch auf Wohnen aufgenommen haben.30 In Deutschland gibt 
es allerdings kein „Grundrecht auf Wohnen“ im Sinne eines sozialen Rechts- bzw. 
Sicherstellungsanspruchs, da Grundrechte in der Systematik des Grundgesetzes Ab-
wehrrechte des Bürgers gegen den Staat darstellen. Es sollte dennoch durch den Lan-
desgesetzgeber geprüft werden, ob das Recht auf (angemessenes) Wohnen – wie 
in den Ländern Berlin, Bayern und Bremen – Eingang in die Landesverfassung finden 
sollte, mit dem vorrangigen Ziel, den politischen und öffentlichen Diskurs in Richtung 
einer verbindlichen und integrierten Wohnungspolitik in Baden-Württemberg und auf 
kommunaler Ebene (unter anderem Förderung des sozialen Wohnungsbaus, Städte-
bau und Stadtentwicklung, Erstellung kommunaler Wohnraum- und Handlungskonzep-
te, Sanktionierung von Leerstand, Zweckentfremdungsverbot) zu befördern. 

3.2	 Es fehlt bezahlbarer Wohnraum: Sozialer Wohnungsbau und aktive Woh-
nungspolitik müssen wieder ein gesamtgesellschaftliches Anliegen sein 

Der Wohnungsmarkt ist an vielen Orten in Baden-Württemberg stark angespannt. 
Insbesondere in den Ballungsräumen sind selbst für Bezieher mittlerer Einkommen 
bezahlbare Wohnungen äußerst knapp sowie für einkommensschwache und sozial-
leistungsberechtigte Haushalte zu den festgesetzten Mietobergrenzen kaum vorhan-
den. Die Knappheit an Wohnraum treibt die Mieten nach oben: 17 der 30 teuersten 
Städte Deutschlands liegen in Baden-Württemberg. Dagegen schrumpft der Bestand 
an Sozialwohnungen drastisch um jährlich ca. 4 850 Einheiten31 durch Auslaufen der 
Mietpreisbindungen. Nur 300 bis 400 Sozialwohnungen wurden in den letzten Jahren 

29	 Die Liga der freien Wohlfahrtspflege in Baden-Württemberg hat im Oktober 2014 gemeinsam mit dem 
Netzwerk der Basis- und Betroffeneninitiativen in der Landesarmutskonferenz LAK-BW und in Kooperation 
mit dem Deutschen Mieterbund Baden-Württemberg und dem Deutschen Gewerkschaftsbund die jährliche 
landesweite Aktionswoche „Armut bedroht alle“ unter das Motto „Wohnst Du noch?“ gestellt, mit gemein-
samen Aktionen und Veranstaltungen in ca. 30 Stadt- und Landkreisen auf die wachsende Wohnungsnot 
und den Mangel an bezahlbarem Wohnraum hingewiesen und Forderungen und Lösungsansätze benannt, 
die in diesem Beitrag aufgegriffen werden.

30	 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom Dezember 1948, Art. 25, Abs. 1; Internationaler Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom Dezember 1966, Art. 11, Absatz 1 sowie die Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union vom 12.12.2007, Artikel 34, Abs. 3.

31	  Vgl. Stellungnahme des Deutschen Mieterbundes Baden-Württemberg zum Landeswohnraumförderpro-
gramm 2014 vom 13.02.2014.
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neu gebaut.32 Laut Pestel-Institut Hannover besteht ein Bedarf an 500 000 Sozial-
wohnungen in Baden-Württemberg,33 dagegen sind nach Angaben des Deutschen 
Mieterbundes Baden-Württemberg nur noch ca. 60 000 vorhanden.

Ein Grund für den Mangel an bezahlbarem Wohnraum ist, dass die hohe Anzahl der in 
der Nachkriegszeit und in den letzten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts geförderten 
Wohnungen jetzt aus der Mietpreisbindung fallen. Nach deren Auslaufen werden die 
Mieten meist in Richtung der ortsüblichen Miete auf dem Wohnungsmarkt angepasst 
und sind dadurch häufig für die bisherigen Mieterhaushalte nicht mehr bezahlbar. Die 
Zahl der mietpreisgebundenen Wohnungen in Baden-Württemberg ist in den vergan-
genen 10 bis 15 Jahren um mehr als die Hälfte gesunken.34 

Zugleich ist es für Investoren wenig attraktiv, in den sozialen Wohnungsbau zu investie-
ren. Dies liegt unter anderem daran, dass die auf dem Kapitalmarkt erzielbaren Rendi-
ten bei hohen Baukosten den hohen Förderauflagen und einer geringen Mietrendite im 
sozialen Wohnungsbau entgegenstehen. Für kommunale Wohnungsgesellschaften und 
Genossenschaften wird durch Versäumnisse in der Grundstückspolitik und den Man-
gel an öffentlichem Baugrund eigene Bautätigkeit immer schwieriger. Land und einige 
Kommunen haben zudem in den zurückliegenden Jahren teilweise umfänglich öffent-
liches Wohneigentum veräußert und sich damit selbst eine wichtige Steuerungsmög-
lichkeit bei der Wohnungsversorgung unterstützungsbedürftiger Haushalte entzogen. 

Die Zuständigkeit für die soziale Wohnraumförderung wurde im Zuge der Föderalis-
musreform im Jahr 2006 vom Bund auf die Länder übertragen. Den Ländern obliegen 
seitdem das Recht zur Gesetzgebung in diesem Bereich sowie die Finanzierung der 
sozialen Wohnraumförderung. Anstelle von Bundesfinanzhilfen erhalten sie vom Bund 
bis 2019 eine Kompensation in Höhe von 518,2 […] [Mill.] Euro jährlich.35 Die grün-rote 
Landesregierung hat 2012 die Höhe ihrer Wohnraumförderung auf 33 Mill. Euro er-
höht36 und die dazugehörigen Richtlinien verbessert, was zu begrüßen ist.37 Allerdings 
fördern die vergleichbaren Flächenländer Bayern mit 260 Mill. Euro und NRW mit ca. 
800 Mill. Euro den Wohnungsbau um ein Vielfaches.

Mit dem aktuellen Landeswohnraumförderprogramm soll in Baden-Württemberg der 
Neubau von 690 sozialen Mietwohnungen gefördert werden. Dadurch wird jedoch nur 
ein Bruchteil der wegfallenden Sozialwohnungen ersetzt. 

Neben dem Neubau von sozialen Mietwohnungen ist es wichtig, bestehende Wohnun-
gen bewohnbar und bezahlbar zu erhalten. Ein Zuwachs an bezahlbaren Wohnungen ist 

32	 Angaben des Deutschen Mieterbundes Baden-Württemberg.
33	 Vgl. Pestel-Institut, 2012: Bedarf an Sozialwohnungen in Deutschland. S.10–11. Verfügbar unter: www.

pestel-institut.de/images/18/Studie%20Sozialer-Wohnungsbau%2008-2012.pdf (abgerufen am 18.06.2015).
34	 Vgl. FamilienForschung Baden-Württemberg im Statistischen Landesamt, 2013: Familien und Wohnen. In: 

Report Familien in Baden-Württemberg, 1/2013, S. 26. Verfügbar unter: www.statistik.baden-wuerttemberg.
de/BevoelkGebiet/Fafo/Familien_in_BW/R20131.pdf (abgerufen am 18.06.2015).

35	 Vgl. FamilienForschung Baden-Württemberg im Statistischen Landesamt, 2013: Familien und Wohnen. In: 
Report Familien in Baden-Württemberg, 1/2013, S. 25. Verfügbar unter: www.statistik.baden-wuerttemberg.
de/BevoelkGebiet/Fafo/Familien_in_BW/R20131.pdf (abgerufen am 18.06.2015).

36	  Vgl. Deutscher Mieterbund Baden-Württemberg, 2014: Stellungnahme zum Landeswohnraumförderpro-
gramm 2014. S. 2. Verfügbar unter: http://p220784.webspaceconfig.de/fileadmin/vereine/lv_bw/pressemel 
dung/2014/Stellungnahme%20Landeswohnraumf%F6rderprogramm2014.pdf (abgerufen am 18.06.2015).

37	 Vgl. Landesportal Baden-Württemberg, Pressemitteilung vom 17.12.2013: Landeswohnraumförderpro-
gramm 2014 hat Volumen von rund 63 Millionen Euro. Verfügbar unter: www.baden-wuerttemberg.de/ 
de/service/presse/pressemitteilung/pid/landeswohnraumfoerderungsprogramm-2014-hat-volumen-von- 
rund-63-millionen-euro/ (abgerufen am 18.06.2015).

http://www.pestel-institut.de/images/18/Studie%20Sozialer-Wohnungsbau%2008-2012.pdf
http://www.pestel-institut.de/images/18/Studie%20Sozialer-Wohnungsbau%2008-2012.pdf
http://www.statistik.baden-wuerttemberg.de/BevoelkGebiet/Fafo/Familien_in_BW/R20131.pdf
http://www.statistik.baden-wuerttemberg.de/BevoelkGebiet/Fafo/Familien_in_BW/R20131.pdf
http://www.statistik.baden-wuerttemberg.de/BevoelkGebiet/Fafo/Familien_in_BW/R20131.pdf
http://www.statistik.baden-wuerttemberg.de/BevoelkGebiet/Fafo/Familien_in_BW/R20131.pdf
http://p220784.webspaceconfig.de/fileadmin/vereine/lv_bw/pressemeldung/2014/Stellungnahme%20Landeswohnraumf%F6rderprogramm2014.pdf
http://p220784.webspaceconfig.de/fileadmin/vereine/lv_bw/pressemeldung/2014/Stellungnahme%20Landeswohnraumf%F6rderprogramm2014.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/landeswohnraumfoerderungsprogramm-2014-hat-volumen-von-rund-63-millionen-euro/
http://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/landeswohnraumfoerderungsprogramm-2014-hat-volumen-von-rund-63-millionen-euro/
http://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/landeswohnraumfoerderungsprogramm-2014-hat-volumen-von-rund-63-millionen-euro/


Erster Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Württemberg758

nur mit einem Bündel an Maßnahmen im Rahmen einer aktiven Wohnungspolitik erreich-
bar. Es bedarf einer Gesamtkonzeption des Landes zur bedarfsgerechten Wohnungsver-
sorgung mit dem Ziel, eine flächendeckende Versorgung mit Wohnraum für alle Men-
schen (insbesondere am unteren Einkommensrand) mit sozialer Infrastruktur im Quartier 
sicherzustellen. Das erste wohnungspolitische Maßnahmenpaket (Zweckentfremdungs-
verbot, Erschwerung von Umwandlungen in Gebieten mit Erhaltungssatzung), welches 
die Landesregierung 2013 auf dem Weg gebracht hat, stellt einen Einstieg dar und muss 
weiterentwickelt und umgesetzt werden. Nötig ist, dass die Landesregierung ihre Wohn-
baumittel drastisch und deutlich erhöht und zugleich die Förderkonditionen attraktiver 
und unbürokratischer gestaltet. Wohnungsunternehmen, insbesondere kommunale und 
Genossenschaften sollten geförderte Wohnungen mit Belegungsbindungen bauen und 
ihre soziale Verantwortung gegenüber denjenigen wahrnehmen, die nicht die gegenwär-
tigen Marktmieten bezahlen können. Das sind aus Sicht der Ligaverbände Bausteine des 
angekündigten „Paradigmenwechsels“38 in der Wohnungspolitik des Landes. 

Dringend notwendig ist auch eine realistische Ausgestaltung der Landesverordnung zur 
Herabsetzung der Kappungsgrenze bei Mieterhöhungen, die alle Kommunen mit einem 
überdurchschnittlich teuren Wohnungsmarkt einschließt. Im aktuellen Verordnungsent-
wurf der Landesregierung gibt es 45 Gemeinden, bei denen aber „teure“ Städte fehlen. 
Diese Verordnung wird dringend gebraucht, damit in Städten mit Mangel an bezahlba-
rem Wohnraum die Kappungsgrenze bei Mieterhöhungen von 20 % auf 15 % gesenkt 
werden kann (was in Bayern für 90 Städte schon seit 2013 gilt) und die Kündigungssperr-
frist bei Umwandlungen von derzeit wirkungslosen 3 Jahren wieder auf 10 Jahre erhöht 
werden kann. Damit auch die Mietpreisbremse in Baden-Württemberg in Kraft treten 
kann, muss die Landesregierung umgehend die Städte mit erhöhtem Wohnbedarf aus-
weisen, für die das ab Juni 2015 in Kraft tretende Bundesgesetz gelten soll.

3.3	 Wohnungsnotfälle und Wohnungsverluste müssen verhindert werden – 
eine Wohnungsnotfallstatistik ist landesweit einzuführen 

Der Wohnungsverlust ist in aller Regel ein schleichender und komplexer Prozess, aus-
gelöst zum Beispiel durch Arbeitslosigkeit, Überschuldung, Krankheit oder persönli-
che Schicksalsschläge. Häufig sind die Betroffenen nicht oder erst spät bereit, sich 
Unterstützung und Fachberatung einzuholen, häufig gibt es auch keine Anlaufstellen 
und Ansprechpartner seitens der Kommune. Das frühzeitige Zusammenwirken der be-
teiligten Akteure auf kommunaler Ebene kann jedoch wirksam Wohnungsnotfälle und 
Wohnungsverluste verhindern.

Das erfordert verlässliche und erreichbare Ansprechstellen in jeder Kommune. Dabei soll-
ten öffentliche und freie Träger zusammenwirken. Frühzeitig einen drohenden Wohnungs-
verlust zu verhindern, kann eine persönliche Katastrophe, insbesondere von Familien mit 
Kindern, vorbeugen und erspart nicht zuletzt den Kommunen hohe Folgekosten.39 

38	 „Der Wechsel beginnt“, Koalitionsvertrag zwischen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD Baden-Württem-
berg 2011 – 2016, S. 51.

39	 „Der Deutsche Städtetag empfiehlt seit 1987 das Kölner Modell einer vorbeugenden Obdachlosenhilfe. Die 
Kölner haben vorgerechnet, dass sie bei vorbeugender Obdachlosenhilfe durchschnittlich nur rund 1 000 
Mark für einen Fall aufwenden müssen, jeder neue Bewohner in der Obdachlosenunterkunft aber 8 000 
Mark kostet“, Spiegel 06/1992 Report-Wohnungsmangel.
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Seit 1999 liegt die Empfehlung der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsmanagement (KGSt) für Zentrale Fachstellen für die Wohnungsnotfallhilfe vor, 
die eine sozial-, wohnungs- und ordnungspolitische Ämterbündelung in Stadtkreisen 
empfiehlt und bislang vor allem in Nordrhein-Westfalen erfolgreich umgesetzt wird.40 
Der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge hat 2013 Empfehlungen zur 
Prävention von Wohnungslosigkeit durch Kooperation von kommunalen und freien Trä-
gern erarbeitet.41 In Baden-Württemberg ist die empfohlene Ämterbündelung oder 
der „Fachstellenansatz“ nur vereinzelt umgesetzt.

Wenn das Ausmaß der drohenden und eingetretenen Wohnungsverluste bekannt ist, 
kann sozialplanerisch darauf reagiert werden. Aus diesem Grund bedarf es überdies einer 
vergleichbaren Wohnungsnotfallstatistik auf kommunaler Ebene, die auf Landesebene zu-
sammen getragen wird. In einigen Kommunen in Baden-Württemberg wird dies bereits 
erfolgreich umgesetzt. Hier ist eine konsequente landesweite Erfassung angezeigt.

3.4	 Hilfen in sozialer Ausgrenzung und Wohnungsnot

Bei eingetretenem Wohnungsverlust sind die Betroffenen entweder kommunal ord-
nungsrechtlich untergebracht oder sie leben in Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe 
auf Grundlage §§ 67ff SGB XII. 

Sowohl kommunale Hilfen wie auch die Wohnungslosenhilfe der freien Wohlfahrts-
pflege gehen von der sogenannten Wohnungsnotfalldefinition der Bundesarbeitsge-
meinschaft Wohnungslosenhilfe (BAG W) aus: Wohnungsnotfälle sind Haushalte und 
Personen mit einem Wohnungsbedarf von hoher Dringlichkeit, die aufgrund besonde-
rer Zugangsprobleme (finanzieller und/oder nichtfinanzieller Art) zum Wohnungsmarkt 
der besonderen institutionellen Unterstützung zur Erlangung und zum Erhalt von an-
gemessenem Wohnraum bedürfen. Das Hilfesystem der Wohnungslosenhilfe lässt 
sich als Hilfe gegen soziale Ausgrenzung mit dem Schwerpunkt auf Wohnungsnotfälle 
angemessen beschreiben. Damit wird deutlich, dass die Hilfeangebote der Wohnungs-
losenhilfe kein allzuständiges Hilfesystem gegen soziale Ausgrenzung, sondern ein Hil-
fesystem mit einer begrenzten Zuständigkeit darstellen.42 

Eine herausragende Rolle in der Wohnungslosenhilfe in Baden-Württemberg kommt 
den seit 1984 aufgebauten ambulanten Angeboten zu, die von inzwischen 85 % der 
Hilfebedürftigen in Anspruch genommen werden. Entgegen ihrer Bedeutung werden 
diese Angebote aber weitgehend durch Zuwendungen mit Haushaltsvorbehalt finan-
ziert. Sie sind rechtlich nicht gesichert und in den angespannten kommunalen Haushal-
ten bedroht.43 Die ambulante Wohnungslosenhilfe braucht deshalb einen einheitlichen 
Orientierungs- und Finanzierungsrahmen, indem diese Angebote in den Landesrah-

40	 Vgl. Ministerium für Arbeit, Soziales und Stadtentwicklung, Kultur und Sport des Landes Nordrhein-West-
falen (MASSKS)/Landesarbeitsgemeinschaft der Öffentlichen und Freien Wohlfahrtspflege in Nord-
rhein-Westfalen (LAG Ö/F)/Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt), 1999: 
Zentrale Fachstellen zur Hilfe in Wohnungsnotfällen. Ein Handbuch zur Umsetzung in den Kommunen. 
Verfügbar unter: www.ils-forschung.de/down/fachstellen-1255.pdf (abgerufen am 18.06.2015).

41	 Vgl. Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge, 2013: Empfehlungen zur Prävention von Woh-
nungslosigkeit durch Kooperation von kommunalen und freien Trägern. Verfügbar unter: www.deutscher- 
verein.de/05-empfehlungen/empfehlungen_archiv/2013/DV-17-13-Praevention-von-Wohnungslosigkeit (abge-
rufen am 18.06.2015).

42	 Position Wohnungsnotfalldefinition der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V., 23.04.2010.
43	 Impulse zur Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe in Baden-Württemberg, Diskussionspapier, Liga 

der freien Wohlfahrtspflege Baden-Württemberg, 22.12.2011.

http://www.ils-forschung.de/down/fachstellen-1255.pdf
http://www.deutscher- verein.de/05-empfehlungen/empfehlungen_archiv/2013/DV-17-13-Praevention-von-Wohnungslosigkeit
http://www.deutscher- verein.de/05-empfehlungen/empfehlungen_archiv/2013/DV-17-13-Praevention-von-Wohnungslosigkeit
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menvertrag SGB XII aufgenommen werden. Darüber hinaus bleiben die stationären 
Angebote notwendig. Der Zugang sowie die Refinanzierung sind weiterhin im Lan-
desrahmenvertrag SGB XII entsprechend sicherzustellen. Daneben können und sollen 
sich regional bezogene Angebote entwickeln, die auf sozialhilferechtlicher Grundlage 
zu finanzieren sind. Künftig werden Präventionsansätze an Bedeutung gewinnen, die in 
Kooperation von kommunaler Wohnungsnotfallhilfe und der Wohnungslosenhilfe der 
freien Wohlfahrtspflege zu entwickeln und umzusetzen sind.

Weitere Grundlagen eines künftigen Systems der Wohnungsnotfallhilfe in Baden-Würt-
temberg wird die Untersuchung zu Umfang und Struktur von Wohnungslosigkeit und 
zu den Hilfen für Menschen in Wohnungsnotfällen in Baden-Württemberg geben, die 
derzeit im Rahmen des Prozesses zum Ersten Armuts- und Reichtumsberichts Ba-
den-Württemberg von der Gesellschaft für innovative Sozialforschung und Sozialpla-
nung e.V. (GISS) erstellt und im Herbst 2015 vorgestellt wird.

4	 Energiearmut

Im Kontext der Energiepreisentwicklung und der zunehmenden Armut sind auch in 
Baden-Württemberg immer mehr Haushalte von Energiearmut betroffen. Dies wird 
besonders im Alltag armer Familien spürbar, wenn die Strom- oder Gasversorgung 
gesperrt wird. Um den betroffenen Bürgern Teilhabe zu ermöglichen, ist die Sicherstel-
lung der Energieversorgung von existenzieller Bedeutung.

4.1	 Zur Begrifflichkeit und den Ursachen

In Deutschland gibt es noch keine anerkannte gesetzliche und wissenschaftliche Defi-
nition für „Energiearmut“. Eine relevante und zunehmende Zahl von Haushalten auch 
in Baden-Württemberg hat Probleme, ihre Heizkosten-, Strom- und Gasrechnungen 
zu bezahlen. Menschen sind dann von Energiearmut betroffen, wenn sie einen über-
durchschnittlich hohen Anteil ihres geringen Einkommens für Wärme und Strom auf-
wenden müssen oder aufgrund ihres geringen Einkommens ihre Energierechnungen 
nicht bezahlen können. Oft gilt als Alternative „Heat or Eat“, Essen oder Heizen. 

Energiearmut ist ein komplexes Phänomen. Es ist im Wesentlichen von vier Ursachen 
gekennzeichnet:

1. Geringe Einkommen: Einkommensarmut 
In Haushalten mit niedrigen Einkommen können sich die Energiekosten zu einem 
Existenzproblem entwickeln. Meist ist Energiearmut Teil einer komplexen Armutsla-
ge. Potentiell betroffen ist, wer die Armutsgefährdungsgrenze unterschreitet. In Ba-
den-Württemberg sind 14,8 % der Bevölkerung, also 1,59 Mill. Menschen gemessen 
am Landesmedian armutsgefährdet.44 

44	 Armutsgefährdungsquote nach soziodemografischen Merkmalen in % gemessen am Landesmedian 2013, 
Quelle: www.amtliche-sozialberichterstattung.de/A1armutsgefaehrdungsquoten.html (abgerufen am 
18.06.2015). Bevölkerung nach dem Mikrozensus 2011 in Baden-Württemberg: 10 786 227 Personen, Quelle: 
www.statistik.baden-wuerttemberg.de/BevoelkGebiet/Landesdaten/bev_altersjahre.asp (abgerufen am 
18.06.2015). Dies entspricht bei eine Armutsgefährdungsquote von 14,8 % insgesamt 1 596 362 Personen.

http://www.amtliche-sozialberichterstattung.de/A1armutsgefaehrdungsquoten.html
http://www.statistik.baden-wuerttemberg.de/BevoelkGebiet/Landesdaten/bev_altersjahre.asp
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Darunter waren am Jahresende 2013 insgesamt 547 389 Empfänger sozialer Mindest-
sicherungsleistungen.45 Betroffen sind jedoch keinesfalls nur die Bezieher existenzsi-
chernder Sozialleistungen, sondern auch Geringverdienende (working poor) und Rent-
ner. Ein großer Teil der Haushalte ist überschuldet.

2. Schlechter Energiestandard der Wohnungen und der Haushaltsgeräte 
Energiearmut findet sich hauptsächlich in unsanierten Altbauten. Es besteht ein enger 
Zusammenhang zwischen der niedrigen Energieeffizienz eines Gebäudes, veralteter 
und schlecht gewarteter Heizungen und Anlagen zur Warmwassererzeugung, und 
niedrigen Mieten. Eine Ursache liegt darin, dass Sozialbehörden nur „angemessene“ 
Mieten übernehmen. Geringe Kaltmieten sind jedoch in der Regel mit einem hohen 
Energiebedarf verbunden. Die Einkommensarmut führt zur Anschaffung günstiger, 
aber energetisch ineffizienter Haushaltsgeräte.

3. Steigende Energiepreise
In den letzten Jahren war auf den Energiemärkten eine deutliche Preissteigerung für 
alle Energieträger zu beobachten. Dadurch wurden auch die privat genutzten Energie-
träger teurer. Die globale Energienachfrage steigt und wird auch in Zukunft zu stei-
genden Kosten führen. In Deutschland werden die Kosten der Energiewende derzeit 
ungleich verteilt. Die Hauptlast tragen die Verbraucher. Beim Strompreis werden die 
Kosten der Energiewende überproportional auf Privathaushaltskunden umgelegt. Der 
durchschnittliche Preis pro Kilowattstunden von 17,96 Cent im Jahre 2004 erhöhte 
sich auf 29,13 im Jahre 2014, was einer Erhöhung von 62 % entspricht.46 47 Der Emp-
fehlung eines Wechsels zu einem günstigeren Anbieter können armutsgefährdete 
Haushalte kaum folgen. Die meisten Stromanbieter prüfen die Bonität der Kunden, 
um Zahlungsausfälle zu verhindern. Dies führt neben Sprach- und Bildungsproblemen 
dazu, dass einkommensschwache Haushalte im teuersten Tarif der Grundversorgung 
bei ihrem örtlichen Strom- oder Gasunternehmen landen.48,49

4. Verhalten
Dass arme Menschen viel Energie verbrauchen, ist ein Mythos, der sich durch empi-
rische Befunde nicht belegen lässt. Vielmehr gibt es einen eindeutigen Zusammen-
hang zwischen Einkommen und Energieverbrauch. Spitzenverdiener verbrauchen im 
Vergleich zu den ärmsten Haushalten dreimal so viel Energie.50 Armutshaushalte ver-
brauchen im Schnitt am wenigsten Energie. Dies ergaben auch die Messergebnisse 
von zwei Projekten in der Energieberatung für einkommensschwache Haushalte.51,52

45	 www.statistik-bw.de/GesundhSozRecht/Indikatoren/SZ-OS_mindestsicherung.asp (abgerufen am 
18.06.2015).

46	 BDEW-Strompreisanalyse Juni 2014. Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft, 20.06.2014, S. 6, 
abgerufen am 08.07.2014 (PDF, Stand: Mai 2014).

47	 Bericht über den Strom- und Gasmarkt in Baden-Württemberg 2011/201 Hrsg. Umweltministerium Ba-
den-Württemberg, 07.12.2012.

48	 Energiepreisbericht für Baden-Württemberg 2013 Auftraggeber: Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft Baden-Württemberg, 2013 Analyse der bisherigen Entwicklung und Prognose 2020 für Strom, 
Fernwärme, Erdgas, Holz, Heizöl und Kraftstoffe verschiedener Kundengruppen.

49	 Energiepreisbericht für Baden-Württemberg 2013 Auftraggeber: Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft Baden-Württemberg, 2013 Analyse der bisherigen Entwicklung und Prognose 2020 für Strom, 
Fernwärme, Erdgas, Holz, Heizöl und Kraftstoffe verschiedener Kundengruppen.

50	 Statistisches Bundesamt(2010) Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS): Aufwendungen privater 
Haushalte für den privaten Konsum, Fachserie 15, Heft 5 EVS 2008, Ziff. 3 Konsumausgaben privater Haus-
halte 2008 nach monatlichen Haushaltsnettoeinkommen.

51	 Projekt Klever Kiez e.V. in: Kopatz, Michael: Energiewende.de Aber fair!, München, 2013, S. 61.
52	 Deutscher Caritasverband: Energiearmut – Teilhabe ermöglichen, in: Neue Caritas spezial 2, Freiburg 2014. 

basierend auf der Auswertung der Daten aus dem Projekt Stromsparcheck.

http://www.statistik-bw.de/GesundhSozRecht/Indikatoren/SZ-OS_mindestsicherung.asp
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Armut mit geringer Teilhabe, zum Beispiel durch Erwerbstätigkeit, führt zu einem 
deutlich längeren Aufenthalt in der eigenen Wohnung und damit zu einem höheren 
Energiebedarf. Treffen Faktoren wie hohe Energiepreise, schlechter Zustand des Ge-
bäudes und der Geräte, schwach ausgeprägtes Energiebewußtsein durch eine geringe 
Kostentransparenz und Armut aufeinander, so können diese auch sich selbst verstär-
kende Effekte haben. So entwickeln sich bei Krisen wie Krankheit oder Arbeitslosigkeit 
in Armutshaushalten oft Energieschulden. Hinzu kommen Sprachschwierigkeiten bei 
Migranten, Zahlungsschwierigkeiten, hohe Nachzahlungen, schwankende Höhe von 
Transferleistungen und hohe Kosten für Sperrungen und Mahnungen. Oft ist das Ener-
giebewusstsein dann schwach ausgeprägt. 

4.2	 Bitterkalt und zappenduster: Strom- und Gassperren als drastische  
Folgen von Energiearmut

Die Zahl der angedrohten und tatsächlich durchgeführten Versorgungsunterbrechun-
gen sind die Spitze des Eisberges. Hier kommt es tatsächlich zu dunklen, kalten und 
unbewohnbaren Wohnungen und oft zu gesundheitlichen Gefährdungen der Bewoh-
ner. In manchen Einzelfällen betreffen diese Sperren Haushalte mit Kindern und kran-
ken, älteren Menschen.

Die Bundesnetzagentur und das Bundeskartellamt erheben seit 2011 Daten zu 
Stromsperren, allerdings liegen nur bundesweite Ergebnisse vor. Daher ist nur eine 
Schätzung für Baden-Württemberg möglich: Im Jahre 2013 wurden bundesweit 
344 79853 Versorgungsunterbrechungen durchgeführt. Der Anteil der Privathaushal-
te von Baden-Württemberg in Deutschland beträgt 12,8 %. Anteilig entfielen damit 
12,8 % aller Stromsperren, also insgesamt 44 800 im Jahre 2013 auf Baden-Würt-
temberg.54 Aufgrund der geringeren Armutsgefährdungsquote im Land dürfte die tat-
sächliche Zahl etwas darunter liegen. Bundesweit kam es zu einer Steigerung gegen-
über 2011 von 11 %. Die Sperrungen wurden zur Durchsetzung von durchschnittlich 
105 EUR Zahlungsrückstand durchgeführt. Sie lagen damit gerade 5 EUR über der 
gesetzlich zulässigen Mindestgrenze. Die Kosten der Sperrung für die Kunden betru-
gen im Durchschnitt 48 EUR. 

Bundesweit wurden im Jahr 2013 44 000 Gassperren durchgeführt wurden, dies 
würde bezogen auf die Zahl der Haushalte für Baden-Württemberg und einem Anteil 
von 12,8 %, der Zahl von 5 632 vollzogenen Sperrungen der Gasversorgung entspre-
chen.55 Die Sperrungen erfolgten ausschließlich in der Grundversorgung bei einem 
durchschnittlichen Zahlungsrückstand von 130 EUR. Gegenüber dem Jahr 2011 ergibt 
sich bundesweit ein Anstieg von 37 %.

53	 Monitoringbericht 2014, Hrsg. Bundesnetzagentur, Bundeskartellamt, S. 150ff.
54	 Zahl der Privathaushalte in Baden-Württemberg: 5,1 Mill.; Quelle Zahl für 2012: www.statistik-portal.de/Be 

voelkGebiet/Landesdaten/LRt0116.asp (abgerufen am 18.06.2015). Bund: 39,7 Mill. Privathaushalte Quelle: 
www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Bevoelkerung/HaushalteFamilien/Tabellen/Haushalts 
groesse.html;jsessionid=3572CF591B6C190BB81AB3B129468488.cae1 (abgerufen am 18.06.2015). Basis: 
Hochrechnung für die Jahre ab Mikrozensus 2011 anhand der Bevölkerungsfortschreibung auf Basis Zensus 
2011. Hochrechnung für Vorjahre basiert auf den fortgeschriebenen Ergebnissen der Volkszählung 1987.

55	 Monitoringbericht 2014, Hrsg. Bundesnetzagentur, Bundeskartellamt, S. 263ff.

http://www.statistik-portal.de/BevoelkGebiet/Landesdaten/LRt0116.asp
http://www.statistik-portal.de/BevoelkGebiet/Landesdaten/LRt0116.asp
http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Bevoelkerung/HaushalteFamilien/Tabellen/Haushaltsgroesse.html;jsessionid=3572CF591B6C190BB81AB3B129468488.cae1
http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Bevoelkerung/HaushalteFamilien/Tabellen/Haushaltsgroesse.html;jsessionid=3572CF591B6C190BB81AB3B129468488.cae1
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Die Folgen von Energiesperren sind für die betroffenen Menschen drastisch und sind 
für breite Bevölkerungskreise kaum vorstellbar. Es kommt zu Beleuchtung durch Ker-
zen mit Brand- und Unfallgefahren. Telefone und Etagenheizungen funktionieren ohne 
Strom nicht, ohne Kühlschrank und Herd ist keine angemessene Ernährung möglich. In 
vielen Fällen sind Gesundheitsgefährdungen die Folge. Durch die Sperren steigen die 
finanziellen Belastungen noch mehr. Häufig übersteigen die Kosten der Mahnverfah-
ren und Abschaltungen die eigentlichen Energieschulden. 
Leider versagen in den meisten Fällen die sozialen Sicherungssysteme. Die Regel-
bedarfe in der Grundsicherung enthalten viel zu geringe Stromanteile und werden 
seit Jahren nur unzureichend und zu langsam der Entwicklung der Stromkosten an-
gepasst.56,57 Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss vom 23. Juli 
2014 eine „erhebliche Diskrepanz zwischen der Regelsatzfortschreibung bei den Kos-
ten für Haushaltsstrom“ festgestellt und erhebliche Bedenken gegen die Berechnung 
und Höhe der Regelsätze geäußert.58 
Nur wer Sozialleistungen, beispielweise vom Jobcenter bekommt, kann bei drohenden 
Strom- und Gassperren ein Darlehen erhalten. Dieses muss anschließend getilgt wer-
den und führt so später zu einer Reduktion der Grundsicherungsleistungen.

4.3	 Energieversorgung als Basis für Teilhabe

Eine Grundversorgung mit Haushaltsenergie wie Strom, Gas und Heizenergie gehört 
zum Existenzminimum von Menschen. Wohnungen müssen bewohnbar sein. Energie-
armut beschreibt den Zusammenhang von Armut und den Kosten für Energie. Wer sei-
ne Wohnung nicht ausreichend heizen kann und einen zu hohen Anteil seines Einkom-
mens für Energie ausgeben muss, gilt als energiearm. Das Phänomen Energiearmut 
ist jedoch im Kontext von Klimaschutz und Ressourcengerechtigkeit zu sehen. Ener-
giearmut ist nicht nur eine soziale, sondern auch eine ökologische und ökonomische 
Herausforderung. Hierzu bedarf es einer ressortübergreifenden Strategie. Nur durch 
die soziale Flankierung lassen sich klimapolitische Ziele und Energiewende nachhaltig 
verwirklichen. Die hierfür erforderliche Erhöhung der Energiepreise und die Investi-
tionen in energieeffiziente Wohngebäude macht es für armutsgefährdete Haushalte 
zunehmend schwierig, am sozialen Leben teilzunehmen. Arme Menschen in prekären 
Situationen sehen Klimaschutz als Luxusidee von Reichen, an der sie nicht teilhaben 
können.59 Derzeit wird in unserem Land die soziale Dimension der Energiewende we-
nig ins Bewusstsein gerückt.

4.4	 Lösungsansätze und Forderungen an die Landesregierung

Die Prävention und Bekämpfung von Energiearmut erfordert ein ressortübergreifendes 
und nachhaltiges Handlungskonzept. Neben einer Verstärkung des sozialpolitischen 
Beitrages ist insbesondere eine Verankerung des Themas in den Politikbereichen Ener-
gie, Klimaschutz, Wohnungsbaupolitik und Verbraucherschutz erforderlich.

56	 www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/08-05-2013-energiearmut-bekaempfen-teilhabe-sichern.
57	 www.vz-nrw.de/dossier-energiearmut (abgerufen am 18.06.2015).
58	 Beschluss vom 23.07.2014 BVerfG , 1 BvL 10/12 u.a., hier RZ 144.
59	 www.statistik-portal.de/Statistik-Portal/de_jb01_jahrtab4.asp (abgerufen am 18.06.2015).

http://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/08-05-2013-energiearmut-bekaempfen-teilhabe-sichern
http://www.vz-nrw.de/dossier-energiearmut
http://www.statistik-portal.de/Statistik-Portal/de_jb01_jahrtab4.asp
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4.4.1	 Notwendige Initiativen des Landes beim Bund 

�� Definition der schutzwürdigen Kunden sowie Vorlage eines Konzeptes zur Be-
kämpfung von Energiearmut und eines verbesserten Schutzes vor Energiesper-
ren im Rahmen der nationalen Umsetzung der EU-Richtlinie über gemeinsame 
Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt aus dem Jahre 200960: Deutschland 
hat diese Richtlinie bislang nicht umgesetzt. In diesem Konzept muss der Verbrau-
cherschutz für schutzbedürftige Haushalte massiv gestärkt werden, beispiels-
weise in den Bereichen Anbieterwechsel, Senkung der Grundversorgertarife und 
Nebenkosten von Mahnverfahren sowie dem Zugang zu kostenloser Energiebera-
tung.

�� Änderung der Finanzierung der Energiewende durch Entlastung von Privathaushalten.

�� Verbesserung der Einkommenssituation der Betroffenen durch bedarfsgerechte 
Energiekostenanteile und flexiblen und schnellen Anpassungen der Regelbedarfe 
in der Grundsicherung.

�� Einführung von Energiezuschüssen im Wohngeldgesetz und im BAföG.

4.4.2	 Notwendige Initiativen auf Landesebene
Sozialer Klimaschutz muss in allen Maßnahmen der Klimapolitik und der Energiepolitik 
des Landes und der Kommunen verankert werden. Wichtig ist die Berücksichtigung in 
allen Handlungsprogrammen, wie dem integrierten Klimaschutzkonzept. Erforderlich 
ist ein Landesprogramm gegen Energiearmut mit der Zielsetzung von Prävention und 
Bekämpfung der Energiearmut. 

Beispiele für konkrete Maßnahmen:

�� Förderung von Energieberatung für einkommensschwache Haushalte: Dieser 
bereits jahrelang von den Energieagenturen und Wohlfahrtsverbänden erprobte 
Ansatz des Stromsparchecks muss flächendeckend eingeführt und als Standar-
dangebot gesichert werden. Dabei geht es um energiebewusstes Verhalten, um 
aufsuchende Beratung von Haushalten und um die Bereitstellung von geringinves-
tiven Maßnahmen zur Energieeinsparung.61

�� Modellprojekte zur Prävention von Energiesperren mit Energieversorgern, Woh-
nungsbaugesellschaften und sozialen Diensten.

�� Förderung von investiven Maßnahmen zur Verbesserung der Wärmeeffizienz in 
Bestandsgebäuden im Bereich von preisgünstigem Wohnraum. Ziel muss die 
Senkung der Kosten für Heizung und Warmwassererzeugung und die warmmie-
tenneutrale Sanierung sein.

60	 Richtlinie 2009/72/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 13.07.2009 über gemeinsame 
Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt.

61	 Hierzu liegen dem Sozial- und dem Umweltministerium Konzept und Evaluierungsergebnisse aus Ba-
den-Württemberg der Liga der freien Wohlfahrtspflege vor, vgl. auch Kopatz, Michael: Energiewende.de 
Aber fair! Wie sich die Energiezukunft sozial tragfähig gestalten lässt, München 2013, S. 96ff , sowie www.
stromspar-check.de/ (abgerufen am 18.06.2015).

http://www.stromspar-check.de/
http://www.stromspar-check.de/
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�� Einführung von Klimabonusmodellen bei der Übernahme der Mietkosten in der 
Grundsicherung.

�� Ausbau der Kooperation zwischen Energiewirtschaft, Sozialbehörden und sozialen 
Diensten der Wohlfahrtspflege.

�� Modelle zur Stärkung des Verbraucherschutzes für schutzbedürftige Haushalte, 
zum Beispiel durch Prepaidsysteme bzw. digitale Messsysteme, Erprobung neuer 
Tarifmodelle (solidarische Tarifmodelle oder Fondslösungen).

5	 Überschuldung

5.1	 Armut und Überschuldung im Blick von Öffentlichkeit und Wissenschaft

Zusammenhänge zwischen Armut und Überschuldung sind sowohl aus der einschlägi-
gen täglichen Praxis der Schuldnerberatungsstellen als auch nach den Erkenntnissen der 
bislang in diesem Themenbereich angefertigten wissenschaftlichen Studien evident. 
Nach Angaben der Creditreform62 gab es 2013 rund 3,3 Mill. Haushalte in Deutschland, 
die von Überschuldung betroffen sind. Zu den Hauptgründen für Überschuldung wer-
den im Überschuldungsreport63 vor allem Arbeitslosigkeit (28,9 %), Scheidung oder 
Trennung (10,4 %), gescheiterte Selbstständigkeit (10 %), „falsches“ Konsumverhalten 
(7,6 %), Krankheit (8 % und mittlerweile auch „Einkommensarmut“ (6,8 %) gezählt. 
In Baden-Württemberg gelten nach Zimmermann rund 325 000 Haushalte64 als über-
schuldet, darunter rund 180 000 wegen Konsumentenkrediten. In seinen Analysen65, 
die auf dem “Sozio-ökonomischen Panel“‘ (SOEP) basieren, kommt Zimmermann zu 
dem Schluss, dass mehr als die Hälfte aller überschuldeten Privathaushalte nach der 
international angewandten Armutsdefinition als armutsgefährdet zu gelten haben. 

Zur Ver- und Überschuldungsproblematik liegen in Deutschland noch insgesamt wenig 
valide Daten und darauf begründete theoretische Annahmen vor. Dies trifft insbeson-
dere auf Länderebene und auch für Baden-Württemberg zu. Die Themen Verschul-
dung und Verbraucherinsolvenz sind in den letzten Jahren verstärkt in den Fokus medi-
aler Öffentlichkeit gerückt. Die wissenschaftliche Forschung, die sich differenziert mit 
Überschuldungsphänomenen und ihren Bedingungs- und Risikofaktoren beschäftigt, 
hinkt der medialen Aufmerksamkeit hinterher. Es existieren bis auf wenige amtliche 
Statistiken zur Verschuldung und zur Insolvenzverfahrenseröffnung noch kaum Daten 
und Studien zu den Ursachen, zu den von Ver- und Überschuldung betroffenen ver-
schiedenen Personengruppen, insbesondere zu neuen Risikogruppen (zum Beispiel 
überschuldete alte Menschen), zu biographischen Verläufen und zur Wirkungsweise 
der angewandten finanz-, rechts- und sozialpolitischen wie sozialarbeiterischen Maß-
nahmen und Interventionsformen.

62	 Vgl. Creditreform Wirtschaftsforschung. 2013. Schuldneratlas Deutschland Jahr 2013. Neuss. S. 4.
63	 Michael Knobloch u.a.: iff-Überschuldungsreport 2014. Überschuldung in Deutschland. institut für finanz-

dienstleistungen e.V. 2014, S. 9ff.
64	 Gunter E. Zimmermann: Verschuldung und Überschuldung in Baden-Württem-berg. Empirische Analysen. 

Karlsruhe 2010, S. 33ff.
65	 Gunter E. Zimmermann: Armut und Überschuldung. In: SCHUFA Holding AG (Hrsg.): schuldenkompass 2008. 

Empirische Indikatoren der privaten Ver- und Überschuldung in Deutschland. Wiesbaden 2008. S. 159.
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5.2	 Maßnahmen gegen Ver- und Überschuldung sind aktive Armuts- 
bekämpfung

Zu den zentralen Maßnahmen zur Vermeidung und Überwindung von Überschuldung 
zählen neben der Einrichtung spezialisierter Schuldnerberatungsstellen mit einem 
breit aufgestellten, ganzheitlichen Beratungsansatz („Soziale Schuldnerberatung“) die 
Möglichkeiten des gesetzlichen Schuldenregulierungsverfahrens, die präventionsori-
entierte Stärkung finanzieller Allgemeinbildung in den verschiedenen Lebensphasen 
und besonders bei bestimmten Zielgruppen sowie Mindeststandards für verantwortli-
che Finanzdienstleistungen und die Absicherung und Verfügbarkeit über ein Konto auf 
Guthabenbasis. 

Gemessen daran, dass Überschuldung längst mehr als ein gesellschaftliches Rand-
phänomen ist, hinken die Diagnosen und die zur Verringerung und Vermeidung von 
Überschuldung vorgesehenen Maßnahmen deutlich hinter her.

1.	 Da die amtliche Statistik noch lange auf sich warten lassen dürfte, bis sie wirklich 
aussagekräftige und valide Daten liefert, ist das Land gefordert, in den nächsten 
1 bis 2 Jahren eine breit angelegte wissenschaftliche Studie zu Ausmaß, Ursachen 
und Lösungsperspektiven zur Ver- und Überschuldung in Baden-Württemberg in 
Auftrag zu geben.

2.	 Soziale Schuldnerberatung ist ein zentrales Element im Hilfesystem gegen Über-
schuldung. Die bestehenden Beratungs- und Hilfeangebote – gegenwärtig gibt es 
ca. 1 000 Schuldnerberatungsstellen66 in Deutschland, 11667 davon in Baden-Würt-
temberg – reichen längst nicht aus, um Ratsuchende ohne längere Wartezeiten und 
in der gebotenen Beratungsqualität zu unterstützen. Quantitativ wird die Soziale 
Schuldnerberatung dem gesellschaftlichen Phänomen der Überschuldung nicht an-
nähernd gerecht. Ein Ausbau des „Nadelöhrs“ Schuldnerberatung tut Not … 

3.	 … und lohnt. Denn öffentliche und freigemeinnützige Schuldnerberatung sind äu-
ßerst wirkungsvoll. Jeder Euro, der in Schuldnerberatung investiert wird, schafft 
soziale und wirtschaftliche Wirkungen im Gegenwert von 5,3 Euro.68 

4.	 Das Land ist auf verschiedenen Ebenen gefordert, mehr in Schuldnerberatung zu 
investieren. Dies könnte geschehen durch:

�� Anpassung der Fallpauschalen für die Schuldnerberatungsstellen nach § 3 des 
Gesetzes zur Ausführung der Insolvenzordnung (InsO-Pauschalen) an die Sätze 
der Rechtsanwälte sowie eine kostendeckende Ausgestaltung des Pauschalen-
systems.

�� Qualitative und komplementäre Stärkung der Arbeit der Schuldnerberatung in 
der Fläche durch eine breit angelegte Förderung der öffentlichen und freige-

66	 Harald Ansen: Methodik der Sozialen Schuldnerberatung. In: Michael Knobloch u.a.: iff-Überschuldungsre-
port 2014. S. 68.

67	 Sozialministerium Baden-Württemberg (Hrsg.): Frei zugängige kommunale und gemeinnützige Schuldner-
beratungsstellen in Baden-Württemberg (Stand: 1.9.2014).

68	 Staatlich anerkannte Schuldnerberatung (asb): Schuldenreport 2014. Der 9. Österreichische Schuldenre-
port. Linz 2014. S. 19.
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meinnützigen Schuldnerberatung im Bereich der Prävention, in der Fachbe-
ratung der eigenen und anderer sozialer Dienste sowie beim Aufbau einer 
engagementfördernden, professionellen Ehrenamtsbegleitung in der Schuld-
nerberatung.

Schuldnerberatung trägt aus Sicht der Liga der freien Wohlfahrtspflege zu einer ob-
jektiven wie subjektiven Verbesserung der Lebenssituation von überschuldeten Men-
schen bei. Sie ist ein unverzichtbares und hochwirksames Beratungsfeld zur Verbes-
serung der Lebenslage überschuldeter Menschen. Es besteht insgesamt vorrangiger 
einkommens- und bildungspolitischer Handlungsbedarf, prekäre Erwerbssituationen 
durch Mindestentlohnungsbedingungen vermeiden zu helfen und die präventiven  
Aspekte von Schuldnerberatung weiter auszubauen.

6	 Fazit

Die beschriebenen fünf Themenfelder stehen für die konkreten Auswirkungen, die 
Armutsgefährdung und Armut für die Menschen bedeuten. Die Reihe der Themen 
ließe sich dabei erheblich ausdehnen, und auch innerhalb der einzelnen Abschnitte 
können nur Schlaglichter auf die jeweiligen Lebenslagen geworfen werden. Von zen- 
traler Bedeutung ist dabei, dass die Armutsgefährdung in einem Lebensbereich weite-
re Risiken in anderen Lebenslagen nach sich zieht. Arbeitslosigkeit belastet die Famili-
en und prägt die Kinder, fehlende Kinderbetreuung versperrt den Zugang zum Arbeits-
markt und enthält den Kindern wichtige Erfahrungsmöglichkeiten vor, eine mangelhafte 
Wohnung belastet die Gesundheit, finanzieller Mangel kann zu Energiearmut führen, 
Überschuldung kann den Arbeitsplatz ebenso gefährden wie die Wohnung.

Bisher konnte man davon ausgehen, das die Fakten über die Armut in unserer Gesell-
schaft im Gegensatz zum Reichtum bekannt sind, dies allein schon deswegen, weil ein 
Antrag auf Sozialleistungen häufig mit der weitgehenden Offenlegung der persönlichen 
und familiären Verhältnisse verbunden ist. Es fehlen jedoch zentrale und verlässliche 
Datengrundlagen zu einzelnen Zielgruppen und Lebenssituationen, wie zum Beispiel die 
Anzahl der verschuldeten Wohnungslosen, Wohnungsnotfälle, Stromsperren. Die vor-
handenen amtlichen Statistiken können manche wesentlichen Befunde nicht liefern, so 
weiß man nicht, wieviele Menschen wiederholt und damit dauerhaft von Arbeitslosigkeit 
betroffen sind. Zum Ausmaß der verdeckten Armut stehen kaum gesicherte Angaben 
zur Verfügung. Ein funktionierendes Monitoringsystem zu diesen Aspekten würde Licht 
in dieses Dunkelfeld bringen. Die Liga der freien Wohlfahrtspflege erhofft sich deshalb 
von dem ersten Landesbericht über Armut und Reichtum weitergehende Erkenntnisse, 
die die Lebenssituation und das Ausmaß von Armutslagen empirisch erhellen. 

Den Ligaverbänden ist es ein Anliegen, aus diesen Erkenntnissen zielführende Hinweise 
für die Weiterentwicklung von sozialpolitischen und fachlichen Konzepten zu gewinnen. 
Die Ansätze für eine wirksame Armutspräventions- und Armutsbekämpfungspolitik müs-
sen ständig reflektiert und neu bewertet werden. Wenn es zutreffend sein sollte, dass die 
heutigen im Gegensatz zu früheren Generationen zunehmend biographische Brüche und 
Krisen zu bewältigen haben, dann kommt es darauf an, die Zugänge zum System sozialer 
Hilfen und Unterstützungsmaßnahmen so zu gestalten, dass die Menschen sie auch tat-
sächlich erreichen können – oder dass die Hilfen die Menschen wirksam erreichen.
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Präventive Maßnahmen, niederschwelliger Zugang zu Beratung, vernetzte, ausrei-
chende und befähigende Unterstützungsmaßnahmen sind nötig und müssen gestärkt 
werden. Rechtzeitige Maßnahmen zur Verhinderung von Wohnungsnotfällen und 
Stromsperren, frühzeitige Intervention bei Ver- und Überschuldung und dauerhafte und 
Perspektiven eröffnende Hilfen wie öffentlich geförderte Beschäftigung bei langdau-
ernden Armutslagen bewahren die Menschen vor einer Zuspitzung und Kumulation 
der Risiken. Diese Maßnahmen machen nicht nur volkswirtschaftlich Sinn, sie sichern 
den sozialen Zusammenhalt in einer immer stärker von Konkurrenz dominierten Wirt-
schaftsgesellschaft und machen sie erst zukunftsfähig.

Die Liga der freien Wohlfahrtspflege in Baden-Württemberg sieht diesen Prozess von 
der Identifizierung bisheriger schwarzer Flecken über die Entwicklung von Konzepten 
und Handlungsansätzen bis hin zur Ausgestaltung von wirksamen Instrumenten als ei-
nes ihrer zentralen Aufgabenfelder und wird auch weiterhin aktive Partnerin im Diskurs 
mit Betroffenen, Zivilgesellschaft, Politik, Verwaltung und Kirchen sein.
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Beitrag des Landesfrauenrates 
Baden-Württemberg 

Armut: ein Frauenthema

Die vom Statistischen Landesamt Baden-Württemberg vorgelegten bzw. ausgewer-
teten Statistiken zur Armutsgefährung bzw. zur Einkommensarmut belegen abermals, 
dass Frauen quer durch alle Differenzierungsmerkmale in Baden-Württemberg stärker 
armutsgefährdet sind als Männer. Selbst unter den Erwerbstätigen zeigt sich dieser 
Genderbias. 
Die hohe Kinderarmut bzw. Armutsgefährdung ist in der Regel Ergebnis der Armut von 
Eltern. Die Gruppe der besonders armutsgefährdeten Alleinerziehenden besteht ganz 
überwiegend (zu 95 %) aus Müttern. 
Im Lebensverlauf muss ein Großteil der Frauen damit rechnen, dass sich bei ihnen 
Armutsrisiken kumulieren. Daraus folgende Altersarmut war und ist – konjunkturunab-
hängig – eher „weiblich“.

Armut ist deshalb seit langem ein Thema der Frauenverbände des Landes. Der Lan-
desfrauenrat hat seit 2012 in einem Arbeitskreis und in mehreren Konferenzen intensiv 
Wege aus der Frauenarmut erörtert und 2013 umfangreiche Forderungen und Vor-
schläge beschlossen.1

Ein Verständnis von Armut nach dem Lebenslagenansatz, das neben der monetären 
Armut auch die Dimensionen der Zeitarmut, der Bildungsarmut, der Gesundheitsar-
mut, der Beteiligungsarmut und das subjektive Empfinden von Armut einbezieht – wie 
im Bericht in einigen Kapiteln ausgeführt – ist geeignet, Armut umfassend in ihren 
Dimensionen und Dynamiken zu beschreiben und auf dieser Basis zielführende Vor-
schläge für Prävention und Wege aus der Armut bzw. aus der Armutsverfestigung zu 
entwickeln. 

Um das Menschenrecht auf physische Existenz und ein Mindestmaß an Teilhabe am 
gesellschaftlichen, kulturellen und politischem Leben (vgl. Kapitel III.2.4.) zu gewähr-
leisten, bedarf es eines genauen Blicks auf strukturelle Ungleichheit und auf den Be-
darf einzelner Gruppen. Und es erfordert einen aktiven Ansatz gegen Armut, der auch 
auf Teilhabe und Beteiligung der betroffenen Personen zielt und dies konzeptionell 
verankert.
Im Sinne des „Capabilities“-Ansatzes von Amartya Sen und Martha Nußbaum müssen 
Konzepte auf die Erhöhung der Verwirklichungschancen zielen. Da bei Frauen Struk-
turen sozialer Ungleichheit und geschlechtsspezifische Benachteiligung zu Armutsri-
siken kumulieren, sind im Sinne des Gender Mainstreaming vertiefte Analysen und 
geschlechtsdifferenzierte Folgenabschätzungen erforderlich.

1	 Forderungen und Vorschläge des Landesfrauenrats unter: www.lfrbw.de (abgerufen am 03.06.2015).

http://www.lfrbw.de
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1	 Armutsrisiken: Traditionelle Arbeitsteilung zwischen Frauen 
und Männern – Gesellschaftlich und gesetzlich verfestigte 
Chancenungleichheit zwischen Frauen und Männern

Frauen sind häufiger arm als Männer, weil überwiegend sie es sind, die innerhalb der 
familialen Arbeitsteilung die unbezahlten Haus-, Familien- und/oder Pflegearbeiten über-
nehmen, und weil sie dafür ihre Erwerbsarbeit unterbrechen bzw. Teilzeitbeschäftigungen 
und Minijobs annehmen.2 Sie sind häufiger arm, weil sie in Teilzeit und in Branchen mit 
niedrigen Stundenlöhnen3 geringe Einkommen und später (zu) niedrige Renten beziehen. 

Im Kontext der Norm der ununterbrochenen Vollzeitbeschäftigung erweist sich Eltern-
schaft für Frauen häufig als ein Armutsrisiko. Männer, die Väter werden erhöhen hin-
gegen eher ihre berufliche Teilhabe und damit ihre monetäre Sicherheit. 
Das primär an der Norm der ununterbrochenen Vollzeitbeschäftigung („Normalarbeits-
verhältnis“) orientierte System der sozialen Sicherung und gesetzliche Rahmenbedin-
gungen wie die Ehegattenbesteuerung4 sowie die vielfach unzureichende Infrastruktur 
für die Betreuung von Kindern oder hilfebedürftigen Älteren setzen Frauen, die unent-
geltliche Careaufgaben wahrnehmen, strukturell einem erhöhten Armutsrisiko aus.

Stärkere Armutsgefährdungen für Frauen resultieren auch aus der Schieflage in der 
Bewertung von (bezahlter) Arbeit; vor allem auf Frauen wirkt sich aus, dass soge-
nannte hausarbeitsnahe Berufsfelder und Arbeiten, die Ähnlichkeiten mit privat geleis-
teten Erziehungs-, Sorge- und Pflegetätigkeiten aufweisen, durchschnittlich geringer 
entlohnt werden als handwerkliche oder technische Tätigkeiten. Frauen stellen mehr-
heitlich die Beschäftigten in den betreffenden sozialen und Dienstleistungsberufen. 
Zusätzlich wirkt der alle Berufsfelder und Branchen durchziehende mehr oder minder 
hohe Gender Pay Gap zu Lasten von Frauen. 

2	 Alarmierende Befunde:  
Verfestigung von Armut und steigende soziale Ungleichheit

Bezogen auf die monetäre Armut beunruhigen den Landesfrauenrat Baden-Württem-
berg folgende vom Bericht belegte Entwicklungen und Prognosen:
Armutsgefährdung ist auch im relativ reichen Baden-Württemberg kein Randphäno-
men und sie steigt und verfestigt sich. Armutsrisiken steigen weiter insbesondere 
für alleinerziehende Mütter. Aufstiegs- bzw. Ausstiegschancen aus der Armut verrin-
gern sich, dies betrifft in besonderem Maße unter 18-Jährige. Soziale Ungleichheiten 
verfestigen und vergrößern sich: wer bereits arm/armutsgefährdet ist, muss damit 
rechnen es lange zu bleiben – zunehmend über Generationen hinweg. Wer sich in den 
obersten Einkommenspositionen befindet hat gute Aussichten, sein Einkommen wei-
ter und überdurchschnittlich zu vergrößern.5

2	 Vgl. unter anderm Studie „Frauen auf dem Sprung – das Update 2013“ (WZB und infas) und Zeitverwen-
dungserhebung 2012/2013 des Statistischen Bundesamts.

3	 Die Zahl der „working poor“ ist unter Frauen höher als unter Männern.
4	 Siehe Bericht Kapitel III.4.1 – sogenannte „Fehlanreize für Zweitverdiener“.
5	 Siehe Bericht Kapitel III.1.1 Anstieg der oberen Einkommen (+ 7 %), der Einkünfte aus Vermögen (+ 50 %), 

Stagnation die niedrigen Einkommen.
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Wie im Bericht in Kapitel III.2.1. – aus Sicht des Landesfrauenrates zutreffend darlegt 
– geht es bereits bei der statistischen Erfassung der Armutsgefährdung um die Frage 
der Verteilungsgerechtigkeit und der gesellschaftlichen Teilhabe, weil diese finanzielle 
Mindestressourcen voraussetzt. „Hinter dem Konzept der relativen Einkommensarmut 
steht die Vorstellung, dass ein zu hohes Ausmaß gesellschaftlicher Ungleichheit aus 
Gründen der Teilhabe, der Verteilungsgerechtigkeit und der Stabilität der gesellschaftli-
chen Ordnung nicht hingenommen werden kann“ (Eichhorn 2013: 4, vgl. Kapitel III.2.1).
Umso mehr verweisen die oben genannten Kernbefunde auf grundlegende Fragen der 
sozialen Gerechtigkeit. Sie verweisen auf die Notwendigkeiten der (Um-)Verteilung 
des gesellschaftlichen Reichtums und einer gerechten (Arbeits-)Zeitpolitik.

3	 Einkommens- und Zeitarmut bekämpfen

Ansätze zur Bekämpfung der Einkommensarmut müssen auf grundsätzlich sozialver-
sicherungspflichtige Arbeitsplätze mit existenzsichernden Einkommen zielen und auf 
eine geringere Spreizung der Einkommen (sowohl zwischen Branchen mit hohem An-
teil von Frauen und solchem mit hohem Anteil von Männern bzw. innerhalb einzelner 
Betriebe/Verwaltungen). 
Es besteht Reformbedarf nach einer gerechteren Besteuerung, nach einer Familienpo-
litik, die zu besseren Lebensbedingungen auch für Alleinerziehende führt und bei den 
Sozialleistungen für Menschen, die keine oder zu geringe Einkünfte aus Erwerbsarbeit 
erzielen können. 
Zugleich bedarf es einer (Arbeits-)Zeitpolitik, die vorhandener Zeitarmut wirksam be-
gegnet: und zwar durch eine gerechtere Verteilung der gesellschaftlich notwendigen 
– bezahlten und unbezahlten – Arbeitszeit. Darunter fällt die Erwerbsarbeitszeit ebenso 
wie die privat unentgeltlich geleistete Care-Arbeitszeit.

Von einer Stärkung der Kinderrechte im Sinne der UN-Kinderrechtskonvention durch 
Verankerung der Kinderrechte in der Baden-Württembergischen Landesverfassung 
(Kapitel IV.1.1 des Berichts) würde aus Sicht des Landesfrauenrates eine Impulsstär-
kung für Prävention und für die notwendigen Reformschritte auch im Bereich der Sozi-
alleistungen ausgehen. Dies betrifft auch wirksamere Maßnahmen gegen die Verwei-
gerung zustehenden Unterhalts an Kinder Alleinerziehender.

3.1	 Dringlich: Die Verfestigung von Armut in Familien auflösen

Die unter Abschnitt 2 skizzierten Entwicklungen beschreiben Zukunftsprognosen, 
wenn nicht entschieden gegen gesteuert wird. 
Als akut dringlich erachtet der Landesfrauenrat daher, präventive Maßnahmen gegen 
Mechanismen der Armutsverfestigung zu ergreifen und Wege aus verfestigter Armut 
zu eröffnen.

Insbesondere die Verfestigung von Armut bei Kindern/Jugendlichen ist alarmierend 
– neben dem Befund, dass bereits 40 % der Kinder in Baden-Württemberg innerhalb 
der betrachteten Zeitspanne (2008 bis 2012) mindestens einmal Armutsgefährdung 
erlebt haben. 
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Um zielführende Maßnahmen zur Verbesserung der Zukunftschancen dieser und der 
nächsten Generation zu benennen – in Hinblick auf Akteure, Rahmenbedingungen und 
familiale Rollenverteilungen – ist eine insgesamt differenziertere, auch geschlechtsdif-
ferenzierte Betrachtung der Mechanismen der Armutsverfestigung unabdingbar.
Praktikerinnen der Jugendarbeit und ältere Studien geben Hinweise auf geschlechts-
spezifische Auswirkungen von Kinder-/Jugendarmut. Folgenden Hinweisen sollten 
neue aktuelle Studien zur Ressourcenverteilung in Familien nachgehen:

�� Von den beschränkten Ressourcen der Familien wird Mädchen weniger zur Verfü-
gung gestellt als Jungen (etwa bezüglich Platz in der Wohnung, Bildungszugang/
Schulwahl, Geld). 

�� Tradierte Geschlechterrollen werden massiver durchgesetzt; Mädchen überneh-
men Verantwortung für den „Familienbetrieb“. Frühe familiäre Verantwortung 
stärkt eine eher traditionelle Rollenverteilung, die nicht primär auf eine eigenstän-
dige materielle Existenzsicherung der Frau setzt und damit den zentralen Ansatz 
des Ausstiegs aus der Armut und der Armutsvermeidung nicht priorisiert. Dies 
kann Zukunftsperspektiven beeinflussen, auch eine sehr frühe eigene Familien-
gründung aus romantischer Hoffnung auf etwas „Eigenes“ befördern. Bezüglich 
der Verschuldungsproblematik bei Jugendlichen gibt es Hinweise, dass Mädchen 
teilweise Schulden ihrer männlichen Freunde übernehmen.

Mit Blick auf die Ressourcen der Kinder und Jugendlichen, die für Wege aus der Armut 
fruchtbar werden können, wird hingegen auf eine höhere Resilienz bei armen Mäd-
chen als bei Jungen verwiesen.

Bildung – Berufsorientierung – Berufsausbildung – Empowerment 
Die Ausstiegschancen für Kinder und Jugendliche aus der Armut müssen deutlich ver-
bessert werden. Schlüssel sind eine bessere Bildungsbeteiligung und die Einmündung 
in Berufsqualifizierung in existenzsichernden Berufen. 
Besonders armutsgefährdeten Gruppen müssen ggf. durch geschlechtsspezifische, 
zielgruppenorientierte Fördermaßnahmen qualifizierte Schulabschlüsse ermöglicht 
werden. Dies gilt im Besonderen für Mädchen mit einem Migrationshintergrund bzw. 
aus Flüchtlingsfamilien. Mit einer bundesgesetzlichen Ausbildungsgarantie muss Be-
rufsausbildung für Alle gewährleistet werden.

Mädchen bei der Berufsorientierung und -wahl auf die eher existenzsichernden Berufe 
zu orientieren erfordert flankierend die Stärkung von Emanzipationsprozessen. Daher 
sind geschlechtsspezifische Angebote im Rahmen von Ganztagsschulen, von Schul-
sozialarbeit und in der außerschulischen Jugendarbeit erforderlich, die auf die Entwick-
lung von Ansatzpunkten zur Überwindung tradierter Rollenbilder zielen und Mädchen 
in ihren Fähigkeiten bestärken (Empowerment). Gender-pädagogische Konzepte müs-
sen institutionell abgesicherter Bestandteil der pädagogischen Konzepte im allgemei-
nen und beruflichen Bildungssystem sowie in der außerschulischen Kinder- und Ju-
gendarbeit werden. Gerade Mädchen aus von Armut betroffenen Familien benötigen 
Freiräume und außerfamiliäre kompensatorische Unterstützungsangebote.
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Berufliche Qualifizierung und Arbeitsmarktintegration – Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familienverantwortung – Elternbildung
Eine differenzierte Betrachtung der Elternseite in von Armut betroffenen Familien 
muss in den Blick nehmen, wie sich jeweils die Armutslage der Mütter und Väter dar-
stellt. Welche Armutsfolgen wirken in Richtung Armutsverfestigung in die nächsten 
Generationen bzw. welche Ansätze können einen Weg aus der Armut bestärken? Um 
Wege aus der Armutsverfestigung zu identifizieren sollte auch auf Basis von Erfah-
rungen, zum Beispiel von Familienhebammen, ein qualitatives Bild erhoben werden. 
Besonderes Augenmerk muss der Dimension der Zeitarmut gelten, die kennzeichnend 
ist für die Lebenslage der meisten Mütter minderjähriger Kinder und für Menschen, die 
sich um hilfebedürftige Angehörige kümmern. 

Zur Ermöglichung eigenständiger Existenzsicherung benötigt ein Teil der Mütter be-
rufsqualifizierende Aus- und Weiterbildung. Ausbildungsangebote müssen auch er-
wachsenen Frauen ohne Berufsausbildung gemacht werden. Teilzeitausbildung ist in 
mehr Berufen als bisher zu ermöglichen, auch im Sinne einer Erweiterung der Be-
rufswahl. Land und Arbeitgeberseite sind aufgefordert, für jede/n bis 35 Jahre eine 
abgeschlossene Berufsausbildung anzustreben. Die Anerkennung im Ausland erwor-
bener Berufsabschlüsse muss erleichtert werden. Für Frauen, die als Flüchtlinge nach 
Baden-Württemberg kommen, sollten Sprachkurse auch berufliche Orientierung bein-
halten, um ihre arbeitsmarktliche Integration zu befördern.
Außerfamiliäre Kinderbetreuungsangebote und Ganztagesschulen müssen Eltern die 
zeitliche Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Familienverantwortung erleichtern. Ins-
besondere in armutsgefährdeten Quartieren sollten sie den Eltern auch Bildungs- und 
Beratungsangebote eröffnen.

3.2	 Zeitarmut – Armut vor allem von Müttern und Frauen mit  
Care-Verantwortung

Zeitarmut, im Bericht als eine Form der „verdeckten Armut“ (Kapitel III.2.4.3.) ange-
sprochen, betrifft im hohen Maße Frauen, vor allem Mütter minderjähriger Kinder und 
Frauen, die unentgeltliche Care-Leistungen für hilfebedürftige Angehörige erbringen.6

Das Normalarbeitsverhältnis als Norm und Leitbild sozial abgesicherter Arbeit (vgl. Ka-
pitel V.3.) führt vor allem für Menschen mit Care-Aufgaben in Zeitarmut – und Zeitar-
mut kann den Weg in materielle Armutsgefährdung beschleunigen.
Wenn die Erlangung eines extistenzsichernden Erwerbseinkommens nur in Vollzeit 
möglich ist, wird bei gleichzeitig wahrzunehmender alltäglicher Verantwortung für Kin-
der oder hilfebedürftige Erwachsene Zeitarmut akut. Körperliche und psychische Be-
lastungsgrenzen werden relativ schnell erreicht und überschritten; die Entscheidung 
für die Aufnahme einer Teilzeitarbeit ist in diesem Zusammenhang eine Maßnahme zur 
Belastungsreduktion und insofern des persönlichen Gesundheitsschutzes. Sie führt 
jedoch vor allem bei Einelternfamilien bereits kurzfristig in Armutsgefährdung. 

6	 Vgl. Zeitverwendungserhebung 2012/2013 des Statistischen Bundesamts: Mütter verbrachten je Woche 
durchschnittlich 7 Stunden weniger mit Erwerbsarbeit und 15 Stunden mehr mit unbezahlter Arbeit als 
Frauen, die allein oder in einer Partnerschaft ohne Kind lebten. Frauen leisteten zwei Drittel ihrer Arbeit 
unbezahlt, Männer weniger als die Hälfte.
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Zeitarmut verringert zudem die Teilhabemöglichkeiten am gesellschaftlichen, kultu-
rellen und politischen Leben. Hinzu kommt bei dem wachsenden Anteil prekär Be-
schäftigter – wiederum mehrheitlich Frauen – dass auch vielfach ArbeitnehmerInnen-
schutzrechte und Partizipationsrechte in der Praxis eingeschränkt sind und besondere 
gesundheits(krankheits-)relevante Belastungen verschärft auftreten. 

Auf der anderen Seite verschärft Einkommensarmut Zeitarmut, wenn zu den regulären 
Beschäftigungsverhältnissen Nebenjobs aufgenommen werden müssen (Multijobber, 
vgl. Kapitel III.2.4.3.).

Eine neue Zeitpolitik ist notwendig!
Mit außerfamiliären Betreuungsangeboten allein ist der Zeitnot von erwerbstätigen 
Frauen (und Männern), die Care-Aufgaben wahrnehmen nicht beizukommen. Denn 
Menschen müssen – im Sinne der Capabilities (hier: Verbundenheit mit anderen Men-
schen und Sozialität) – ihren Anspruch auf das Leben innerfamiliärer Beziehungen und 
Freundschaften leben können. 
Unerlässlich ist eine Arbeitszeit(um)verteilung, die bei Partnerschaften beiden Eltern-
teilen gleichermaßen Erwerbsarbeit und Familienverantwortung ermöglicht. 
Gangbare Wege aus der Zeitnot weisen Modelle der vollzeitnahen Teilzeitarbeit und 
familiengerechter Arbeitszeiten sowie eine allgemeinen Arbeitszeitverkürzung.
Soweit es zur partnerschaftlichen Zeitverteilung in Paarfamilien privater Aushand-
lungsprozesse bedarf, um von Männern in Paarfamilien (mehr) partnerschaftliche Auf-
gabenteilung zu verlangen und mehr Eigenzeit für Frauen, kann es notwendig sein, 
Frauen durch Frauenbildungsangebote zu bestärken, wo erforderlich niedrigschwellig 
und auch quartiersbezogen.

4	 Weitere Armutsdimensionen und –Folgen bei Frauen

4.1	 Arm an Gesundheit – Gesundheitsbelastungen durch Zeitarmut und  
persönliche Abhängigkeit

Armut bewirkt bei Frauen vielfach persönliche Abhängigkeit von Familien und Part-
nern. Frauen, die keinen Zugang zu existenzsichernden eigenen Einkommen finden, 
verbleiben häufiger in konflikthaften oder gar gewalttätigen Beziehungen mit schwer-
wiegenden Folgen für die psychische und physische Gesundheit. Dies gilt im beson-
deren Maße für Frauen aus Familien mit traditioneller Rollenverteilung, Frauen mit 
verminderten Bildungszugängen, zu geringen Deutschkenntnissen, zum Beispiel in 
Flüchtlingsfamilien. 
Zu allgemeinen gesundheitlichen Belastungen durch Armutsgefährdung (siehe Kapitel 
V.4) kommen bei Frauen mit Care-Verantwortung in prekären und gering bezahlten Ar-
beitsstellen weitere Gesundheitsgefährdungen durch zeitliche Überlastung/Zeitarmut 
hinzu. 
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4.2	 Verdeckte Armut bei Frauen im ländlichen Raum

Stärkeres Augenmerk muss der verdeckten Armut vor allem älterer Frauen in ländlich 
strukturierten Räumen gelten. Es gibt Hinweise, dass sie zu denjenigen gehören, die 
eher auf ihnen zustehende staatliche Leistungen verzichten. Besonderheiten betreffen 
auch die Wohnsituation: tendenziell eher größere Wohnungen werden nicht beheizt, 
weil vielfach Heizkosten nicht aufgebracht werden können. Die Ausdünnung der täg-
lichen Nahversorgung, der Gesundheitsversorgung und des öffentlichen Personen-
nahverkehrs in Teilen des ländlichen Raums verstärkt Auswirkungen der monetären 
Armut, mit Folgen vor allem auf Gesundheit und Teilhabechancen. Strukturentwick-
lungsprogramme für den ländlichen Raum müssen diese Aspekte mehr als bisher ein-
beziehen.7

Für den Landesfrauenrat Baden-Württemberg

Manuela Rukavina, Erste Vorsitzende

7	 Weiterführende Hinweise. Positionspapier LFR zu Wege aus der Frauenarmut – Teil Wohnen und Leben in 
Stadt und Land, Partizipation.
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Beitrag des Landesfamilienrates 
Baden-Württemberg

Öffentliche Verantwortung für das Wohlergehen von Kindern  
und Familien 

Armut von Kindern und Familien ist in Baden-Württemberg kein Randphänomen, auch 
wenn das quantitative Ausmaß etwas hinter dem Bundesdurchschnitt zurück bleibt. 
Die Analyse zeigt, dass nahezu 15 % der Familien und rund 18 % der Kinder und Ju-
gendlichen in Baden-Württemberg von Armut betroffen sind. Der Befund, dass Allein-
erziehende, Mehrkindfamilien sowie Familien mit Zuwanderungsgeschichte ein deut-
lich höheres Armutsrisiko tragen, ist weder neu noch überraschend. Er verdeutlicht 
aber, wie wenig sich hier in den letzten Jahren bewegt hat. Im Hinblick auf steigende 
Armutszahlen bei Alleinerziehenden ist der Befund alarmierend. 

Materielle Armut bedeutet nicht nur Mangel an Mitteln und Ausstattung sondern wirkt 
zentral auf weitere Dimensionen wie die Wohnsituation oder die Arbeitsmarktanbin-
dung der Eltern. Aber auch immaterielle Dimensionen wie Bildung, Gesundheit, soziale 
Einbindung und die Lebenszufriedenheit werden dadurch geprägt. Armut wird – wenn 
ihr nicht gezielt entgegen gewirkt wird – an die nächste Generation weitergegeben. Sie 
prägt das Aufwachsen und entscheidet über die Zukunft von Kindern. 

Mit Erziehung, Pflege und Fürsorge bringen Familien unverzichtbare Leistungen - für 
den Einzelnen und die Gemeinschaft. Zu Recht werden Familien als Fundament und 
Keimzelle der Gesellschaft bezeichnet. Ob sie für ihre Aufgaben gut oder unzureichend 
ausgestattet sind, entscheidet über das gelingende Aufwachsen von Kindern und 
die Befindlichkeit der Eltern. Für das Wohlergehen von Kindern gibt es neben der in  
Art. 6 GG verankerten elterlichen Verpflichtung auch eine öffentliche Verantwortung1, 
dieser Erkenntnis ist u.a. beim Ausbau der Tagesbetreuung Rechnung getragen. Das 
Wohlergehen von Kindern kann jedoch nicht isoliert von der Lebenslage und dem Be-
finden der Eltern betrachtet werden. Daher müssen auch die Eltern zur Zielgruppe für 
Maßnahmen zur Armutsüberwindung werden

1	 Soziale Ungleichheit als gesamtgesellschaftliches Problem

Der Landesfamilienrat hält es für geboten, nicht nur die Armut zu thematisieren, son-
dern auch den Reichtum zu betrachten: Reichtum, verstanden als Wohlstand im Über-
maß. Wir sehen die Politik in der Pflicht, so zu steuern, dass die in den letzten Jahren 
gewachsene Ungleichheit nicht weiter zunimmt bzw. sich die Schere wieder schließt. 

1	 Der 11. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung spricht im Jahr 2002 erstmals von öffentlicher 
Verantwortung für das Aufwachsen von Kindern. Die Forderung nach einer öffentlichen Mit-Verantwortung 
für das Wohlergehen von Familien ist konsequent weitergedacht.
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Wenn Ungleichheit zunimmt, gerät v.a. die Mittelschicht unter Druck, davon sind Fami-
lien in besonderem Maß betroffen. Die festzustellende Abwärtsmobilität verunsichert 
vor allem diejenigen, die familiäre Sorge tragen. Zur im Bericht festgestellten wach-
senden sozialen Ungleichheit kommt für Familien auch die fehlende Generationenge-
rechtigkeit hinzu, die sich sowohl in der nicht angemessenen Familienbesteuerung als 
auch in der unzureichenden Berücksichtigung bei der Beitragsgestaltung in der So-
zialversicherung ausdrückt. Strukturell benachteiligt die hohe Konsumquote Familien 
im Niedrigeinkommensbereich: Dass sie den größten Teil ihres Einkommens für den 
Lebensunterhalt ausgeben (müssen) führt dazu, dass sie proportional mehr indirekte 
Steuern (Mehrwertsteuer) bezahlen. Umso weniger ist daher verständlich, dass kind-
bezogene Artikel (zum Beispiel Kinderwagen) nicht dem ermäßigten Steuersatz von 
7 % unterliegen.

Abgesehen davon, belastet Armut nicht nur die Armen, sondern die gesamte Gesell-
schaft. Auch Wohlhabende müssten ein Interesse an gesellschaftlichem Frieden und 
geringerer Kriminalität haben, selbst das Wirtschaftswachstum eines Landes2 wird bei 
Zunahme von sozialer Ungleichheit abgebremst. 
Die Analyse in Baden-Württemberg ist schwierig, die Daten, auf die zurückgegriffen 
werden musste, sind vergleichsweise alt. Die Ergebnisse machen aber deutlich, dass 
die Einkommensteuer, obwohl progressiv gestaffelt, nicht genügend Wirkung ent-
faltet, um die zunehmende Spreizung der Einkommen abzubremsen. Nachdem das 
Vermögen noch weit ungleicher verteilt ist als das Einkommen, sollte das Land die 
Wiedereinführung der Vermögenssteuer unterstützen. Auch die Beitragsbemessungs-
grenze bei der Rentenversicherung ist zu überprüfen. 

Konsequent ist auch über den Beitrag der Wohlhabenden in Baden-Württemberg 
nachzudenken, die mit Stiftungen, Spenden oder ehrenamtlicher Arbeit einen wichti-
gen Beitrag zur Armutsprävention und –überwindung leisten könnten. Das kann eine 
systematische und aus öffentlichen Mitteln finanzierte Maßnahmenpolitik keinesfalls 
ersetzen, diese aber wirkungsvoll unterstützen und ergänzen. 

2	 Armut von Kindern ist die Armut von Familien 

Der Entwicklung der letzten Jahre, Kinderarmut offen zu thematisieren und als ein 
nicht hinzunehmendes gesellschaftliches Übel zu betrachten, war ein richtiger Schritt. 
Es gilt jedoch deutlich zu machen, dass jedes Kind in einem Haushaltszusammenhang 
lebt und sein Wohlbefinden eng mit dem Wohlbefinden seiner Familie, seiner Eltern 
und seiner Geschwister verbunden ist. Kinder sind nicht isoliert arm, sie sind es zu-
sammen mit ihren Eltern, in der Regel mit ihren Müttern. Armut von Kindern ist Armut 
von Familien und diese ist vielfach die Armut von Frauen. 

Die Analyse bestätigt: Haushalte mit Kindern sind besonders armutsgefährdet. Das 
hängt jedoch stark von der Kinderzahl und der Familienform ab. Mit zunehmender Kin-
derzahl steigt das Armutsrisiko steil an: Ein Viertel (26 %) der Personen in Haushalten 

2	 Nach einer Studie des Internationalen Währungsfonds (IWF) von 2014 kommt schnelleres und ausdau-
erndes Wirtschaftswachstum in Staaten vor, die nach Steuern eine geringe Ungleichheit aufweisen, im 
Unterschied zu Staaten mit hoher Ungleichheit.
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mit drei oder mehr Kindern gelten als armutsgefährdet, während es bei Paarfamilien 
mit zwei Kindern bei 9 % liegt. In Baden-Württemberg sind Alleinerziehende mit ei-
nem Armutsrisiko von 45,8 % stärker betroffen als im Bundesdurchschnitt. 

Ebenso, wie das „Gesicht der Armut“ verschiedene Dimensionen hat, muss auch 
ihre Bekämpfung (im Sinne von Prävention, Überwindung oder Milderung von Armuts-
lagen) mehrdimensional sein. Im Folgenden nennen wir einige ausgewählte Ansatz-
punkte für die Maßnahmenplanung und Armutsbekämpfungspolitik des Landes: 

3	 Familien in der Arbeitswelt unterstützen

3.1	 Ausbildung und Integration in den Arbeitsmarkt

Zur Existenzsicherung und Verbesserung der materiellen Lebenslage ist die Aufnahme 
einer (möglichst qualifizierten) Erwerbstätigkeit Voraussetzung. Ausbildung und Inte-
gration in den Arbeitsmarkt sind daher vorrangige Aufgaben. Prekäre Beschäftigungs-
verhältnisse und Arbeitslosigkeit gehen oft mit fehlender Berufsausbildung einher. Es 
ist vor diesem Hintergrund unverständlich, dass Mütter oder Väter über 25 Jahre keine 
Ausbildung machen können, weil in dieser Zeit der Lebensunterhalt für sie und ihre 
Familie nicht gesichert werden kann. Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II 
werden mit Verweis auf die Pflicht zur Arbeitsaufnahme verweigert, Bundesausbil-
dungsbeihilfe (BAB) als Lebensunterhalt wird wegen der im BaföG geltenden Alters-
grenze nicht gewährt. Der Landesfamilienrat fordert das Land an auf, seinen Einfluss 
im Bundesrat geltend zu machen, um diese Lücke im SGB III zu schließen. Er bemän-
gelt an dieser Stelle auch, dass die aktive Arbeitsmarktpolitik in den letzten Jahren 
zurückgefahren wurde. 

3.2	 Sanktionen bei jungen Menschen dürfen nicht die ganze Familie treffen 

Verletzen Leistungsempfangende nach dem SGB II die damit einhergehenden Pflichten, 
kann das Arbeitslosengeld II reduziert werden: von anfänglichen 30 % des Regelbedarfs 
bis zu 60% bei einer wiederholten Pflichtverletzung bis zur totalen Streichung der Leis-
tung für zunächst 3 Monate bei einer weiteren Pflichtverletzung. Bei unter 25-Jährigen 
fällt der Regelbedarf ganz weg bis auf Kosten für Unterkunft und Heizung. Dies bedeutet 
nicht nur das Unterschreiten des Existenzminimums bei den Betroffenen, sondern darü-
ber hinaus eine Einschränkung und Belastung für den gesamten Haushalt – eine Neben-
wirkung von hoher Bedeutung für die meist ohnehin schon belastete Familie.

Da Hilfen im Jugend- und jungen Erwachsenenalter eine hohe Sensibilität, Vertrauen 
und Zeit erfordern, erhebt sich auch die Frage, ob der Betreuer/die Betreuerin beim 
Jobcenter, welche auch die entsprechende Belehrung vor Verhängung der Sanktio-
nen wahrnimmt, entsprechend pädagogisch und psychologisch geschult ist. Für die 
Entwicklung weiterer Perspektiven junger Menschen erachten wir gerade das als drin-
gend erforderlich.
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3.3	 Zeitarmut und Überforderung entgegenwirken 

Das Phänomen von Zeitknappheit und Stress betrifft tendenziell alle Familien, die Er-
werbsarbeit mit der Verantwortung für Familie vereinbaren müssen. Besonders dra-
matisch stellt sich das für einkommensschwache Familien dar, die mitunter mehrere 
Jobs haben. Kinder, Haushalt und mehr als ein Vollzeitjob sind nicht ohne Erschöpfung 
zu bewältigen. Der Landesfamilienrat Baden-Württemberg setzt sich für bezahlbare 
‚Haushaltsnahe Dienste’ für Familien ein – dies auch im Hinblick auf die hohe Zahl der 
zu pflegenden Angehörigen im Privathaushalt. Er verweist dazu u.a. auf das „Belgi-
sche Modell“3. Neben der Kinderbetreuung sind haushaltsunterstützende Dienste die 
zweite wesentliche Säule zur Vereinbarkeit von Familie und Erwerbsarbeit.

4	 Alleinerziehende umfassend unterstützen 

Unter allen Familienformen tragen Alleinerziehende das höchste Armutsrisiko. Mit fast 
46 % haben Alleinerziehende in Baden-Württemberg sogar eine höhere Armutsbe-
troffenheit als im Bundesdurchschnitt. Die Schwierigkeit der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie sowie die Benachteiligung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt treffen Al-
leinerziehende besonders hart. Es müssen Rahmenbedingungen geschaffen werden, 
die es Alleinerziehenden ermöglichen, ihre Existenz selbständig zu sichern. Dazu ge-
hört neben einem geschlechtergerechten Arbeitsmarkt die verlässliche, qualifizierte 
Kinderbetreuung auch an Randzeiten, am Wochenende und in den Ferien. Allerdings 
braucht es auch zeitliche Entlastung; das Konzept einer „durchgängigen vollschichti-
gen Beschäftigung“ bringt Eltern, insbesondere Alleinerziehende, stark unter Druck. 

4.1	 Unterhalt für Kinder sicherstellen

Jedes zweite Kind, das Grundsicherungsleistungen erhält, lebt in einem Einelternhaus-
halt. Dabei spielen unzureichende oder ausbleibende Unterhaltszahlungen eine wich-
tige Rolle. Viele Alleinerziehende haben Schwierigkeiten, den ihren Kindern zustehen-
den Unterhalt zu bekommen und fühlen sich von staatlicher Seite oft nicht genügend 
unterstützt. Unterhaltsvorschuss ist eine wichtige Ausfallleistung, die allerdings nur 
für max. 72 Monate und längstens bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres eines Kin-
des gezahlt wird. Erhält der betreuende Elternteil Grundsicherungsleistungen, muss 
Unterhaltsvorschuss zwingend beantragt werden. Er wird als vorrangig einzusetzen-
des Einkommen angerechnet; der Anspruch ist damit für die Betroffene „verbraucht“. 
Dieses Problem wäre gelöst wenn, wie vom Landesfamilienrat unterstützt, der Unter-
haltsvorschuss bis zum 18. Lebensjahr eines Kindes gewährt würden.4 Den Kinderzu-
schlag, mit dem Eltern im Niedrigeinkommensbereich aus dem SGB II-Bezug kommen 
können, erhält nur eine kleine Gruppe der erwerbstätigen Alleinerziehenden, denn der 
Kindesunterhalt wird hier voll als Einkommen des Kindes angerechnet. Ist er höher 
als der Kinderzuschlag, erhält der Haushalt die Leistung nicht. Der Landesfamilienrat 

3	 Dabei handelt es sich um ein Gutscheinsystem, mit dem der Staat jede im Haushalt geleistete Stunde so 
subventioniert, dass diese bezahlbar ist und die Beschäftigten im Haushalt legal arbeiten und existenziell 
gesichert sind.

4	 Vgl. „Alleinerziehende – Familie in konzentrierter Form“. Positionen und Forderungen des Landesfamilien-
rates Baden-Württemberg zur Situation von Alleinerziehenden, Stuttgart, 2012.
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Baden-Württemberg fordert eine Änderung dieser Berechnung und schlägt vor, Kin-
desunterhalt genau wie Kindergeld und den kindbezogenen Anteil des Wohngeldes 
nicht in die Anspruchsberechnung einzubeziehen. Die Einführung einer Kindergrund-
sicherung bzw. eines existenzsichernden Kindergeldes würde gerade diese Probleme 
lösen und insgesamt die Handlungsspielräume in Familien erhöhen. 

4.2	 Datengrundlagen schaffen

In Baden-Württemberg fehlen valide Zahlen zum Kindesunterhalt, das heißt zu Durch-
setzung, Höhe und Dauer der Unterhaltszahlung sowie zum Unterhaltsvorschuss und 
zur Rückholquote. Wir unterstützen daher die Forderung des Netzwerks Alleinerzie-
hendenarbeit BW und bitten Ihr Haus freundlich darum, zeitnah eine aktuelle Studie 
zum Kindesunterhalt in Auftrag zu geben. Die Erkenntnisse sollen u.a. auch Verbesse-
rungen für die Beratung und die Bearbeitung bei den Jugendämtern erbringen.

5	 Weitere Ansatzpunkte zur Armutsbekämpfung 

5.1	 Hilfen aus einer Hand – Anlaufstellen für alle Familien vor Ort

Vor allem die Familien, die ihren Lebensunterhalt ganz oder teilweise, zeitweilig oder 
längerfristig nicht aus eigenen Mitteln bestreiten können, sind auf umfassende, kom-
patible Hilfen und gute Beratung angewiesen. Ein für viele nicht durchschaubares Bün-
del an Leistungen, verschiedene Rechtskreise und Hilfesysteme erfordern die kompe-
tente und unterstützende Beratung vor Ort – möglichst aus einer Hand. Dafür fordern 
wir für erreichbare Anlaufstellen, die als Lotsen für Familien ins Hilfe- und Unterstüt-
zungssystem dienen. Hierfür braucht keine neue Struktur geschaffen zu werden, wohl 
aber Fachkompetenz bereitgestellt werden. Je nach örtlicher Gegebenheit kann die 
Anlaufstelle in einem Mehrgenerationenhaus, einem Familienzentrum oder an einer 
anderen geeigneten Stelle angeboten werden. 

5.2	 Wohnraumförderung und Quartiersplanung

Ein Drittel bis zur Hälfte ihres Einkommens müssen Familien mit geringem Einkommen 
für die Miete aufwenden, dazu kommen steigende Nebenkosten, insbesondere für 
Strom und Heizung. Mieten in Ballungsräumen werden zunehmend unerschwinglich. 
Der Landesfamilienrat fordert vom Land die entschiedene Wiederankurbelung des Baus 
von sozial gefördertem Wohnraum, der in den letzten Jahren fast zum Erliegen gekom-
men ist. Angesichts der sich weiter verschärfenden Wohnungsknappheit in vielen Re-
gionen sind differenzierte Konzepte zur Schaffung von bezahlbarem, generationen- und 
familiengerechten Wohnraum gefragt – im Neubau, wie im Bestand. Wohnungsbau und 
Quartiersplanung sind eine Querschnittsaufgabe, für die der Landesfamilienrat einen 
„Masterplan“ fordert. Hauptakteure sollen hier neben der privaten Bauwirtschaft die 
Kommunen sein, aber das Land kann und muss entsprechende Weichen stellen und Fa-
milien mit geringem Einkommen wirkungsvoll unterstützen. Auch das Wohngeld in sei-
ner nachweislich wichtigen Funktion bei der Armutsvermeidung muss realitätsgerecht 
und entsprechend den Mietpreisen in der Region angehoben werden.
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5.3	 Eltern- und Familienbildung

Ein zentraler Ansatzpunkt bei der Armutsüberwindung ist Bildung. Gerade weil sich Ar-
mut intergenerationell fortsetzt, ist es richtig, allen Kindern möglichst früh ein umfas-
sendes Bildungsangebot – unabhängig von der elterlichen Förderung – in Tagesbetreu-
ung, Schulen und/oder außerschulischer Kinder- und Jugendarbeit zu machen. Dass 
der Bildungserfolg nachweislich eng mit der sozialen Herkunft verknüpft ist, muss eine 
Verbesserung der individuellen Fördersysteme in den Schulen nach sich ziehen. Die 
Erfahrung zeigt allerdings auch, dass der Einfluss des Elternhauses stärker wiegt, als 
der von Institutionen. Es gilt daher die Erkenntnis dass, wer Kinder bilden und errei-
chen will, die Eltern „mitnehmen“ muss. Daher müssen die Eltern gleichfalls Adres-
saten von Bildung sein. Ein breit gefächertes Angebot der Eltern- und Familienbildung 
verbindet Eltern, schafft Austausch, Wissen, Orientierung, Beteiligung und bietet Un-
terstützung in allen Lebenslagen und Lebensphasen. Familienbildung dient damit auch 
der Selbstermächtigung und der gesellschaftlichen Inklusion. 

In Baden-Württemberg besteht eine Vielfalt guter Angebote. Ihr Stellenwert innerhalb 
der Familienförderung sowie die Chancen, die in einer besseren rechtlichen und struk-
turellen Ausgestaltung liegen, sind nach Auffassung des Landesfamilienrates noch 
nicht ausreichend erkannt. Es fehlt vor allem an einer systematischen Bedarfsermitt-
lung und Angebotsentwicklung vor Ort. Der Landesfamilienrat Baden-Württemberg 
fordert daher, die Familienbildung zum Planungsgegenstand der örtlichen Kinder- und 
Jugendhilfeplanung bzw. Sozialplanung zu machen.5 

Qualitätszeit in Familien, eine Pause von Existenz- und Alltagssorgen sowie die Gele-
genheiten zu non-formaler Bildung vermitteln gerade auch Familienferienstätten. Ins-
besondere für von Armut betroffene Familien ist Erholung und sind neue Erfahrungen 
von hohem Wert. Es ist für den Landesfamilienrat schwer verständlich, weshalb das 
Land die Möglichkeit vergibt, mit relativ geringen Mitteln erhebliche Effekte zu erzie-
len. Wir bemängeln nicht nur die vom Land bereits 2005 aufgegebene Individualför-
derung von Familien, sondern aktuell auch den nicht gewährten Beitrag des Landes 
zur Investitionsförderung der Häuser, ohne den der im Bundeshaushalt bereitgestellte 
Förderbetrag nicht ausbezahlt werden kann.

5.4	 Gesundheit und Ernährung verbessern

Die soziale Lage hat Auswirkungen auf den Gesundheitszustand. Der Landesfamilien-
rat hält eine bessere Prävention in den Bereichen Sucht, Umgang mit psychosozialen 
Belastungen und Ernährung für dringlich. Dies kann durch entsprechende Unterrichts- 
inhalte und Projekte (zum Beispiel Klasse 2000) geschehen. Der Landesfamilienrat 
regt an, Ernährung und Gesundheitsverhalten in ein neues Unterrichtsfach „Alltags-
kompetenz“ zu integrieren. 

Ein gesundheitsförderliches Ernährungsverhalten braucht ein langes Training. Der Ver-
pflegung in den Tageseinrichtungen und dem Schulessen kommt in diesem Zusam-
menhang eine wichtige Bedeutung zu. Es ist sicherzustellen, dass an allen Schulen 

5	 Vgl. Beschluss der Jugendministerkonferenz vom 22./23. Mai 2003 in Ludwigsburg zu TOP 4: Stellenwert 
der Eltern- und Familienbildung – Stärkung der Erziehungskompetenz der Eltern.
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– nicht nur den Ganztagsschulen – die ein Mittagessen anbieten, dieses ernährungs-
physiologisch ausgewogen ist und den Geschmack der Kinder trifft. Auch Essverhal-
ten muss unterstützt und eingeübt werden und braucht entsprechende Begleitung. 
Eine hauptamtliche Koordination und Begleitung der ehrenamtlichen Initiativen, die es 
an zahlreichen Schulen gibt, ist dabei wichtig.

Der Erkenntnis, dass die Trennung von medizinischer und psychosozialer Versorgung 
an den Bedürfnissen der benachteiligten Bevölkerungsgruppe vorbei geht, ist mit ver-
änderten Konzepten, etwa einer besseren Vernetzung der Systeme, Rechnung zu tra-
gen. 

5.5	 Kosten für Mobilität verringern 

Die Studie zum Ausgabeverhalten von Familien6 zeigt, dass nach den Wohnkosten, die 
Kosten für Mobilität der zweithöchste Ausgabenposten für Familien sind. Beweglich 
zu sein ist aber ein wichtiges Element von Teilhabe. Bei Mehrkindfamilien sind die 
Fahrtkosten für den ÖPNV ein erheblicher Kostenfaktor. Das gilt auch für die Schüler-
beförderung im ländlichen und städtischen Raum. Diese Kosten sind nicht vermeidbar 
und belasten das Familienbudget, auch wenn der Kreis/die Stadt einen Zuschuss ge-
währt. Der Landesfamilienrat regt an, die notwendige Schülerbeförderung grundsätz-
lich kostenlos zu anzubieten und in Stadtgebieten die 3-Kilometer-Grenze aufzuheben. 
Je nach Streckenverlauf und Alter des Kindes kann hier der Weg weder zu Fuß noch 
mit dem Fahrrad zurückgelegt werden. 

6	 Schlussbemerkung

Bei der Berichterstattung darf es nicht bleiben, der vorgelegten Analyse muss eine 
abgestimmte Maßnahmenplanung folgen. In die Aufbringung der dafür notwendigen 
Mittel ist auch der vorhandene Reichtum in Baden-Württemberg einzuplanen. 

Der Landesfamilienrat sieht hierbei viele kommunale Handlungsnotwendigkeiten, die 
jedoch durch das Land entscheidend mitkonzipiert und unterstützt werden müssen. 
Eine vernetzte örtliche Sozial- und Quartiersplanung, in die auch die freien Träger ein-
bezogen werden können, ist dafür die unverzichtbare Grundlage. 

Die Prävention und Überwindung von Armutslagen wird durch eine konsistente Fa-
milienförderpolitik unterstützt. Der Landesfamilienrat mahnt dazu ein stimmiges lan-
desweites Gesamtkonzept an, zu dessen Entwicklung er seine Mitarbeit anbietet. In 
diesem Zusammenhang sehen wir die ressortübergreifende Zusammenarbeit der be-
rührten Ministerien als wesentliche Voraussetzung.

6	 Vgl. Kap. VII: Das Ausgabeverhalten von Familien und die subjektive Lage materiell armer Kinder in Ba-
den-Württemberg (IAW, Tübingen).
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Beitrag des Deutschen Kinderschutzbundes 
Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Kinderarmut – eine Herausforderung für die Gesamtgesellschaft

1	 Kinder und die Unantastbarkeit ihrer Würde als Leitschnur  
des politischen Handelns

Die Grundlage hierfür ist die UN-Konvention über die Rechte des Kindes, wie sie am 
20. November 1989 von der UN-Generalversammlung angenommen wurde. Die Bun-
desrepublik Deutschland ratifizierte die UN-Kinderrechtskonvention am 5. April 1992. 
Leider ist es bisher nicht gelungen, den Kinderrechten in Deutschland Verfassungsrang 
zu geben und sie entsprechend im Grundgesetz zu verankern. Obwohl zum 25-jäh-
rigen Jubiläum der Kinderrechtskonvention im Jahre 2014 vielfältige Aktivitäten von 
Seiten der Landesregierung unter der Überschrift „Jahr der Kinderrechte“ entwickelt 
und unterstützt wurden, ist es zu einer Verankerung von Kinderrechten in der Landes-
verfassung Baden-Württembergs leider nicht gekommen. Hier sehen wir weiterhin 
Handlungsbedarf.

Kinderarmut ist die Folge von Elternarmut. Die für Kinder aus einem Aufwachsen in 
Armut resultierenden Folgen beeinträchtigen sowohl ihre Entwicklungschancen als 
auch ihre Recht. Kinderarmut zu bekämpfen heißt „im besten Interesse des Kindes zu 
handeln“ und so Kinderrechte umzusetzen.

2	 Kinder und ihr Recht auf Chancengerechtigkeit

Chancengerechtigkeit ist ein Grundpfeiler für die Umsetzung der Kinderrechte und so-
mit in allen Bereichen von Armut in den Blick zu nehmen. Dabei ist zu beachten, dass 
Kinderarmut nicht isoliert gesehen werden kann, sondern immer auch das System Fa-
milie betrifft. Alle Forschungen der letzten Jahre bestätigen, dass auch in Baden-Würt-
temberg Kinder aus Einelternfamilien und Kinder aus Familien mit Migrationshinter-
grund überproportional armutsgefährdet sind und somit ihre Chancen auf Teilhabe 
nicht gewährleistet sind.

„Kinder müssen in allen Bereichen ihrer Lebenswelten Chancengerechtigkeit und  
Teilhabe erfahren“1 

Nachfolgend stellen wir Überlegungen und aus unserer Sicht resultierende notwendi-
ge Konsequenzen zu verschiedenen Teilaspekten der Kinderarmut vor.

1	 Kinderpolitisches Programm Deutscher Kinderschutzbund 2014.
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3	 Kinder und ihr Wohlbefinden

Das Wohlbefinden von Kindern betrifft ihre alltägliche Lebenssituation in allen Berei-
chen. So sind Maßnahmen zur Überwindung der Kinderarmut nicht nur im monetären 
Bereich notwendig, sondern es sind die Bereiche „Frühe Hilfen“, frühkindliche Bil-
dung, schulische Bildung, gesellschaftliche Teilhabe, Kindergesundheit und die Wohn-
situation von Kindern und deren Familien in den Blick zu nehmen. Eine zielführende 
Verbesserung der Lebensumstände von armutsgefährdeten und/oder in Armut leben-
den Kindern ist insofern nur durch grundlegend strukturelle Veränderungen jenseits 
individueller finanzieller Transferleistungen zu erreichen: 

�� „Durch Schutz vor Stigmatisierung sowie anderen armutsbedingten Benachteili-
gungsfaktoren“2 

�� „Durch ausreichend und qualitativ gute Kindertagesstätten“

�� „Durch die Zusammenarbeit mit und Unterstützung der Eltern“

„Die Übernahme gemeinsamer Verantwortung durch Kommunen, Land und Bund ist 
der Schlüssel für ein gutes Aufwachsen der Kinder.“3 

Sanktionierungen im SGB II-Bezug bei Familien mit unterhaltspflichtigen Kindern sind 
aus Sicht des Deutschen Kinderschutzbundes nicht zielführend, da sie Kinder in Mithaf-
tung für elterliches Handeln nehmen. Das widerspricht dem Primat des Kindeswohls. 
Deshalb fordert der DKSB gemeinsam mit weiteren Organisationen im „Bündnis Kin-
dergrundsicherung“ die Einführung einer die finanziellen Bedürfnisse von Kindern ab-
deckende Kindergrundsicherung in Höhe von zurzeit 536 Euro monatlich.

Die Kindergrundsicherung soll alle monetären Leistungen für Kinder und Jugendliche 
zusammenfassen und der Steuerpflicht unterliegen. Auf diese Weise wird eine gerech-
tere Verteilung der Mittel erreicht, da Familien in Armut in der Regel nicht einkommen-
steuerpflichtig sind.

4	 Kinder in Tagesstätten und Tagespflege

Soziales, emotionales, körperliches und geistiges Erleben ist auch bei Kindern untrenn-
bar miteinander verbunden. Aus diesem Grund werden diese Entwicklungsbereiche 
in den vorschulischen Tageseinrichtungen kindgerecht gefördert. Kindern aus armuts-
gefährdeten und/oder in Armut lebenden Familien ist der Zugang zu frühkindlicher 
Bildung kostenfrei zu ermöglichen.

�� „Das Wohl der Kinder, ihre Interessen und ihre Förderung müssen stets im Mittel-
punkt der Arbeit stehen.

2	 Kinderpolitisches Programm Deutscher Kinderschutzbund 2014.
3	 Fachtagung „Strategien gegen Kinderarmut“ Erfurt 2014 – Lösungsansätze Bertelsmann-Stiftung.
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�� Die Qualität von Bildung, Betreuung und Erziehung muss gesichert und kontinu-
ierlich gewährleistet werden. Die Qualifikation der Fachkräfte ist durch Fort- und 
Weiterbildung zu stärken.

�� Erziehungspartnerschaft zwischen Familien und fachlichen Bezugspersonen muss 
unter dem Aspekt der gegenseitigen Wertschätzung gestärkt werden.

�� Als Teil einer großen Präventions- und Bildungskette zwischen Einrichtungen, 
Eltern, Kindern und dem Sozialraum müssen Kooperationen und Vernetzungen 
auf- und ausgebaut werden“.4 

Die Fachkräfte sind für den spezifischen Umgang mit Kindern und Eltern aus Armuts-
milieus besonders zu sensibilisieren.

5	 Schulische Bildung, Ganztagsangebote und soziale Teilhabe

Nach wie vor ist der schulische Bildungserfolg stark abhängig vom Bildungsstatus 
der Eltern. Besonders der Übergang aufs Gymnasium liegt in Baden-Württemberg 
noch immer unter dem Bundesdurchschnitt. Vor diesem Hintergrund ist der Ausbau 
ganztägiger Bildungsangebote für Kinder aus armutsgefährdeten und/oder von Armut 
betroffenen Elternhäusern von besonderer Bedeutung. Eltern in prekären Lebenslagen 
sehen in der Bildung den wichtigsten Weg, ihren Kindern verbesserte Zukunftschan-
cen zu eröffnen. Sie fühlen sich in den Fragen zur Bildung ihrer Kinder jedoch von der 
Institution Schule nicht genügend unterstützt und wertgeschätzt. 

„In nahezu allen Interviews, unabhängig von den Erhebungsorten, wiesen Mütter und 
Väter auf das in ihren Augen fehlende oder nur rudimentär vorhandene Verständnis 
für ihre prekäre Lebenssituation hin. Dies wurde vor allem mit Blick auf die Schule 
formuliert.“5 

„Das sogenannte Bildungs- und Teilhabepaket erfüllt seine Funktion nicht. Ein Großteil 
der bereitgestellten Mittel fließt in die bürokratische Umsetzung dieses Anspruchs. 
Die Leistungen kommen in zu geringem Ausmaß bei zu wenigen Kindern an. Die Höhe 
reicht bei weitem nicht aus, um die Rechte auf Bildung und sportliche sowie kulturelle 
Teilhabe zu verwirklichen. Der Deutsche Kinderschutzbund fordert daher die Abschaf-
fung des sogenannten Bildungs- und Teilhabepakets und setzt sich für beitragsfreie 
Mittagsverpflegung in Schulen, die beitragsfreie zusätzliche Lernförderung und den 
beitragsfreien Zugang zu allen Angeboten kultureller, sozialer und sportlicher Förde-
rung für Kinder ein.“6 

4	 Kinderpolitisches Programm Deutscher Kinderschutzbund 2014.
5	 Sabine Andresen/Danijela Galic: Kinder. Armut. Familie. Bertelsmann-Studie 2015.
6	 Kinderarmut in Deutschland – Arm dran in einem reichen Land. Deutscher Kinderschutzbund 2012.
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6	 Gesundheit für Kinder

Armutskinder sind einem erhöhten Gesundheitsrisiko ausgesetzt. Als Ursachen für 
die Zunahme verschiedener Krankheitsbilder werden u.a. Ernährungsverhalten, Bewe-
gungsmangel, fehlende bzw. unzureichende Gesundheitsvorsorge genannt. Vielfach 
sind es Multiproblemlagen der Eltern, die Kinder in ihrer gesundheitlichen Entwicklung 
behindern. So sind psychische Beeinträchtigungen, Arbeitslosigkeit, Suchtverhalten 
etc. die Auslöser für die Armut in der Familie. Hier gilt es, außer den Kindern in den 
Bildungseinrichtungen entsprechende Handlungsstrategien für zum Beispiel gesunde 
Ernährung und Bewegung zu vermitteln, weitere Angebote auch für die Eltern bereit-
zustellen. Hier können quartiersbezogene, niederschwellige Angebote der Elternbil-
dung hilfreich sein. Siehe dazu auch folgendes Kapitel.

7	 Kinder in ihrem Wohnumfeld

„Das Wohnumfeld entscheidet über die Qualität des Alltags und der Freizeitgestaltung 
von Kindern wesentlich mit.“7 

In Zeiten von Wohnungsknappheit ist die Wohnsituation für Familien in prekären Le-
benslagen eine besondere Herausforderung und eine starke Belastung für Kinder. Ins-
gesamt ist der Wohnungsmarkt durch hohe Mieten und ein wenig familiengerechtes 
Angebot geprägt. In besonderer Weise sind davon Familien in Armut betroffen. Be-
engte Wohnverhältnisse ohne Rückzugsmöglichkeiten für Kinder prägen für diese über 
viele Jahre ihr tägliches Dasein. Von besonderer Wichtigkeit ist für Wohnquartiere mit 
besonderem Erneuerungsbedarf deshalb die Bereitstellung von öffentlichem Raum, 
um den Bedürfnissen der Kinder auf Spiel, Bewegung, Kommunikation gerecht zu 
werden. Außerdem sind Beratungsangebote und niederschwellige Unterstützungs-
maßnahmen im sozialen Umfeld der Kinder und ihrer Familien vorzuhalten. 

„Familien- bzw. Eltern-Kind-Zentren als Anbieter von Leistungen aus einer Hand 
halten direkte Angebote für benachteiligte Kinder und deren Familien bereit. Für die 
Überwindung schwieriger Lebenslagen sind ausreichende Beratungsangebote im 
Sozialraum vorzuhalten. Betreuungs- und Freizeitangebote in offenen Gruppen bieten 
Kindern kreative Freiräume. Ein ausgesuchtes Kursangebot hilft Eltern und Kindern 
im Umgang miteinander. Neben der Prävention und Bekämpfung von Armut leisten 
Familienzentren und offene Angebote große Unterstützung für die Entfaltungs- und 
Entwicklungsbedingungen der Kinder. Besonders erfolgreich sind diese Einrichtungen, 
wenn hohe Fachlichkeit und Ehrenamt miteinander korrespondieren, sowie Kinder und 
Eltern in partizipativer Weise in den Einrichtungen Mitwirkungsmöglichkeiten eröffnet 
werden.“8 

7	 Kinderpolitisches Programm Deutscher Kinderschutzbund 2014.
8	 Kinderarmut in Deutschland – Arm dran in einem armen Land. Deutscher Kinderschutzbund 2012.
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8	 Kinder mit Zuwanderungsgeschichte und auf der Flucht

Auf Grundlage der UN-Kinderrechtskonvention setzt sich der Deutsche Kinderschutz-
bund für die Rechte aller Kinder und Jugendlichen auf gewaltfreies Aufwachsen und 
Beteiligung ein. Dieses bezieht auch die Kinder mit Migrationshintergrund und Kinder 
aus Flüchtlingsfamilien ein, da diese besonders von Armut bedroht bzw. betroffen 
sind. So müssen Kinder mit Migrationshintergrund fast dreimal so häufig unter Armuts-
bedingungen aufwachsen, als Kinder ohne Migrationshintergrund. Diese Kinder sind 
besonders unter dem Aspekt der Bildungsförderung in den Blick zu nehmen und in alle 
Bildungsangebote von KiTa bis Schule von den Kommunen zu integrieren.

„Flüchtlingskinder sind in erster Linie Kinder, die Anrecht auf besondere Förderung 
haben und oft besonderen Schutz brauchen. 

Der Deutsche Kinderschutzbund fordert:

�� Mindeststandards für die Unterbringung insbesondere von Familien mit Kindern 
(unter anderem abgeschlossene Appartements mit eigenen funktionstüchtigen 
sanitären Anlagen und Küchen für Familien mit Kindern),

�� Mindestgrößen der Wohnflächen,

�� Freizeit- und Gemeinschaftsräume für Kinder zum Spielen und Lernen,

�� regelmäßige Kontrollen durch die Gesundheitsämter,

�� Sprachförderung von Anfang an,

�� Geltung des Primats der Jugendhilfe für Kinder und Jugendliche gemäß Auftrag 
„Kinder vor Gefahren für ihr Wohl zu schützen“ und „positive Lebensbedingungen 
zu schaffen“ (§1 Abs. 3 SGB VIII) unabhängig vom Aufenthaltstitel,

�� schnelle Integration der Kinder in Tagesstätten und Schulen,

�� Schulpflicht für Flüchtlingskinder festschreiben.

Flüchtlingskindern ist im Bereich der Gesundheitsversorgung gleiche Behandlung, wie 
bei uns verwurzelten Kindern zu gewähren.
Als Herausforderung sieht der Deutsche Kinderschutzbund die Zuwanderung von Fa-
milien aus den Ländern Südosteuropas im Rahmen der Freizügigkeit für Arbeitnehmer 
in der Europäischen Union. Wir sind verpflichtet, uns für Kinder aus diesen EU-Län-
dern stark zu machen und nicht zuzulassen, dass ihr Leben als Kinder in unserer Ge-
sellschaft geprägt wird durch Ausgrenzung, Missachtung minimaler Standards für die 
Wohnungsunterbringung und Verletzung grundlegender Rechte entsprechend der 
UN-Kinderrechtskonvention auf Gesundheit und Bildung“.9 

9	 Menschen auf der Flucht brauchen Schutz und unser Willkommen – Deutscher Kinderschutzbund – Resolu-
tion Mai 2015.
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9	 Wünsche an die Parteien im Landtag von Baden-Württemberg 
und die Landesregierung

�� Verankern Sie gemeinsam die Kinderrechte in der Landesverfassung von  
Baden-Württemberg.

Unterstützen Sie im Bundesrat folgende Forderungen des Deutschen Kinderschutz-
bundes zur Bekämpfung der Kinderarmut bundesweit und damit auch in Baden-Würt-
temberg: 

�� Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz: In Ergänzung zum grundgesetzlich 
verankerten Elternrecht des Artikel 6 als Hinweis, dass Kinder als eigene Grund-
rechtsträger dem besonderen Schutz des Staates unterliegen.

�� Berufung einer/eines Kinderbeauftragte/n des Deutschen Bundestages,

�� Einführung einer Kindergrundsicherung in Höhe von zurzeit 536 Euro,

�� grundsätzliche strukturelle Veränderungen auf allen notwendigen Ebenen zur 
Armutsbekämpfung von Kindern und Familien.

Schlussbemerkung

Der Deutsche Kinderschutzbund – Landesverband Baden-Württemberg – begrüßt 
die Vorlage eines ersten Armuts- und Reichtumsberichts für unser Bundesland aus-
drücklich. 
Die hierdurch gewonnenen Erkenntnisse, insbesondere im Bereich der Kinderarmut, 
betrachten wir zugleich als Handlungsaufforderung für das Land Baden-Württemberg 
auch im Hinblick auf die wirtschaftliche Zukunftssicherung des Landes. Gerne betei-
ligen wir uns weiterhin auf Landesebene in dem Bemühen, Chancengerechtigkeit für 
alle Kinder, unabhängig ihrer sozialen oder ethnischen Herkunft, herzustellen.

Wir sind als Gesamtgesellschaft aufgerufen, insbesondere zur Chancengerechtigkeit 
von armutsgefährdeten Kindern beizutragen. Reichen wir Kindern eine Hand, um ih-
nen unabhängig von ihrer Herkunft und ihrer Sozialisation eine wirkliche Chance auf 
Bildung, Teilhabe und kindliches Wohlbefinden zu bieten.

Die Politik hat hierfür geeignete Rahmenbedingungen zu schaffen, es bedarf aber aus-
drücklich auch der Unterstützung der Privatwirtschaft und der Vermögenden in Ba-
den-Württemberg bezüglich ihres bürgerschaftlichen ehrenamtlichen Engagements. 

Deutscher Kinderschutzbund 
Landesverband Baden-Württemberg e.V.
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Beitrag des Landesseniorenrates und des 
Sozialverbandes VdK Baden-Württemberg

Altersarmut

Vielfältige Facetten von Armut
Der Landesseniorenrat Baden-Württemberg e.V. (LSR) und der Sozialverband VdK Ba-
den-Württemberg e.V. (VdK) bedanken sich für die Möglichkeit, zum Ersten Armuts- 
und Reichtumsbericht des Landes Baden-Württemberg Stellung zu nehmen. Wichtig 
ist uns, als Interessenverbände auch der älteren Menschen, die Feststellung, dass 
Armut viele Facetten und Ursachen hat. Hierzu gehören Faktoren wie Einkommen, 
Erwerbschancen und Erwerbsbeteiligung, Lebensalter, familiäres und soziales Umfeld, 
soziale Herkunft, Bildung und Gesundheit. Dabei ist Armut verbunden mit Ungleichhei-
ten und Benachteiligungen. Armen Menschen werden in der Gesellschaft in großem 
Umfang Teilhabe und Entwicklungsmöglichkeiten vorenthalten. Dies zu ändern ist Auf-
gabe einer aktiven Sozialpolitik.

Derzeitige Armutsgefährdung
Der Bericht zeigt,1 dass das Armutsrisiko für ältere Menschen in Baden-Württemberg 
mit 17,1 % um 2,4 % über dem Schnitt der Gesamtbevölkerung liegt und steigt. Der 
Anteil älterer Menschen, die staatliche Hilfe beziehen, steigt ebenfalls. Der Bericht zieht 
sodann den Schluss: „Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass in Baden-Würt-
temberg und in Deutschland bislang kein dramatischer Anstieg der Altersarmut zu 
beobachten ist“. 

Zukünftige Armutsentwicklung
Der „Blick in die Zukunft“ des Berichts enthält dagegen die Erwartung: „ist für die Zu-
kunft damit zu rechnen, dass Einkommensarmut im Alter häufiger vorkommen wird“, 
„Wie stark die vermutete zukünftige Zunahme der Armutsgefährdung im Alter ausfal-
len wird, lässt sich derzeit nicht mit Sicherheit sagen“, „stellt aber „eine besondere 
Herausforderung für die Sozial- wie für die Arbeitsmarktpolitik dar“.

Betroffene Personengruppen
Das Kapitel Altersarmut bestätigt das erhöhte und steigende Altersarmutsrisiko älterer 
Menschen. Der Bericht stellt dem die Erkenntnis gegenüber: „Sehr viel höhere Ar-
mutsgefährdungsquoten im gesamten Zeitverlauf zeigen sich in Baden-Württemberg 
sowie im gesamten Bundesgebiet für Erwerbslose sowie für Alleinerziehende und 
ihre Kinder. Auch die Armutsgefährdungsquoten von kinderreichen Familien, Einper-
sonenhaushalten, Migrantinnen und Migranten sowie für junge Erwachsene im Alter 
von 18 bis unter 25 Jahren sowie für minderjährige Kinder liegen durchgängig über der 
Armutsgefährdungsquote der älteren Bevölkerung“.

1	 Vgl. Kapitel III.4.1.
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Stellungnahme – Gesamtkonzept zur Bekämpfung und Vermeidung 
zunehmender Armut
Mit den genannten Personengruppen sind diejenigen identifiziert, die ein hohes  
Altersarmutsrisiko haben. Der LSR und der VdK sind der Auffassung, dass notwendige 
Schritte und Maßnahmen eingeleitet werden müssen, um drohende Armut erst gar 
nicht entstehen zu lassen und bestehende Armut wirksam zu bekämpfen. Notwendig 
ist ein Gesamtkonzept auf dem Gebiet der Sozial-, der Arbeitsmarkt-, der Gesundheits- 
und der Bildungspolitik. Grundzüge hierzu sind nachfolgend dargestellt.

Steuerliche Umverteilung zur Finanzierung einer aktiven Sozialpolitik
Die deutsche Schuldenbremse entfaltet ab 2016 für den Bund und 2020 für die Länder 
ihre volle Wirkung. Es bleibt damit wenig Spielraum für eine aktive Sozialpolitik, die der 
zunehmenden sozialen Spaltung entgegengewirkt. In Zeiten von Schuldenkrise, Schul-
denbremse und Haushaltskonsolidierung ist es deshalb notwendig, aktive Sozialpolitik 
durch eine gerechtere Steuerpolitik zu finanzieren. 

Der Spitzensteuersatz muss angehoben werden. Aus Gründen der Steuergerechtig-
keit ist der Spitzensteuersatz von 42 % auf 53 % anzuheben. Nach Berechnungen 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung sind damit jährliche Mehreinnah-
men von 10 Mill. Euro verbunden.2 Das Vermögen ist in Deutschland ungleich verteilt. 
Die 1997 faktisch abgeschaffte Vermögenssteuer sollte in modifizierter Form wieder 
eingeführt werden. Verfassungsrechtliche Bedenken sind dabei zu beachten. Die bis 
1991 bestehende Börsenumsatzsteuer sollte wieder eingeführt werden. Finanzum-
sätze dürfen gegenüber dem in Handel und Industrie erzielten Mehrwert nicht weiter 
privilegiert werden. Es müssen verstärkt Maßnahmen gegen Steuerhinterziehung ge-
troffen werden. Das soziokulturelle Existenzminimum muss steuerfrei gestellt werden. 
Der Mehrwertsteuersatz auf lebenswichtige Güter wie Arzneimittel und Energie muss 
reduziert werden. 

Existenzsichernde Erwerbstätigkeit und gute Arbeit
Die Integration in das Arbeitsleben hat Schlüsselfunktion, um Teilhabe- und Verwirk-
lichungschancen zu eröffnen. Erwerbstätigkeit ist wichtig, um spätere Altersarmut 
zu vermeiden. Allerdings hat sich am unteren Rand der Lohnverteilung, zwischen  
Arbeitslosigkeit und Normalarbeitsverhältnis, ein Bereich von prekärer, atypischer  
Beschäftigung entwickelt, die von niedriger Bezahlung, Perspektivlosigkeit, schlechten 
Arbeitsbedingungen und wiederkehrender Arbeitslosigkeit geprägt ist. Wirtschafts-, Be-
schäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik muss Erwerbsbiografien nachhaltig verbessern, 
kontinuierliche Erwerbstätigkeit ermöglichen, um auskömmliches Einkommen zu erzielen. 

Der Erste Armuts- und Reichtumsbericht zeigt, dass insbesondere alleinlebende ältere 
Frauen von Altersarmut betroffen sind.

Eine Ursache dafür ist die ungleiche Entlohnung von Frauen und Männern. In Deutsch-
land liegt der durchschnittliche Bruttostundenlohn von Frauen etwa 22 % unter dem 
der Männer. Das heißt der Grundsatz „Gleiche Arbeit – Gleicher Lohn“ sollte zur Her-
stellung von Entgeltgleichheit für Frauen führen. Die Einführung des flächendecken-
den Mindestlohns ist zur Eindämmung der Einkommens- und Altersarmut ein wichti-
ges Instrument. Die gesetzlich zugelassenen Ausnahmen sollten jedoch abgeschafft 

2	 DIW Wochenbericht Nr. 46, 2011 S. 6.
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werden. Die geringfügige Beschäftigung sollte am besten abgeschafft werden. Jede 
abhängige Beschäftigung sollte vom ersten Euro an sozialversicherungspflichtig sein.  
Minijobs werden als Brücke in ein Normalarbeitsverhältnis angesehen. Zwischenzeit-
lich hat sich jedoch gezeigt, dass zwar die Flexibilität für Unternehmen erhöht wird, 
dass die Minijobs zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten bieten, aber in der Regel 
keine Brücke in die reguläre Beschäftigung bilden.3 Von den 7,4 Mill. Minijobs werden 
nur ca. 2,5 Mill. in einer Nebentätigkeit ausgeübt. Viele reguläre Arbeitsplätze vor allem 
im Dienstleistungssektor werden durch Minijobs ersetzt. Frauen, die neben Kinderer-
ziehung oder Pflege erwerbstätig sind oder danach wieder erwerbstätig sein wollen, 
werden in geringfügige Beschäftigungsverhältnisse gedrängt. Mit einem Anteil von 
70 % sind Minijobs vor allem eine Frauendomäne.

Leiharbeit und Zeitarbeit müssen gesetzlich beschränkt werden. Arbeitsrechtlich müs-
sen Leiharbeitnehmer weitgehend mit Festangestellten gleichgestellt werden.
Befristete Arbeitsverhältnisse sollten auf ein notwendiges Maß zurückgeführt werden 
und nur dann möglich sein, wenn ein sachlicher Grund vorliegt. Die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf muss verbessert werden. Partnern, die innerhalb der Familie Kinder 
erziehen oder Angehörige pflegen, muss ermöglicht werden, eine existenzsichernde 
Beschäftigung auszuüben. 

Der Erste Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Württemberg zeigt eine hohe Ar-
mutsgefährdungsquote für erwerbslose Menschen. Insbesondere Langzeitarbeitslose  
haben die größten Probleme, wieder einen Arbeitsplatz zu erlangen. Neben dem lan-
gen Bezug von Arbeitslosengeld II kommen bei vielen weitere Vermittlungshemm-
nisse, wie ein Alter von über 50 Jahren, gesundheitliche und behinderungsbedingte 
Probleme oder geringe bzw. dem Arbeitsmarkt nicht mehr angepasste Qualifikationen 
hinzu. Neben Erwerbsminderung und Beschäftigung im Niedriglohnbereich ist Lang-
zeitarbeitslosigkeit ein Hauptrisiko für künftige Altersarmut. Notwendig ist insbesonde-
re die Schaffung eines öffentlich geförderten Arbeitsmarktes mit dauerhaft geförder-
ten Beschäftigungsangeboten. 

Leistungen der Grundsicherung bzw. Sozialhilfe
Es ist eine der vornehmlichen Aufgaben der vorgelagerten Sozialversicherungssyste-
me, die als Pflichtsysteme ausgestaltet sind, möglichst weitgehend dazu beizutragen, 
dass die Versicherten bei Arbeitslosigkeit, Erwerbsminderung, Erkrankung, Pflegebe-
dürftigkeit oder im Alter nicht arm werden. Erst dann springt als Mindestsicherungs-
system die Grundsicherung ein, deren durchschnittliche Bedarfshöhe Ende 2013 bei 
748 Euro lag (vgl. Kapitel III.4.1).

Grundsicherung und Sozialhilfe sind unverzichtbar und leisten einen wesentlichen Bei-
trag zur Abmilderung von Armut. Allerdings wird nach Ansicht von LSR und VdK durch 
die bestehenden Leistungen der Grundsicherungssysteme das soziokulturelle Exis-
tenzminimum weiterhin nicht abgedeckt. Die Bemessung der Regelsätze auf Basis 
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) und ihre Anpassung entsprechend 
den Renten in der gesetzlichen Rentenversicherung ist seit Jahren in der Kritik. Nach 
Berechnungen des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes sind die aktuellen Regelsätze 
mindestens 20 % zu niedrig. Eine nachvollziehbare Ableitung der jetzigen Regelleistun-
gen für Kinder fehlt nach wie vor. 

3	 Dritter Armuts- und Reichtumsbericht Deutschland, S. 74.
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In einem ersten Schritt sind die Regelleistungen der Grundsicherung für Arbeitslose 
im SGB II und die Regelsätze in der Grundsicherung für Ältere und dauerhaft Erwerbs-
geminderte im SGB XII auf mindestens 440 Euro anzuheben und jährlich unter Be-
achtung der Preisentwicklung anzupassen. Generell muss die Regelsatzbemessung 
überprüft und weiterentwickelt werden. Die jährliche Anpassung muss bedarfsgerecht 
erfolgen. Im SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende) und im SGB XII (Sozialhilfe 
und insbesondere Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) müssen unter 
Beteiligung der Sozialverbände für Kinder eigenständige, bedarfsgerechte und alters-
spezifische Regelleistungen bzw. Regelsätze geschaffen werden. Insbesondere müs-
sen bei der Neubemessung Bedarfe hinsichtlich Bildung und Gesundheit der Kinder 
berücksichtigt werden. 

Weiterhin sollten die verschärfte Anrechnung von Einkommen und Vermögen bei 
Mitgliedern von Bedarfsgemeinschaften abgeschafft werden. Um schrittweise eine  
eigenständige, materielle Sicherung von Kindern zu erreichen, sollte der Kinderzu-
schlag als vorrangige Leistung gegenüber der Grundsicherung und der Sozialhilfe aus-
gebaut werden. 

Nach geltendem Recht müssen zudem einmalige Bedarfe grundsätzlich aus dem 
laufenden Regelsatz durch Ansparen gedeckt werden. Es widerspricht jedoch der  
Lebenserfahrung, dass Verbrauchsgüter wie Waschmaschinen, Kühlschränke, Fahr-
räder und Brillen aus den bestehenden Regelleistungen angespart werden können. 
Wahrscheinlich auch deshalb hat das Bundesverfassungsgericht mit dem Beschluss 
des BVerfG vom 23. Juli 2014 (Az.: 1 BvL 10/12 u. a.) zwar die ab 2011 geltenden 
Regelungen zur Ermittlung der Regelbedarfe nach dem SGB II/XII für derzeit noch 
verfassungsgemäß erachtet, aber die Sozialgerichte aufgefordert, festgestellte Unter-
deckungen des Existenzminimums durch Gewährung von Zuschüssen in verfassungs-
konformer Auslegung bestehender Regelungen auszugleichen. Die Wiedereinführung 
der Möglichkeit zur Gewährung einmaliger typischer wie atypischer Leistungen wäre 
aber der bessere Weg. 

Der Mehrbedarf für behinderte und chronisch kranke und ältere Menschen muss in 
ausreichendem Maße bei der Ausgestaltung der Leistungen zur Grundsicherung be-
rücksichtigt werden. Hier geht es unter anderem um die Folge eingeschränkter Mo-
bilität, für die barrierefreie Anpassung der Wohnung, um die Berücksichtigung des 
behindertengerechten Wohnraums und die Anerkennung der kostenaufwendigen Er-
nährung bei Auftreten mehrerer Erkrankungen. Die zum Teil vollständig unterschied-
lichen Regelungen im SGB II und SGB XII müssen in Einklang gebracht werden. Die 
Vermögensfreibeträge insbesondere zur Altersvorsorge müssen deutlich angehoben 
werden.

Soweit bedürftige Menschen auf Leistungen der Grundsicherung aus Scham verzich-
ten, sollte die Erkenntnis des Armuts- und Reichtumsberichts dazu führen, dass Infor-
mationsdefizite und Stigmatisierungsängste abgebaut werden. Hier sehen LSR und 
VdK das Land Baden-Württemberg in der Pflicht, verstärkt aufzuklären. 

Kinderarmut
Der Kampf gegen Armut muss bereits im Kindesalter beginnen. Bildung hat hier Schlüs-
selfunktion. Bildungsarmut muss deshalb eine zentrale Aufgabe für die Politik werden. 
Bildung ist entscheidend für die späteren Perspektiven in der Gesellschaft. Eine abge-
schlossene Berufsausbildung ist stärker als früher dafür entscheidend, den Zugang zur 
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gesellschaftlichen Teilhabe zu öffnen und die Gefahr eines sozialen Abstiegs zu verrin-
gern. Notwendig ist es deshalb die familienunterstützende Infrastruktur auszubauen.

Die Verbesserung der Chancengleichheit für Kinder muss ein vorrangiges Ziel werden. 
Kinderbetreuung und Ganztagsschulen müssen schrittweise quantitativ flächende-
ckend und qualitativ dem Kindesbedarf entsprechend ausgebaut werden. Die Kinder-
tagesbetreuung sollte kostenfrei sein. Der notwendige Bedarf der Kinder insbeson-
dere im Hinblick auf Kleidung, Verpflegung, Fahrtkosten, Lernmittel und Teilnahme 
an Freizeiten muss dabei sichergestellt werden. Kinder mit Migrationshintergrund 
müssen durch eine kontinuierliche Sprachförderung unterstützt werden. Durch neue 
inklusive Schulkonzepte muss die bestehende Selektion und Separation im deutschen 
Schulsystem überwunden werden. Die berufliche Ausbildung muss weiterentwickelt 
werden. Es muss ein engmaschiges Vorsorgesystem für Kinder installiert werden, um 
gesundheitliche Gefahren frühzeitig zu erkennen und gesundheitsbewusstes Verhal-
ten zu fördern. 

Vermeidung von Altersarmut – Ursachenbezogener Ansatz
Die Zahl von Armut betroffener Rentner wird in Zukunft drastisch steigen, weil die 
Absenkung des Leistungsniveaus und Leistungskürzungen mit Arbeitsmarkteffekten 
zusammentreffen. 

Aufgrund des Strukturwandels am Arbeitsmarkt seit den 90er Jahren werden ge-
schlossene Erwerbsverläufe immer seltener. Der Teilzeit- und Niedriglohnsektor hat 
sich ausgeweitet. 2010 erhielt fast jeder vierte Beschäftigte nur Niedriglohn.4 Die Aus-
weitung geringfügiger Beschäftigung verdrängt reguläre Arbeitsverhältnisse. Leihar-
beit und Solo-Selbstständigkeit nehmen immer mehr zu. Langzeitarbeitslosigkeit ist 
gerade in den neuen Bundesländern ein Strukturproblem. 

Neben diesen Arbeitsmarkteffekten zeigt sich aber auch die Rentenpolitik der letzten 
20 Jahre mit ihrer einseitigen Fixierung auf Beitrags- statt Leistungsziele für die stei-
gende Altersarmut verantwortlich. 

Dabei gibt es eine Reihe von geeigneten und seit langem bekannten Instrumenten, um 
die in der Erwerbsphase liegenden Ursachen von Altersarmut zu bekämpfen. Diese 
Instrumente müssten nur eingesetzt werden. Zu diesen Instrumenten gehören der 
Rente vorgelagerte Maßnahmen wie: 

�� die Einführung eines flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohns ohne Aus- 
nahmen, 

�� die Eindämmung des prekären Arbeitsmarktes (wie zum Beispiel geringfügige 
oder niedrig entlohnte Beschäftigung, Teilzeit und Leiharbeit), 

�� eine offensive Arbeitsmarktpolitik und 

�� verstärkte Anstrengungen der Betriebe und Rehabilitationsträger zur Erhaltung der 
Arbeits- bzw. Erwerbsfähigkeit. 

4	 Kalina, Thorsten/Weinkopf, Claudia: Niedriglohnbeschäftigung 2010: Fast jede/r Vierte arbeitet für Niedrig-
lohn, IAQ Report 1, 2012.
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Absolut notwendig ist eine Umkehr in der Rentenpolitik mit einer Restabilisierung der ge-
setzlichen Rentenversicherung. Die Rentenversicherung muss zumindest langfristig wie-
der nach langjähriger Erwerbstätigkeit ein angemessenes Leistungsniveau sicherstellen.  
 
Unverzichtbar hierzu ist, dass in einem ersten Schritt das weitere Absinken des Renten-
niveaus gestoppt wird und auf 50 % vor Steuern stabilisiert wird. Erforderlich ist hierzu 
die dauerhafte Streichung der Dämpfungsfaktoren in der Rentenanpassungsformel.

Zur Vermeidung von Altersarmut innerhalb der gesetzlichen Rentenversicherung soll-
ten gezielt die bekannten und bewährten Elemente des sozialen Ausgleichs wie Ren-
te nach Mindesteinkommen, Bewertung von Zeiten der Arbeitslosigkeit und Anrech-
nung von Zeiten der Kindererziehung und Pflege von Familienangehörigen überprüft, 
modifiziert und ausgebaut werden. Notwendig ist insbesondere die rentenrechtliche  
Anerkennung von 3 Jahren Kinderziehungszeit auch für vor 1992 geborene Kinder und 
damit die Gleichstellung aller Mütter. Die „Mütterrente“ muss deshalb nachgebessert 
werden.

Insbesondere auch zur Vermeidung von Erwerbsminderungsrenten müssen die not-
wendigen Finanzmittel zur Verfügung stehen, damit bestehende Rechtsansprüche auf 
notwendige Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeits-
platz unter Beachtung der gesetzlich vorgeschriebenen Wunsch- und Wahlrechte er-
füllt werden können. Die Abschaffung des Reha-Deckels, sowie die Abschaffung der 
systemwidrigen Abschläge bei der Erwerbsminderungsrente sind weitere Bausteine, 
um Altersarmut zu vermeiden. 

Energiearmut
Der Zugang zu Energie stellt ein grundlegendes Element der Daseinsfürsorge und 
gesellschaftlichen Teilhabe dar. Allein seit 2005 haben sich im Bundesdurchschnitt 
die Stromkosten um 44 % erhöht. Steigende Energiekosten belasten zunehmend vor 
allem Menschen mit geringem Einkommen, weil diese einen überdurchschnittlichen 
Anteil ihres Einkommens für Strom und Wärme aufwenden müssen. Wegen knapper 
Mittel können sie nicht in energieeffiziente Geräte investieren. Sie können die Ener-
giekosten selbst kaum mehr bezahlen, ohne an anderer Stelle wie bei Kleidung oder 
bei Lebensmitteln einzusparen. Wenn sie dazu nicht mehr in der Lage sind, wird die 
Versorgung gesperrt und die Betroffenen werden vor existentielle Probleme gestellt.
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Beitrag der Landesarmutskonferenz 
Baden-Württemberg

Die LAK-BW ist nach ihrer Gründung im März 2012 mit grossem Optimismus in 
den Armutsbericht BW 2012 – 2015 eingestiegen. Im Beirat zu sein war das eine, 
den Armutsbericht bei nahezu allen Treffen des Arbeitskomitees der LAK-BW und 
bei einigen Veranstaltungen gesondert (vor allem am 25. Oktober 2014) im Blick zu 
haben, das andere.

Angesichts der dramatischen Armutslage in Europa – 24,5 % der Bevölkerung in der 
EU leben in Armutsverhältnissen und in Deutschland sind 20,3 % der Bevölkerung 
von Armutslagen betroffen – ist erfreulich, dass wir in Baden-Württemberg offensiv 
den Weg zu einer Armuts- und Reichtumsberichterstattung eingeschlagen haben. Da-
mit steigt das gesellschaftliche Interesse an der Entwicklung des Sozialen im eigenen 
Bundesland.

In Frankreich zum Beispiel stiegen die Obdachlosenzahlen binnen 2001 bis 2011 um 
das Doppelte auf 130 000 Personen, derzeit gelten 3,6 Mill. Menschen in Frankreich 
als in prekären Verhältnissen lebend. Es wächst zudem die Zahl der armen Arbeiter, 
die sich trotz Einkommen keine Wohnung leisten können. 25 % der Obdachlosen 
insgesamt gehen einer Arbeit nach, verdienen wenig, arbeiten in Randzonen des Ar-
beitsmarktes, unterbezahlt, deutlich unter dem nationalen Mindestlohn. 40 % der Ob-
dachlosen insgesamt suchen einen Job, sie scheitern jedoch häufig an Fahrtkosten, 
Kleidung, fehlender Wohnung. Ein Drittel dieser Obdachlosen nennt gesundheitliche 
Probleme, mangelnde Sprachkenntnisse oder Probleme beim Lesen und Schreiben als 
Handicaps. Und noch eine wichtige Zahl: 29 % der Arbeitslosen in Europa erhalten kei-
ne Transferleistungen. (Französisches Statistikamt INSEE, in Südkurier vom 30. April 
2014, Seite 8, „Frankreichs arme Arbeiter“).

Deutlich ist in der Dauer der Erarbeitung dieses Armutsbericht geworden, dass es 
keine präzise Zahlen zur Extremen Armut und Sozialen Exklusion – vergleichbar den 
französischen Daten – im Bundesland Baden Württemberg gibt. In den vier nationalen 
Armutsberichten (2001 – 2013) finden sich nur im 2. Bericht von 2005 Ansätze einer 
Erhebung und Messung von Zahlen zur Lebenslage Extreme Armut.

Laut Bericht der Badischen Zeitung Freiburg vom 16. Dezember 2014 ist von einer Zu-
nahme der Obdachlosenzahlen in Baden-Württemberg, sowie von einer Zunahme der 
Extremen Armut auszugehen. Ebenso von einer Verknappung des bezahlbaren Woh-
nungsbestands. Die Statistik der Wohnungssuchenden in Freiburg geht aktuell von 
1 431 Personen aus, in Lörrach stehen 2 500 Personen auf der Warteliste. 120 Perso-
nen kommen täglich zum Frühstück in die Pflasterstube der Caritas am Münsterplatz 
Freiburg. Die Mindestwartezeit auf eine sozial geförderte Wohnung für obdachlose 
Bewohner der Stadt dauert in Rottweil momentan 6 Monate, obwohl dort angeblich 
keine Wohnungsnot herrscht. 

In Stuttgart stehen rund 12 000 Wohnungen leer, sie können von niemanden bezahlt 
werden, der über ein geringes Einkommen oder soziale Transferleistungen verfügt. 
Dem gegenüber liegt die Zahl der dringend Wohnungssuchenden in Stuttgart bei 
3 500 Personen.
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Wir sind gespannt auf die Ergebnisse der Umfrage des Landes-Sozialministeriums 
(durch giss Bremen) bei den Kommunen und Landkreisen in Baden-Württemberg bzgl. 
aktueller Zahlen von kommunaler Wohnungslosigkeit in Baden-Württemberg.

Insgesamt sind Lebenslagen wie Wohnen, Einkommen, Gesundheit, Bildung, Kul-
tur Arbeit in ihren prekären Auswirkungen 2015 deutlicher geworden als dies noch 
2012 der Fall war. Dies betrifft ebenso die gesellschaftliche Spaltung und den Zerfall 
der Gesellschaft in Zonen des extremen Reichtums und Zonen der Verwundbarkeit 
bzw. extremen Armut. 

Neue Themen bzw. Herausforderungen in 2014/2015 sind gesellschaftliche Spaltun-
gen in Europa, Erwerbslosigkeit, Flucht, Asyl, Migration, Bildung Inklusion, Befähigung 
und Capabilities, Mobilität und Teilhabe, politische Partizipation sowie die lebhafte 
Fortsetzung der neoliberalen Gesellschaftspolitik (TTIP etc.).

Krisen, Kriege, Terror, Hunger und Gewalt bilden ein globales dauerhaftes Szenario 
2014/2015.

Wir kommen auf unsere Stellungnahme vom 30. Juni 2012 für den Armutsbericht zu-
rück. Wir hatten damals gefordert, zu klären bzw. zu erörtern:

�� differenzierter Armutsbegriff,

�� Fakten zur Ungleichheit, Disparität von Reichtum und Armut,

�� Ausweitung der Armutsdebatte auf Exklusion bzw. Prekarisierung,

�� Kritik der Agenda 2010/neolioberale Reformpolitik,

�� Migration, Flucht, Asyl, Illegale,

�� Armutskreisläufe,

�� Kulturelle teilhabe und politische Partizipation,

�� Sozialkulturelles Existenzminimum (Umsetzung BVG Urteil von 2010),

�� Lebenslage von Sondergruppen (Sucht, Wohnungslose, Drogenabhängige, Aids, 
Deklassierte).

Aus Projekten, Veranstaltungen, Diskursen während der Jahre 2012 bis 2014 seitens 
und mit der Landesapothekenkammer Baden-Württemberg (LAK-BW) ergeben sich 
Anregungen und konkrete Punkte für sozialpolitische Perspektiven und Entwicklungen 
in Baden-Württemberg:

�� Landespolitische Forderungen der LAK-BW zur Sozialpolitik 2013 bis 2014 (www.
lak-bw.de),

�� Charta der LAK-BW, Netzwerke 1 und 2 vom 09. Dezember 2014,

http://www.lak-bw.de
http://www.lak-bw.de
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�� Zwei Sozialpolitische Ratschläge Baden-Württemberg vom 13. Juni 2013 und  
25. Oktober 2014,

�� Veranstaltung „2 Jahre LAK-BW“ vom 10. Mai 2014 mit dem Schwerpunkt  
Menschenrechte,

�� Besuch und Mitwirkung bei Veranstaltungen des Sozialministeriums zum Armuts-
bericht im Dezember 3013 und Oktober 2014,

�� Mitarbeit im Beirat Armutsprävention und Armutsbekämpfung in Baden-Württem-
berg in den Jahren 2012 bis 2014,

�� Diskussionen innerhalb der LAK-BW im Austausch der Mitglieder und Aktiven 
(18 Treffen des Arbeitskomitee im Zeitraum 2012 bis 2014),

�� Begegnungen mit Gewerkschaften, Kirchen, Wohlfahrtsverbänden, örtlichen 
Gruppierungen zum Beispiel Heidelberger Bündnis, diversen Sozial-Hochschulen, 
der Allianz für Beteiligung, dem Antirassistischen Kongress, der Landes-AG Quar-
tiers-management und Gemeinwesenarbeit, dem Forum Menschenrecht an der 
Hochschue Weingarten, der Gesellschaft für Gemeindepsychologische Forschung 
und Praxis GGFP e. V. etc.

�� Begegnungen mit Vertretern der Landespolitik bzw. den Landtagsfraktionen,

�� Mitgliedschaft der LAK-BW in der Nationalen Armutskonferenz NAK und Bildung 
der AG Koordinierung der Landesarmutskonferenzen in Deutschland (19. Dezem-
ber 14 in Hannover),

�� Treffen mit der Bundesbetroffeneninitiative wohnungsloser Menschen BBI, dem 
Aktionsbündnis Sozialproteste ABSP, dem Armutsnetzwerk e.V.,

�� Mitträgerschaft der diesjährigen „Aktionswoche BW: Armut bedroht alle, Wohnst 
du noch?“ vom 13. bis 17. Oktober 2014,

�� Vier Treffen der Delegierten der LAK-BW aus den Netzwerken 1 und 2: Erweite-
rung durch Kooperationsvereinbarung im November 2013 und Chartaverabschie-
dung im Dezember 2014.

Für die sozialpolitischen Ziele einer verstärkten Inklusion und Integration der von Armut 
bedrohten Menschen seien folgende Überlegungen/Forderungen für den Armutsbe-
richt bzw. den Follow-up-Prozess (2015 bis 2020) genannt:

�� Ausbau der Landesverfassung Baden-Württemberg bzgl. einer verstärkten 
Aufnahme von sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Grundrechten (Arbeit, 
Wohnen, Bildung und Gesundheit) analog dem Sozialpakt der UNO von 1966/67,

�� Ausbau der Zivilgesellschaft in Baden-Württemberg: Demokratie, Teilhabe und 
Partizipation, 
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�� Landesarmutskonferenz LAK-BW als regelmäßig angehörte Institution in sozial- 
politischen, kulturellen wie bildungspolitischen Gesetzesinitiativen etc. in Ba-
den-Württemberg,

�� Ombudsstelle (Landesbeauftragtenstelle) in Baden-Württemberg zur Bekämpfung 
der Armut: neutrale und unabhängige Koordinierungsstelle bzw. Anlaufstelle für 
Menschen in Armutslagen, Koordinationsstelle Lobbyarbeit, Lehre/Forschung, 
Sozialpolitik etc.,

�� Baden-Württemberg als aktives Bundesland im Bundesrat: Anpassung Regelsatz 
Hartz IV auf 500 Euro, Prüfung der Einführung Bedingungsloses Grundeinkom-
men, Start mit einer konsequenten Beseitigung der Familien- und Kinderarmut 
(menschenwürdige Existenzsicherung), 

�� Änderung der Steuerpolitik in Deutschland: Besteuerung der Reichen statt fortge-
setzter Armutspolitik,

�� Abschaffung der steigenden Altersarmut: sozialkulturelle Mindestrente statt ver-
ordneter Dauerarmut,

�� Nulltarif für Erhöhung der Mobilität von Menschen in Armutslagen, um sich am 
gesellschaftlichen Leben verstärkt zu beteiligen,

�� Zentren und Räume der Begegnung und Kommunikation für Menschen in prekä-
ren Lebenslagen/Armutslagen: Orte des sozialen Lernens – Wege aus der sozia-
len Exklusion; Engagement und Projekte für eine sozial-ökologische Bildung; für 
ein kreatives Leben anstatt ein Leben in Angst und Abhängigkeit,

�� Stärkung des Sozialen Wohnungsbaus: Wohnen und Quartiersentwicklung,

�� Garantie auf Arbeit – bei einer Erwerbslosendauer von mehr als 36 Monaten 
– durch staatlich finanzierte Programme (gerechter Lohn, armutsfester Mindest-
lohn),

�� Abschiebestopp von Flüchtlingen in Baden-Württemberg,

�� Aufnahmekontingente für Sinti und Roma aus Südosteuropa in Höhe von mindes-
tens 5 000 Personen bis 2020 als Wiedergutmachung für nationalsozialistisches 
Unrecht an dieser europäischen Bevölkerungsgruppe,

�� Reform des Strafvollzuges in Baden-Württemberg, Abschaffung des Jugendstraf-
vollzuges in Baden-Württemberg,

�� Umsteuerung in der Drogenpolitik: Liberalisierung und Legalisierung weicher 
Drogen,

�� Inklusionsprogramme für Menschen am Rande der Gesellschaft: Beseitigung der 
Strassenobdachlosigkeit, Zentren der Soziokultur, kostenfreier Zugang zu gesund-
heitlichen Hilfen,
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�� Keine Diskriminierung behinderter Menschen: Inklusion, Menschenrechte und 
soziokulturelle Existenzsicherung für Menschen mit Behinderungen,

�� Zuschüsse und Finanzierung von Organisationen im Armutsbereich zur dauerhaf-
ten Interessenvertretung und Erhalt der Selbstorganisation,

�� Aufnahme des Spannungsbogens Armut – Ungleichheit – soziale Gerechtigkeit in 
die Lehrinhalte von Schulen und Hochschulen in Baden-Württemberg,

�� Forschungsprojekte zu extremer Armut, Reichtum, Ungleichheit, Partizipation und 
politischer Beteiligung; Befähigung und Anerkennungskultur statt Ökonomisierung 
sozialer Dienstleistungen,

�� Paradigmenwechsel in der Sozialen Arbeit: Hilfe und strukturelle Veränderung 
statt Mitbeteiligung an sozialstaatlicher Deregulierung.

Dieses Programm umzusetzen, bedeutet für die Landespolitik bzw. das gemeinsame 
Leben in Baden-Württemberg eine grosse Herausforderung. Wegzukommen von der 
mehrheitlich bestehenden Armutsverwaltung, hin zu Kampagnen der Bildung, der Be-
fähigung von Menschen in Armutslagen.

Was wir brauchen sind Strategien der Einmischung, Strategien der Inklusion, Strategi-
en der Hoffnung und breite gesellschaftliche Allianzen. Und dazu die entsprechenden 
materiellen wie qualitativen Ressourcen, generations- und gesellschaftsübergreifend. 

Was wir nicht brauchen: Keine Fortschreibung des Ersten Armuts- und Reichtumsbe-
richtes 2015 in Baden-Württemberg.

Für das Arbeitskomitee der
Landesarmutskonferenz LAK-BW
Netzwerk 1

Doris Kölz
Roland Saurer
Mitglieder im Beirat zum Armutsbericht
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Beitrag des Landkreistages, Städtetages, 
Gemeindetages und Kommunalverbandes für 
Jugend und Soziales Baden-Württemberg (KVJS)

Vorwort

Der vorliegende erste Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Württemberg soll mög-
lichst umfassend die Auswirkungen von Einkommens- und Vermögensverhältnis-
sen auf die Lebenswirklichkeiten der Bevölkerung aufzeigen. Insbesondere im Blick 
stehen dabei die Bedürfnislagen von Menschen im unteren Einkommensbereich, 
die Möglichkeiten die die sozialen Hilfeleistungen bieten und die Zielführung dieser  
Unterstützungen. 
Welche Bedeutung die sozialen Leistungen für die kommunale Ebene in der Praxis 
mittlerweile einnimmt, spiegelt sich in der Vielzahl der beleuchteten Themenfelder gut 
wieder. Die jüngst veröffentlichte Bertelsmann-Studie bescheinigt einen Zuwachs der 
kommunalen Sozialausgaben um über 50 % innerhalb der letzten 10 Jahre. Dies zeigt 
deutlich, welchen Stellenwert diese Aufgaben kommunal einnehmen.
Der folgende Beitrag zu exemplarisch ausgewählten Schwerpunkten wird in mehrheitli-
cher Abstimmung von Landkreistag, Städtetag, Gemeindetag und dem Kommunalver-
band für Jugend und Soziales als kommunale Einschätzung getragen. Zum Zeitpunkt 
der erforderlichen Abgabe der Einschätzungen lag der Armuts- und Reichtumsbericht 
jedoch nur in Auszügen und im Rohentwurf vor. Eine ggf. notwendige Befassung der 
jeweiligen Gremien war nicht möglich, eine differenzierte Betrachtung der einzelnen 
Verbände kann nicht ausgeschlossen werden, die Einschätzungen sind daher nicht ab-
schließend. Daher kann der Beitrag nur einzelne Schlaglichter des Armuts- und Reich-
tumsberichts beleuchten.

1	 Zur Rolle und Bedeutung der Kinder- und Jugendhilfe im  
Umgang mit Armutslebenslagen junger Menschen

Sowohl nach ihrem Selbstverständnis als auch nach ihren im SGB VIII geregelten 
rechtlichen Verpflichtungen bietet die Kinder- und Jugendhilfe vielfältige Angebote, 
Unterstützung, Förderung und Hilfen für alle jungen Menschen und Familien, ganz 
unabhängig von deren Lebenslagen. Das Spektrum ihrer Arbeits- und Handlungsfelder 
erstreckt sich in großer Breite über alle Entwicklungsphasen, von den Frühen Hilfen 
über die Kindertagesbetreuung, die Familienbildung, die Kinder- und Jugendarbeit und 
die Jugendsozialarbeit bis hin zu den Hilfen zur Erziehung.

Gleichwohl liegt ein spezifischer Fokus des Jugendhilfehandelns seit jeher – und his-
torisch betrachtet geradezu konstitutiv – auf einer zielgerichteten Arbeit mit jungen 
Menschen aus sozial benachteiligten oder anderweitig belasteten Lebenslagen. Dabei 
spielt die Bearbeitung der Folgen des Aufwachsens in Armut arbeitsfeldübergreifend 
eine besonders wichtige Rolle. Die Vielfalt der darauf bezogenen Arbeitsansätze zu  
beschreiben sprengte den Rahmen dieses Beitrags. Er beschränkt sich deshalb auf 
exemplarische Schlaglichter zur Bedeutung der Kinder- und Jugendhilfe im Umgang 
mit Armutslebenslagen junger Menschen.
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Ein gerade im Blick auf die Armutsbelastung junger Menschen ausgesprochen wichtiges 
Handlungsfeld sind die Hilfen zur Erziehung. Es leistet und gestaltet im Sinne der Para-
grafen 27 ff SGB VIII ambulante, teilstationäre und stationäre Erziehungshilfen für junge 
Menschen und Familien, die zumindest zeitweilig damit überfordert sind, eine gelingen-
de Erziehung und damit ein gelingendes Hineinwachsen in die Gesellschaft eigenverant-
wortlich zu gewährleisten. Sowohl die Fallzahlen als auch die Ausgaben für diese Jugend-
hilfeleistungen steigen in Baden-Württemberg – wie im Übrigen bundesweit – stetig an, 
obwohl die Zahl der jungen Menschen demografisch bedingt rückläufig ist. In kontinu-
ierlich angelegten landesweiten Untersuchungen des KVJS-Landesjugendamts zu den 
Entwicklungen in diesem Feld zeigt sich immer wieder, dass – neben anderen Faktoren 
– auch ein sehr enger Zusammenhang zwischen dieser Dynamik und den materiellen Le-
benslagen junger Menschen in Baden-Württemberg besteht.1 Insofern bestätigen die im 
Armuts- und Reichtumsbericht herausgearbeiteten vielfältigen Befunde zu Ausmaß und 
vor allem zur Zunahme der Armutsbelastung von Kindern im Lande dem Grunde nach 
die Ergebnisse der Untersuchungen des KVJS-Landesjugendamts. Allerdings greift es 
vor diesem Hintergrund zu kurz, wenn die Fallzahlentwicklungen der Hilfen zur Erziehung 
primär in den thematischen Kontext der Kindeswohlgefährdung gestellt werden.2 

Wie die Untersuchungen des KVJS zur Bedeutung des Aufwachsens an der Armuts-
grenze für die Inanspruchnahme erzieherischer Hilfen zeigen, liegt beispielweise die 
Wahrscheinlichkeit für die Inanspruchnahme einer stationären Erziehungshilfe außer-
halb der Herkunftsfamilie3 für minderjährige Kinder, die in Baden-Württemberg in ar-
mutsbelasteten Lebenslagen aufwachsen, um das 19-fache über der von Kindern, die 
nicht von Armut betroffen sind. Lebenspraktischer ausgedrückt bedeutet dies, dass 
binnen eines Jahres von den Kindern ohne Armutsbelastung eines von 406, und dem-
gegenüber von denen, die von Armut betroffen sind, eines von 18 in stationärer Erzie-
hungshilfe ist.4 Ein anderer Befund zeigt, dass in der Gesamtschau der erzieherischen 
Hilfen nach §§ 29 – 35 SGB VIII innerhalb eines Jahres 1 % aller Kinder ohne Armuts-
belastung eine solche Hilfe erhielten, während sich die Hilfehäufigkeit bei den Kindern 
aus materiell prekären Lebenslagen im Lande auf 15 % belief. Damit erhielt jedes 7. 
der von Armut betroffenen Kinder in Baden-Württemberg eine solche Unterstützung. 
Dabei ist zu bedenken, dass dies die Hilfehäufigkeiten sind, die binnen eines Untersu-
chungsjahres erfasst wurden. Hilfebedarf für junge Menschen kann aber über einen 
Zeitraum von zumindest 18 Jahren, gegebenenfalls auch noch nach Eintritt in die Voll-
jährigkeit entstehen. Somit liegen die gesamtbiografischen Hilfewahrscheinlichkeiten 
mit Sicherheit noch spürbar über den hier genannten Werten.

Vor dem Hintergrund dieser Befunde ergibt sich eine wichtige Einschätzung zur Bedeu-
tung der Kinder- und Jugendhilfe in ihrer gesellschaftlichen Funktion zur Bearbeitung 
von Armutslebenslagen junger Menschen, die weit über das Thema Kindeswohlge-
fährdung hinausgeht. Während sich erzieherische Hilfen aus der Lebenserfahrung und 
den Lebenswelten eines Großteils der Bevölkerung des Landes eher als ein fremder 
und exotischer Sonderfall im Aufwachsen eines jungen Menschen darstellen, sind sie 
für Kinder und Jugendliche aus Armutslebenslagen, auch im insgesamt wohlhaben-
den Baden-Württemberg, inzwischen oftmals zu einer bedeutsamen (Co-)Instanz von 

1	 Vgl. zuletzt: KVJS, 2013.
2	 Vgl. Kapitel IV.4.1.
3	 Dies meint Hilfen in Vollzeitpflege nach § 33 und Hilfen in Heimerziehung nach § 34 SGB VIII.
4	 Vgl. KVJS 2013, S. 268ff. Die Untersuchungen des KVJS definieren Armutslebenslagen anhand des ver-

gleichsweise „harten“ Indikators des Bezugs von SGB II-Leistungen in den Herkunftsfamilien der Kinder.
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Sozialisation geworden, deren erhebliche gesellschaftliche Bedeutung und Leistung 
so oftmals nicht gesehen wird. Zugleich weisen diese Befunde aber auch weit über 
das Feld der Hilfen zur Erziehung hinaus. Erzieherische Hilfen sind in gewisser Wei-
se oft auch „späte Hilfen“ für Menschen in Lebenslagen, denen durch eine struktu-
relle Verbesserung der Rahmenbedingungen des Aufwachsens in vielfältiger Weise 
frühzeitigere Unterstützung und Entlastung angeboten werden müsste. Und dies gilt 
keineswegs nur für Rahmenbedingungen, die die Kinder- und Jugendhilfe in ihrer Ver-
antwortung gestalten kann.

Aus einer ergänzenden Perspektive wird damit auch deutlich, welche erheblichen fi-
nanziellen Leistungen die kommunale Seite zur Bearbeitung der Folgen von Kinderar-
mut im Lande erbringt. So beliefen sich die Ausgaben der 44 Stadt- und Landkreise 
Baden-Württembergs für die Hilfen zur Erziehung im Jahr 2013 auf nahezu 1 Mrd. 
Euro.5 Wenngleich es sich bei den Leistungsempfängern natürlich nicht ausschließlich 
um junge Menschen und Familien in Armutslebenslagen handelt, so sind sie doch die 
mit großem Abstand am stärksten geförderte Gruppe. Neben anderen Leistungen der 
örtlichen öffentlichen Träger in der Bearbeitung von Armutsproblemen dokumentiert 
allein dies einen beachtlichen Aufwand zur Förderung dieser jungen Menschen.

Als ein zweites Beispiel strukturierter Arbeitsansätze zur Bearbeitung von Armutsfol-
gen für junge Menschen sei die Mobile Jugendarbeit als ein Arbeitsfeld der Jugendso-
zialarbeit nach § 13 SGB VIII benannt. Die Verantwortung hierfür liegt auf kommunaler 
Seite – anders als bei den Hilfen zur Erziehung – nicht nur bei den Stadt- und Landkrei-
sen in ihrer jugendhilfeplanerischen Gesamtverantwortung, sondern in der praktischen 
Ausgestaltung und Umsetzung der Arbeit insbesondere auch bei den kreisangehöri-
gen Städten und Gemeinden. Die Mobile Jugendarbeit hat schon mit ihrem gesetzli-
chen Auftrag, dem Ziel eines Ausgleichs sozialer Benachteiligung, einen engen Bezug 
auch zur Lebenswirklichkeit derer, die von Armut betroffen sind. Wie die Angebote 
der Offenen Kinder- und Jugendarbeit (§ 11 SGB VIII) und der Jugendverbandsarbeit 
(§ 12 SGB VIII) zielt die Mobile Jugendarbeit darauf, ihr konkretes Handeln und die 
Angebote für die jungen Menschen an deren eigenen Themen, Anliegen und Perspek-
tiven zu orientieren. Sie arbeitet somit in Gestalt niederschwelliger, lebensweltorien-
tierter und auch aufsuchender Konzepte und erreicht dadurch ausgegrenzte und von 
Ausgrenzung bedrohte junge Menschen, die andernfalls kaum oder gar keinen Zugang 
zu einer alters- und lebenslagenadäquaten Unterstützung fänden.

Deutlich weiter lassen sich demgegenüber das Selbstverständnis und der gesetzliche 
Auftrag der Offenen Kinder- und Jugendarbeit beschreiben. Sie zielt in einem weit 
gefassten Sinne auf die Förderung der Persönlichkeitsentwicklung und der Gemein-
schaftsfähigkeit aller jungen Menschen, wobei dieser Auftrag ausdrücklich keinem 
spezifischen Blick auf Defizite oder besondere Hilfebedürftigkeit verpflichtet ist. Dem-
entsprechend hat auch sie ihren Eigenwert als attraktiver und anregender Lebens- und 
nonformaler Lernort für junge Menschen in einer klaren Orientierung an deren Interes-
sen und Eigensinn. Gleichwohl zeigen aber einschlägige Untersuchungen, dass Besu-
cherinnen und Besucher der Offenen Kinder- und Jugendarbeit überproportional aus 
sozial schwierigen, belasteten und bildungsfernen Milieus stammen,6 so dass diese 

5	 Bruttoausgaben ohne Personalausgaben der Jugendämter; einschließlich Eingliederungshilfen für seelisch 
behinderte Kinder und Jugendliche sowie Hilfen für junge Volljährige. Vgl. Statistisches Landesamt Ba-
den-Württemberg 2014.

6	 Vgl. Schmidt 2013, Oskamp 2013.



Erster Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Württemberg808

Jugendhilfeangebote faktisch durchaus auch eine wichtige Funktion in der Unterstüt-
zung und Förderung von jungen Menschen aus Armutslebenslagen haben. Die Offene 
Kinder- und Jugendarbeit wird dadurch zu einem Ort, an dem auf Grundlage des Befä-
higungsansatzes (Capability Approach)7 auch diese in ihren Teilhabechancen oftmals 
stark beeinträchtigten jungen Menschen Selbstwirksamkeit erfahren. Sie können so 
für die jeweils eigene Lebenssituation Handlungsalternativen beziehungsweise Strate-
gien für die Bewältigung des eigenen Alltags und zur Verwirklichung eines für sie guten 
Lebens entwickeln. Gerade für Kinder und Jugendliche in prekären Familiensituationen 
kann, neben der Mobilen Jugendarbeit, die Offene Jugendarbeit als „2. Heimat“8 oft 
die einzige professionelle Institution sein, die ihnen in Ergänzung zu ihren Familien eine 
verlässliche Stabilität über einen längeren Sozialisationszeitraum bietet. Entsprechend 
können und müssen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ihrer Funktion als Exper-
tinnen und Experten der Lebenslagen „ihrer“ Jugendlichen an der Schnittstelle zur 
Kommunalverwaltung dazu beitragen, Belastungsstrukturen und Bedarfe in kommu-
nalpolitische Prozesse einzuspeisen und auf die Entwicklung passender Hilfe- und Un-
terstützungsangebote hinzuwirken. Eine nicht zu unterschätzende Funktion haben im 
Arbeitsfeld der Kinder- und Jugendarbeit auch die vielfältigen Freizeitmaßnahmen, die 
gerade Kindern aus armutsbetroffenen Familien niederschwellige und unkommerzielle 
Teilhabe am sozialen Leben ermöglichen, indem sie Freizeitmöglichkeiten eröffnen, 
die andernfalls nicht realisiert werden könnten. Hier erweist es sich als förderlich, dass 
insbesondere Jugenderholungsmaßnahmen wie Ferienfreizeiten durch Zuschüsse des 
Landesjugendplanes und Zuschüsse seitens der Stadt- und Landkreise und zahlreicher 
kreisangehöriger Städte und Gemeinden für Kinder und Jugendliche aus Familien mit 
geringem Einkommen äußerst kostengünstig durch die Träger der Maßnahmen ange-
boten werden können.

Die bislang skizzierten Beispiele zu Rolle und Bedeutung der Kinder- und Jugendhilfe 
in der Bearbeitung von Folgen der Armutsbelastung junger Menschen betrafen die 
Handlungsebene der örtlichen öffentlichen Jugendhilfeträger. Daneben befasst sich 
aber auch das kommunal verfasste Landesjugendamt des KVJS als überörtlicher Trä-
ger der Kinder- und Jugendhilfe in verschiedenen Herangehensweisen und mit großer 
Intensität mit der Thematik. So spielen sowohl im Kontext der Berichterstattung zu 
Entwicklungen und Rahmenbedingungen der Inanspruchnahme erzieherischer Hilfen9 
als auch in den Berichten zur Kinder- und Jugendhilfe im demografischen Wandel10 
Aspekte der Armutsbelastung von jungen Menschen eine bedeutsame Rolle. Diese 
landesweiten Berichte beschreiben seit vielen Jahren nicht nur regelmäßig die dies-
bezüglichen Entwicklungen in den 44 Stadt- und Landkreisen, sondern sie untersu-
chen auch deren Folgen für die Lebensbedingungen der jungen Menschen und darauf 
aufbauend die Entwicklungsbedarfe der Kinder- und Jugendhilfe. Die Befunde dieser 
Analysen werden in enger Kooperation mit den örtlichen öffentlichen Jugendhilfeträ-
gern im Blick auf die Weiterentwicklung der örtlichen Angebote und Unterstützungs-
systeme für junge Menschen und deren Familien weiterbearbeitet. Dadurch besteht 
ein landesweit strukturierter kommunaler Arbeitszusammenhang, in dem auch die Ar-
mutslebenslagen junger Menschen und darauf bezogene Handlungsbedarfe sowohl 
fachplanerisch als auch aus kommunalpolitischer Perspektive regelmäßig mit im Blick 
sind. Ein anderes Beispiel der themenspezifischen Aktivitäten des überörtlichen Trä-

7	 Vgl. Krafeld 2011.
8	 Vgl. AGJF 2011.
9	 Vgl. KVJS 2013.
10	  Vgl. KVJS 2010.
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gers ist der klare Fokus auf das Armutsproblem im Rahmen des Förderprogramms des 
KVJS-Landesjugendamts für Modellvorhaben zur Weiterentwicklung der Jugendhilfe. 
So zielte ein Förderschwerpunkt über die Jahre 2009 bis 2013 auf den Themenkom-
plex „Kinderarmut und Gesundheit“. Im Jahr 2014 wurde der Themenbereich „Risiko- 
und Armutslagen von Heranwachsenden“ als neuer Förderschwerpunkt aufgenom-
men, der auch im Jahr 2015 fortgeführt wird.

Die hier skizzierten Beispiele zeigen, dass das Problem der Armutslebenslagen von Kin-
dern, Jugendlichen und Heranwachsenden und deren Folgen seitens der Kinder- und 
Jugendhilfe auf allen kommunalen Ebenen zielgerichtet und mit einem, auch finanziell, 
erheblichen Aufwand bearbeitet wird. Gleichwohl wäre es sicher nicht sachgerecht, 
damit zu suggerieren, dass es nicht durchaus auch noch Entwicklungserfordernisse in 
der Bewältigung der damit verbundenen Herausforderungen gäbe.

Als lediglich ein Beispiel dafür lassen sich die Fachdebatten um die sogenannten 
„Care-Leaver“ nennen, die derzeit bundesweit im Blick auf eine Qualifizierung von 
Jugendhilfe- und anderen Förderleistungen gerade für die von Ausgrenzung und Ar-
mut bedrohten jungen Menschen intensiv erörtert werden. Im Zentrum stehen da-
bei ältere Jugendliche und junge Erwachsene, die nach Beendigung einer stationären 
Erziehungshilfe in Vollzeitpflege oder Heimerziehung einen gesicherten Übergang in 
ein stabiles, gelingendes Erwachsenleben benötigen, dabei aber auf keinerlei familiäre 
oder anderweitige stabile soziale Netzwerke zurückgreifen können.11 Misslingen diese 
Prozesse angesichts der mangelnden Unterstützung, so erweist sich dies nicht nur 
für die davon betroffenen jungen Menschen als ein dramatischer Bruch. Allgemeiner 
betrachtet liegen in solchen unzureichend gestalteten und begleiteten Verselbststän-
digungsprozessen auch die Wurzeln für eine generationenübergreifende Tradierung 
sozialer Randständigkeit, wenn junge Menschen aus Armutsverhältnissen in erziehe-
rischen Hilfen zunächst förderliche Bedingungen für ihre Persönlichkeitsentwicklung 
erfahren, deren langfristige Erfolge dann aber zur Disposition gestellt werden, weil 
nachhaltige Unterstützungen über den Volljährigkeitsstatus hinaus nicht hinreichend 
gesichert sind. Verstärkte fachliche Strategien der Kinder- und Jugendhilfe zur Über-
windung solcher struktureller Mängel, auch in Kooperation mit anderen Leistungs-
trägern, stehen somit letztlich nicht nur im Interesse der individuellen Förderung der 
jungen Menschen. Sie sind zugleich ein Beitrag zur Überwindung gesellschaftlich ver-
festigter Ausgrenzungsmechanismen.

Letztlich ergibt sich aus dieser Denkrichtung ein Querbezug zu einem weiteren Hand-
lungsfeld der Bekämpfung von Armutsfolgen für junge Menschen, die der Armuts- 
und Reichtumsbericht ausführlicher erörtert. Bezüglich der Unterstützung wohnunglo-
ser oder von Wohnungslosigkeit bedrohter junger Menschen ist die dort thematisierte 
Notwendigkeit eines Ausbaus von jugendgerechten Angeboten in der Wohnungslo-
senhilfe von großer Bedeutung. Das erfordert zugleich eine Intensivierung der Zusam-
menarbeit der Wohnungslosenhilfe an Schnittstellen zu anderen Stellen in der Verant-
wortung für junge Menschen. Mit der im Jahr 2005 vorgenommenen Bündelung der 
Leistungsverantwortung für alle sozialrechtlichen Angebote der Wohnungslosenhilfe 
beim örtlichen Sozialhilfeträger wurden gute Voraussetzungen für eine präventive und 
passgenaue, an den örtlichen Gegebenheiten orientierte Zusammenarbeit geschaffen, 
die es zu nutzen und gegebenenfalls zu optimieren gilt. Neben dieser Gestaltungs-

11	 Vgl. Sievers u.a. 2014.
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verantwortung der örtlichen Träger unterstützt aber auch der KVJS als überörtlicher 
Träger Bestrebungen zur weiteren Verbesserung der seitherigen Praxis. Seit dem Jahr 
2013 fördert er im Rahmen seines Programms „Neue Bausteine in der Eingliederungs-
hilfe“ gezielt auch Projekte der Wohnungslosenhilfe, die innovative Ansätze an Schnitt-
stellen entwickeln und erproben.

Zum Abschluss dieser Kommentierungen zur Rolle und Bedeutung der Kinder- und Ju-
gendhilfe bei der Bearbeitung von Armutsfolgen sei angemerkt, dass sich das System 
Kinder- und Jugendhilfe – trotz seiner vielfältigen diesbezüglichen Aktivitäten – sicher 
überschätzen würde, wenn es sich die Verantwortung für die Bewältigung dieser Prob-
lemlagen allein oder auch nur vorrangig selbst zuziehen wollte. Ihr gesetzlicher Auftrag 
erschließt ihr aber Chancen und die Verpflichtung, im Sinne des Leitgedankens eines 
„Aufwachsens in öffentlicher Verantwortung“12 insbesondere auch jene junge Men-
schen zielgerichtet zu begleiten und zu unterstützen, die infolge ihres Aufwachsens in 
Armutslebenslagen in ihren Entwicklungs- und Teilhabechancen benachteiligt sind und 
aus ihren Herkunftsmilieus heraus keine hinreichende Förderung erfahren. 

2	 Schulden und Überschuldung

Der Armuts- und Reichtumsbericht zeigt den Zusammenhang zwischen Armut und 
Überschuldung auf und verwendet dafür unterschiedliche Datenquellen, zum Beispiel 
eine Europäische Vergleichsstudie der Universität Wien, das sogenannte Sozioökono-
mische Panel, eine Expertise von Herrn Dr. Dr. Zimmermann im Auftrag des Diakoni-
schen Werkes Württemberg, die Überschuldungsstatistik des Statistischen Bundes-
amts, den Schuldneratlas und die Kreditreform Boniverum sowie Einträge der SCHUFA. 
Eindeutige Zahlen über die ver- und überschuldeten Haushalte in Baden-Württemberg 
und die Zahl der Ratsuchenden bei den Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen lie-
gen nicht vor. So beteiligen sich beispielsweise an der Überschuldungsstatistik des 
Bundes lediglich etwa ein Drittel der baden-württembergischen Schuldnerberatungs-
stellen. Das Überschuldungsstatistikgesetz beruht auf Freiwilligkeit der Datenlieferung 
sowohl durch die Schuldnerberatungsstellen als auch die dort Ratsuchenden. Um eine 
eindeutige Datenlage für Baden-Württemberg zu erhalten, wäre eine einheitliche Date-
nerfassung erforderlich. Die Grundlage dafür müsste noch gelegt werden.

Aus Sicht der kommunalen Verbände sind die Überlegungen des Landes sehr zu be-
grüßen, als Folge des ersten Armuts- und Reichtumsberichts eine vertiefende Studie 
in Auftrag zu geben, die sich insbesondere mit der Ver- und Überschuldungssituation 
und der Schuldner- und Insolvenzberatung befasst. Eine Mitwirkung wird heute bereits 
in Aussicht gestellt.

Der kommunalen Schuldnerberatung kommt in Baden-Württemberg im Zusammen-
hang mit der Hilfe und Unterstützung von existenzgefährdeten Personen – wozu auch 
oft Familien mit Kinder gehören – eine große Bedeutung zu. Nahezu alle Stadt- und 
Landkreise haben kommunale Schuldnerberatungsstellen, entweder unter Regie der 
SGB XII- oder SGB II-Leistungsträger, eingerichtet. Die Insolvenzberatung, die auf ei-

12	 So der Leitgedanke des 11. Kinder- und Jugendberichts (BMFSFJ 2002); wieder aufgenommen im Leitthema 
„Kinder- und Jugendhilfe in neuer Verantwortung“ des 14. Kinder- und Jugendberichts (BMFSFJ 2013).
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genständiger Rechtsgrundlage beruht, ist oftmals an die Schuldnerberatungsstellen 
angebunden. Daneben bestehen Angebote der Schuldnerberatung auch über die Trä-
ger der Freien Wohlfahrtspflege. 

Die kommunale Schuldnerberatung in Baden-Württemberg versteht sich als ein An-
gebot für Haushalte mit vorhandener oder drohender Überschuldung. Sie folgt den 
Prinzipien der Ganzheitlichkeit, Freiwilligkeit, Ergebnisoffenheit, Vertraulichkeit, Nach-
vollziehbarkeit und Kostenfreiheit.
Die soziale Schuldnerberatung ist Lebensberatung mit dem Schwerpunkt auf den wirt-
schaftlichen und finanziellen Schwierigkeiten sowie den damit zusammenhängenden 
psychosozialen Problemen der Ratsuchenden. Sie erarbeitet nachhaltige Lösungs-
möglichkeiten, deshalb bezieht sie sich auf die Ratsuchenden und ihre Familien sowie 
deren individuelle Lebenssituation und nicht ausschließlich auf die Schulden. Sie ist 
dem Grundsatz der Hilfe zur Selbsthilfe verpflichtet. Ziele der Beratung sind, die Rat-
suchenden psychosozial zu stabilisieren und zu einer aktiven Bewältigung ihrer Situati-
on zu befähigen, die wirtschaftliche Selbstständigkeit der Schuldner zu erhalten bzw. 
wiederherzustellen, eine Entschuldung durchzuführen, wenn sie möglich und sinnvoll 
ist, die Überschuldung abzubauen, um einen Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt zu 
erleichtern und einer künftigen Überschuldung vorzubeugen. Mit Schuldnerberatung 
kann nachweislich der Bezug von staatlichen Transferleistungen verringert oder ganz 
abgewendet werden.
Neben der individuellen Beratung kommt auch der Prävention eine immer größere 
Bedeutung zu. Prävention zur Vermeidung von Überschuldung verfolgt gezieltes und 
geplantes Aufklären über Schuldenfallen sowie Fördern und Stärken von Finanz- und 
Haushaltskompetenzen. Grundlegende Kenntnisse für die Teilnahme am Wirtschafts-
leben und dem finanziellen Alltag werden vermittelt und Handlungsalternativen aufge-
zeigt, zum Beispiel im Umgang mit Werbung und Konsum, bei der Haushaltsplanung. 
Eine wichtige Zielgruppe sind dabei Kinder und Jugendliche, die über die Zusammen-
arbeit mit Schulen und der Jugendarbeit erreicht werden. Auch für die Prävention sind 
neben der individuellen Beratung entsprechende Ressourcen erforderlich.

Bisher tragen die Stadt- und Landkreise die Kosten der Schuldnerberatung aus eigenen 
Mitteln, entweder über die Finanzierung ihrer eigenen Schuldnerberatungsstelle oder 
über eine Förderung der Schuldnerberatung der freien Träger. Das Land gewährt ledig-
lich für die Insolvenzberatung eine individuelle Fallpauschale, die aber bei weitem nicht 
die Kosten deckt. Auch nach der letzten Anhebung zum 1. Januar 2014 bleiben die 
Fallpauschalen der Beratungsstellen immer noch um durchschnittlich rund 25 % unter 
den Vergütungssätzen der Rechtsanwälte. Dabei wurden die zusätzlichen Aufgaben 
ab 1. Juli 2014 noch nicht in die finanzielle Abgeltung einbezogen. Aus kommunaler 
Sicht entlastet die Tätigkeit der Beratungsstellen im Verbraucherinsolvenzverfahren die 
Justiz personell und finanziell.

Von den Amtsgerichten werden zunehmend nur noch Beratungsscheine für Rechts-
anwälte ausgestellt, wenn die Wartezeiten der Schuldnerberatungsstellen mindestens 
12 Monate betragen. Mit dieser Praxis wird den geeigneten Stellen in der außerge-
richtlichen Tätigkeit im Rahmen der InsO ein Vorrang gegeben, der im eigentlichen 
Sinne eine Verlagerung an die „kostengünstigeren“ Stellen bedeutet. Das den Betrof-
fenen eingeräumte grundsätzlich Wahlrecht ist damit ausgehebelt. Aus unserer Sicht 
muss das Land Sorge dafür tragen, dass die Beratungshilfe in jedem Fall gewährleistet 
wird, soweit sich die Betroffenen für eine Rechtsberatung entscheiden.
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Um die Schuldnerberatungsstellen in ihrer Arbeit zu unterstützen wäre eine Landes-
fachstelle sinnvoll, wie sie in anderen Feldern vom Land initiiert wurde. Beispielsweise 
wird als Folge des Landesaktionsplanes gegen Gewalt an Frauen eine entsprechende 
Landesstelle eingerichtet. Wir wären dem Land dankbar, wenn es in diese Richtung 
initiativ würde.

3	 Risiko Altersarmut

3.1	 Derzeitige Situation

Gegenwärtig verfügt die Mehrzahl der Seniorinnen und Senioren über ein auskömm-
liches Einkommen aus Rente, Pension und/oder privater Altersvorsorge. Diese Per-
sonengruppe ist wirtschaftlich gut gestellt und wird auch in den kommenden Jahren 
wohlsituiert sein. Dennoch zeigen die Empfängerzahlen der zum 1. Januar 2003 ein-
geführten Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung auf, dass Altersar-
mut zunehmend zum Problem wird. Die Zuwachsraten in den vergangenen Jahren 
waren so deutlich, dass die berechtigte Sorge besteht, dass der Anteil von älteren 
Menschen, die auf staatliche Unterstützung angewiesen sind, in Zukunft weiter zu-
nehmen wird.

Während bundesweit im Jahr 2003 noch 257 734 Menschen mit einem Lebensalter 
über 65 Jahren Leistungen erhielten, waren es 2013 nach den Zahlen des Statistischen 
Bundesamts in dieser Altersgruppe bereits nahezu 500 000 Leistungsempfänger. Ob-
wohl Baden-Württemberg nach den genannten Zahlen im Ländervergleich noch re-
lativ gut dasteht, wird auch hier ein stetiger Anstieg der Leistungen deutlich. So lag 
beispielsweise der Anteil der Empfänger/-innen von Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung ab 65 Jahren in Baden-Württemberg im Jahr 2006 noch bei 1,8 %, 
während sich diese Quote zum Jahresende 2013 auf 2,3 % erhöht hat.

Nach Feststellung des Statistischen Landesamts Baden-Württemberg erhielten zum 
Jahresende 2013 in Baden-Württemberg insgesamt 88 825 Personen eine staatliche Un-
terstützung in Form der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, wobei die 
Leistungen der Grundsicherung mehr von Frauen als von Männern in Anspruch genommen 
wurden. Mit 47 354 Personen (53,3 %) war die größere Anzahl der Leistungsbezieher be-
reits im Rentenalter. Das Durchschnittsalter lag in diesem Alterssegment bei 74 Jahren. 
Dabei war die weitaus häufigste Ursache für die Gewährung von Grundsicherungs-
leistungen nach SGB XII die Überleitung aus der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
(SGB II). 

3.2	 Künftige Entwicklung

Wie sich der Grundsicherungsbedarf in Baden-Württemberg in Zukunft entwickeln 
wird, hängt von einer Vielzahl von Faktoren ab. Gerade die Vielfalt dieser Faktoren 
macht es schwierig eine seriöse Prognose über die künftige Entwicklung abzugeben. 
Einerseits hängt die materielle Hilfebedürftigkeit zunächst von der Höhe des individu-
ellen Gesamteinkommens und von der Höhe des jeweiligen Vermögens ab. Gleich-
zeitig bestimmt sich Hilfebedürftigkeit nach dem soziokulturellen Existenzminimum, 
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das unser Sozialstaat definiert. Dabei spielen Faktoren wie Teilzeitbeschäftigungen 
und Arbeitslosigkeit, durchbrochene Erwerbsbiografien, zunehmende Einschnitte in 
vorgelagerte Sicherungssysteme (Renten) sowie die Tendenz zu steigender Pflegebe-
dürftigkeit eine wesentliche Rolle und legen die Befürchtung nahe, dass Altersarmut 
deutlich zunehmen wird.

3.3	 Risikofaktoren

3.3.1	 Ausreichendes Einkommen zu Zeiten der Erwerbstätigkeit
Ein sozialpolitisch entscheidender Faktor für eine ausreichende Alterssicherung und 
damit zur Vermeidung von Altersarmut ist ein ausreichendes Einkommen zu Zeiten der 
Erwerbstätigkeit. Dieser Aspekt betrifft vor allem Frauen, die häufig familienbedingt 
unterbrochene Erwerbsbiografien und/oder geringere Erwerbseinkommen aufweisen. 
Gleichzeitig muss allen Arbeitnehmern möglich und deutlich gemacht werden, dass 
eine ausreichende Alterssicherung über rechtzeitige Vorsorge in Eigenverantwortung 
garantiert werden muss. Dies ist vor allem auch aufgrund der begrenzten Leistungs-
fähigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung unabdingbar. Dabei gilt allerdings, dass 
mit Blick auf die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung als Fürsorgeleis-
tung die vorgelagerten Sicherungssysteme die ihnen obliegende Funktion auch tat-
sächlich wahrnehmen: gesetzliche Rente, betriebliche Rente und private Altersvorsor-
ge ist soweit wie möglich zu stärken, damit keine ergänzenden oder substituierenden 
existenzsichernden Hilfen der öffentlichen Hand erforderlich werden.
Die nach wie vor anhaltende Diskussion über längere Lebensarbeitszeiten zeigt die 
Schwierigkeit dieser Thematik auf. Unter Fachleuten unbestritten ist es, dass eine län-
gere Lebensarbeitszeit im Regelfall unausweichlich sein wird. Dies gilt nicht nur, um 
den wachsenden Bedarf an Arbeitskräften zu decken und zu höheren Rentenanwart-
schaften zu gelangen, sondern auch vor allem, weil sich die Lebenserwartung deutlich 
verlängert hat.
In der Gesamtbetrachtung erscheinen alle Maßnahmen als effizient im Hinblick auf die 
Vermeidung von Altersarmut, die zu einem höheren Einkommen im Erwerbsleben und 
zu einem möglichst langen Erwerbsleben einer Person beitragen. Erforderlich hierfür 
ist neben der Verfügbarkeit von bezahlbarem Wohnraum eine aktive Arbeitsmarktpoli-
tik, die beispielsweise Jugendarbeitslosigkeit verhindert, die Integration von Migranten 
unterstützt und hilft, die Erwerbsquote von Frauen und Älteren zu steigern. Neben 
hierzu sicherlich erforderlichen einzelnen Projekten sind aber vor allem geeignete lang-
fristige Strukturen zu schaffen. 

3.3.2	 Bildung 
Die seit den Pisa-Studien in den Blickwinkel der Öffentlichkeit gerückte Bildungsdebat-
te sowie die aktuellen bildungspolitischen Diskussionen auf Landesebene sind auch 
im Zusammenhang mit Altersarmut von entscheidender Bedeutung. Menschen mit 
einem geringen Bildungsstand sind im besonderen Maß gefährdet, gering verdienend 
bzw. sogar arbeitslos zu werden.

Der Strukturwandel in der Wirtschaft hat den Bedarf an gering qualifizierten Arbeits-
kräften stark sinken lassen. Insoweit ist eine gute Qualifikation ebenso erforderlich wie 
eine ständige Weiterbildung im Laufe des Erwerbslebens. 
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3.3.3	 Pflegebedürftigkeit
Altersarmut entsteht im Laufe des Rentenalters oftmals durch Pflegebedürftigkeit. 
Unter der Voraussetzung, dass sich das Pflegerisiko der einzelnen Altersjahre künf-
tig nicht wesentlich verändert, könnte die Zahl der Pflegebedürftigen in Baden-Würt-
temberg allein aus demografischen Gründen von rund 246 000 im Jahr 2009 um 
106 300 Menschen bis zum Jahr 2030 zunehmen. Dies entspricht einem Anstieg von 
43 %. Bis zum Jahr 2050 könnte die Zahl pflegebedürftiger Menschen sogar um 91 % 
zunehmen und sich damit fast verdoppeln. Diese Zahlen des Statistischen Landesamts 
Baden-Württemberg machen deutlich, dass finanzielle Belastungen aufgrund von Pfle-
gebedürftigkeit vor allem bei langen somatischen Krankheitsverläufen, bei langjährigen 
Krankheitsbiografien aufgrund von demenziellen Veränderungen und weiteren geron-
topsychiatrischen Erkrankungen ein wichtiger Aspekt in Bezug auf Altersarmut sein 
werden. 

Trotz finanzieller Verbesserungen durch Anpassung bundesgesetzlicher Regelungen, 
wie das Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz und das Erste Pflegestärkungsgesetz kom-
men viele ältere Menschen an die Grenzen der finanziellen Belastungsfähigkeit. Die 
längst überfällige Neudefinition des Pflegebedürftigkeitsbegriffs und weitere Unter-
stützungsleistungen sind unabdingbar, um die finanziellen Belastungen der Betroffe-
nen in Grenzen zu halten. Die Diskussion und erste Empfehlungen im Vorfeld des 
Pflegestärkungsgesetzes II zur Stärkung der kommunalen Rolle in der Pflege lassen 
hoffen, dass durch die Stärkung kommunaler Strukturen langfristig eine bessere Be-
rücksichtigung der individuellen Situation von Pflegebedürftigen und derer Angehöri-
gen erreicht werden kann. 

Bei der Entscheidung über die jeweils optimalen Versorgungsmodelle für pflegebe-
dürftige Menschen und vor allem als Hilfestellung zu deren Finanzierung innerhalb 
des komplexen Geflechts der Systeme spielt die Beratung der Betroffenen und deren 
Angehörigen eine wichtige Rolle. Deshalb ist insbesondere der zeitnahe Ausbau der 
Pflegestützpunkte in Baden-Württemberg im Sinne einer flächendeckenden, wohnort-
nahen Beratungsstruktur dringend geboten. 

Weiterhin bleibt zu befürchten, dass trotz verbesserter Leistungen aus der Pflegever-
sicherung, die bei den Betroffenen verbleibende finanzielle Belastung steigen wird. 
Da Baden-Württemberg im bundesweiten Vergleich immer noch eine Spitzenposition 
in der Qualität der Pflege und bei der Gestaltung der Personalschlüssel einnimmt, 
muss bei den aktuell stattfindenden Verhandlungen zum Rahmenvertrag in stationären 
Einrichtungen berücksichtigt werden, dass die Herausforderungen der Zukunft in der 
Pflege monetär vertretbar abgebildet werden. 
Die zukunftssichere Ausgestaltung der Pflege muss dabei als gesamtgesellschaftliche 
Herausforderung betrachtet und als solche bezahlbar gestaltet werden.
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Beitrag des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
Baden-Württemberg 

Steigende atypische Beschäftigung bewirkt auch in Baden-Württemberg die Aus-
breitung von Armut und Altersarmut. Atypisch Beschäftigte erreichen nur etwa zwei 
Drittel der Höhe der Bruttostundenlöhne der Normalbeschäftigten. Etwa jeder zweite 
atypisch Beschäftigte ist von Niedriglohn betroffen, aber nur jeder zehnte Normalbe-
schäftigte. Die Armutsgefährdungsquoten der Normalbeschäftigten sind mit 3,2 % 
sehr gering, sie liegen bei den atypisch Beschäftigten aber bei 14,3 %.1 Wolf kommt in 
ihrer Studie zu dem Ergebnis, dass „in Westdeutschland Teilzeitbeschäftigte im Durch-
schnitt geringere Bruttostundenlöhne erhalten als Vollzeitbeschäftigte“.2 Auch Breh-
mer/Seifert belegen diesen Zusammenhang, wonach „atypisch Beschäftigte höheren 
Prekaritätsrisiken ausgesetzt sind als vergleichbare Beschäftigte im Normalarbeitsver-
hältnis“.3 Die „deutlichste Benachteiligung“, urteilen Brehmer/Seifert, bestehe „beim 
Lohn“. Insofern besteht ein enger Zusammenhang von atypischer Beschäftigung und 
Prekarisierung. Der prozentuale Anteil der Teilzeitarbeit an allen Beschäftigungsver-
hältnissen in Baden-Württemberg ist zwischen den Jahren 2003 und 2014 von 13,4 % 
auf 20,3 % stark gestiegen – in absoluten Zahlen bei den Frauen von 507 224 auf 
856 916 Personen und bei den Männern von 82 814 auf 162 024 Personen. Teilzeit-
arbeit wird überwiegend von Frauen geleistet.4 Der Tabelle V.3.3 zufolge betrug die 
Armutsgefährdungsquote von Teilzeitbeschäftigten in Baden-Württemberg im Jahr 
2012 15,2 %, während sie unter Vollzeitbeschäftigten nur bei 4,3 % lag. Teilzeitarbeit 
ist in Baden-Württemberg ein Armutsrisiko.

Der prozentuale Anteil der Leiharbeitsverhältnisse an allen Beschäftigungsverhältnissen 
verdoppelte sich in Baden-Württemberg in etwas mehr als einer Dekade von 0,8 % auf 
1,9 %. Waren im Jahr 2003 nur 36 881 Menschen in einem Leiharbeitsverhältnis be-
schäftigt, sind es im Jahr 2014 96 124 gewesen. Der Anteil der Minijobs stieg im selben 
Zeitraum von 14,2 % auf 15,4 %. Hatten im Jahr 2003 624 902 Personen ausschließlich 
einen Minijob, waren es 11 Jahre später schon 776 553. Unter ihnen ist ausweislich 
der Tabelle V.3.4 die Armutsgefährdungsquote mit 23,2 % „gut fünfmal so hoch wie 
jene der Vollzeiterwerbstätigen“5. Weil Leiharbeitnehmer etwa nur die Hälfte dessen 
verdienen, was Normalbeschäftigte erhalten, wird „Leiharbeit in Baden-Württemberg 
von den Arbeitgebern im großen Stil und flächendeckend als Instrument zur Lohnsen-
kung missbraucht“6. Die wachsende Leiharbeit trägt daher erheblich zur Ausbreitung 
des Niedriglohnsektors und Armutsgefährdung in Baden-Württemberg bei. Die Bundes-
agentur für Arbeit belegt diese Interpretation mit Zahlen: „Das Median-Bruttoentgelt von  

*	 Abteilungsleiter Arbeits- und Sozialpolitik beim DGB-Bezirk Baden-Württemberg.
1	 Vgl. Wagner, Alexandra (2010): Atypische Beschäftigung – Eine wissenschaftliche Bilanzierung, Berlin,  

S. 93–94.
2	 Wolf, Elke (2010): Lohndifferenziale zwischen Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigten in Ost- und Westdeutsch-

land, Düsseldorf, S. 25.
3	 Brehmer, Wolfram / Seifert, Hartmut (2008): Sind atypische Beschäftigungsverhältnisse prekär? in: ZAF 

4/2008, S. 516.
4	 Vgl. Hans-Böckler-Stiftung (2015): Datenbank ‚Atypische Beschäftigung in Baden-Württemberg‘, Daten 

nach Statistisches Bundesamt und Bundesagentur für Arbeit.
5	 Kapitel V.3.3.
6	 Kistler, Ernst / Scholz, Jendrik / Ruth, Joachim (2013): Baden-Württemberg – Musterland guter Arbeit?  

Befunde zur Prekarisierung der Arbeit in Baden-Württemberg und gewerkschaftliche Forderungen, Stutt-
gart, S. 12–13.

von Jendrik Scholz*
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Arbeitskräften in der südwestdeutschen Zeitarbeitsbranche liegt bei 1 693 Euro, das sind 
48,2 % weniger als das Entgelt im Durchschnitt aller Branchen.“7 Biehler widerspricht in 
seinem Gutachten zur „Leiharbeit in Baden-Württemberg“ für das IMU-Institut der The-
se, Leiharbeit stelle eine Brücke in den Arbeitsmarkt dar. Dafür würden Belege fehlen. 
Stattdessen gebe es Indizien, die auf eine Verdrängung regulärer Beschäftigung durch 
Leiharbeit hindeuten würden. Das IMU-Institut beziffert die Vorteile, die die baden-würt-
tembergischen Arbeitgeber im Jahr aus der mit Niedriglöhnen verbundenen Leiharbeit 
ziehen, auf einen „obersten dreistelligen Millionenbereich“. Leiharbeit ist insofern eines 
der wichtigsten Instrumente zur Lohnsenkung und Gewinnsteigerung in Baden-Würt-
temberg.8 Kapitel V.3.3 zufolge sei „die Armutsgefährdung von Leiharbeiter/innen in 
etwa doppelt so hoch wie der Erwerbstätigen insgesamt“.9

Insgesamt waren im Jahr 2003 28,4 % aller Beschäftigungsverhältnisse in Baden-Würt-
temberg atypisch, im Jahr 2014 aber schon 37,6 %. Seit dem Jahr 2012 (37,8 %) und 
dem Jahr 2013 (37,3 %) ist der prozentuale Anteil atypischer Arbeit an allen Beschäfti-
gungsverhältnissen in Baden-Württemberg auf sehr hohem Niveau in etwa konstant.10

Parallel zur deutlichen Ausweitung atypischer Beschäftigung zeigt das INIFES-Gutach-
ten bis zum Jahr 2010 für Baden-Württemberg eine starke Steigerung des Anteils 
sozialversicherungspflichtiger Vollzeitbeschäftigter im Niedriglohnsektor auf etwas 
über 18 %.11 Das heißt trotz voller sozialversicherungspflichtiger Stelle erhält in Ba-
den-Württemberg fast jeder Fünfte nur einen Bruttolohn unterhalb der westdeutschen 
Niedriglohnschwelle von etwas weniger als 1 900 Euro.

Kistler/Scholz/Ruth benennen den engen Zusammenhang zwischen atypischer Be-
schäftigung und Armutsgefährdung: „Die zunehmende Ausbreitung von Niedriglöh-
nen in Baden-Württemberg ist auch das Ergebnis der zunehmenden Prekarisierung 
der Beschäftigungsverhältnisse in Baden-Württemberg. Im Jahr 2010 liegt der mittlere 
Bruttostundenverdienst eines Normalarbeitnehmers bei 17,66 Euro (brutto). Sobald 
das Beschäftigungsverhältnis vom Normalarbeitsverhältnis abweicht und prekäre For-
men (Teilzeitarbeit, Befristung, Mini-Job, Leiharbeit) annimmt, sinkt der mittlere Brut-
tostundenverdienst auf 14,64 Euro (Teilzeitarbeit), 12,50 Euro (Befristung), 8,37 Euro 
(geringfügige Beschäftigung/Mini-Job) und 9,25 Euro (Leiharbeit).“12 Das INIFES-Gut-
achten, das auf den Daten der amtlichen Statistik beruht, zeigt auch bei weiteren For-
men atypischer Beschäftigung deutliche Zuwächse in Baden-Württemberg: Zwischen 
den Jahren 2001 und 2010 sei der Anteil der befristeten Arbeitsverhältnisse an allen 
Arbeitsverhältnissen von 4,4 % (338 000 Betroffene) auf 6,7 % (470 000 Betroffene) 
angestiegen.13 Das IAW-Gutachten im Auftrag des Sozialministeriums Baden-Würt-
temberg zur „Nutzung atypischer Beschäftigungsformen in Baden-Württemberg“, das 

7	 Bundesagentur für Arbeit (2014): Zeitarbeit in Baden-Württemberg – Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und 
Stellenangebot, Arbeitsmarkt Dossier 2014/6, Stuttgart, S. 8.

8	 Vgl. Biehler, Hermann (2011): Leiharbeit in Baden-Württemberg – Kostensenkung zu Lasten der Arbeitneh-
mer, IMU-Institut, München.

9	 Kapitel V.3.3.
10	 Hans-Böckler-Stiftung (2015) a.a.O.
11	 Conrads, Ralph/ Kistler, Ernst/ Kozaczek, Anna/ Kühn, Daniel (2013): Prekäre Beschäftigung in Baden-Würt-

temberg – Ausmaß, Folgen und Handlungsempfehlungen, INIFES-Gutachten im Auftrag des DGB-Bezirks 
Baden-Württemberg, S. 22–24.

12	 Kistler, Ernst/ Scholz, Jendrik/ Ruth, Joachim (2013): Baden-Württemberg – Musterland guter Arbeit? Be-
funde zur Prekarisierung der Arbeit in Baden-Württemberg und gewerkschaftliche Forderungen, Stuttgart, 
S. 16.

13	 Conrads, Ralph et al. (2013), a.a.O., S. 31.
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auf Daten aus der Befragung von Betrieben im Rahmen des IAB-Betriebspanels fußt, 
bestätigt das hohe Niveau atypischer Beschäftigung in Baden-Württemberg.14

Auch auf Basis der Ergebnisse des Mikrozensus, einer Befragung von Haushalten, 
zeigt Krentz den Bedeutungsverlust des Normalarbeitsverhältnisses in Baden-Würt-
temberg bis zum Jahr 2012: „Bei männlichen Kernerwerbstätigen ging der Anteil der 
Normalarbeitsverhältnisse in diesem Zeitraum von knapp 84 % auf rund 75 % zurück. 
Im Gegenzug stieg der Anteil der atypisch Beschäftigten um gut 7 Prozentpunkte von 
4 % auf rund 12 % an. Bei den Frauen fallen die Verschiebungen noch stärker ins 
Auge. Von etwa 26 % im Jahr 1992 stieg der Anteil der atypisch beschäftigten Frauen 
ab den weiblichen Kernerwerbstätigen um rund 11 Prozentpunkte auf gut 37 % im 
Jahr 2012 an.“15 Auch Krentz stellt einen Zusammenhang her zwischen atypischer 
Arbeit und Formen der Prekarität wie „Unsicherheit“, „sozialen Risiken“, „Niedrig-
löhnen“ und „geringen Ansprüchen im Rahmen der sozialen Sicherungssysteme“. 
Während Frauen Krentz zufolge in Baden-Württemberg vor allem von Teilzeitarbeit 
mit bis zu 20 Wochenstunden betroffen seien, seien Männer stärker von befristeten 
Arbeitsverträgen betroffen. 73 % aller atypisch Beschäftigten seien Frauen. Jünge-
re Menschen seien häufiger von atypischer Beschäftigung betroffen als ältere, was 
auf eine weitere Ausweitung atypischer Beschäftigung in Baden-Württemberg in den 
kommenden Jahrzehnten hindeutet. Krenz befürchtet, dass die niedrigeren Löhne und 
damit geringeren Beitragszahlungen der atypisch Beschäftigten zu ihrer „erhöhten Ar-
mutsgefährdung im Alter führen könnten“.

Im Februar 2013 verdienten einer Antwort des baden-württembergischen Sozialmi-
nisteriums auf eine „kleine Anfrage“ des CDU-Landtagsabgeordneten Felix Schreiner 
zufolge 87 214 Arbeitnehmer in Baden-Württemberg so wenig, dass sie parallel zur 
Aufstockung ihres nicht existenzsichernden Verdienstes Grundsicherungsleistungen 
(sogenanntes „Hartz IV“) erhielten.16 Die Arbeitslosenquote in Baden-Württemberg 
ist mit 3,8 % Ende des Jahres 2014 sehr niedrig gewesen.17 Die Zahl der abhän-
gig Beschäftigten hat sich in Baden-Württemberg zwischen den Jahren 2000 und 
2013 von 4,9 auf 5,3 Mill. erhöht,18 so dass auch die Beschäftigtenentwicklung positiv 
ist. Gleichzeitig kam es in den letzten 13 Jahren zu einer starken Spreizung zwischen 
der Entwicklung der Zahl der Erwerbstätigen und der Arbeitsstunden in Baden-Würt-
temberg. Die Zahl der Erwerbstätigen steigt in Baden-Württemberg sehr viel schneller 
als die Zahl der Arbeitsstunden. Die pro Jahr geleisteten Arbeitsstunden haben im 
Vergleich zum Jahr 2000 nur um 2,8 % zugenommen. Gleichzeitig ist die Zahl der Er-
werbstätigen aber um 7,9 % gestiegen. Vor allem die Prekarisierung der Arbeit in Form 
von mehr Teilzeitarbeit und mehr geringfügiger Beschäftigung hat die starke Zunahme 
der Erwerbstätigenzahl und die niedrige Arbeitslosigkeit in Baden-Württemberg mit-
verursacht.19

14	 Vgl. Institut für angewandte Wirtschaftsforschung Tübingen (2014): Nutzung atypischer Beschäftigungsfor-
men in Baden-Württemberg, Abschlussbericht für das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Senioren Baden-Württemberg, Tübingen.

15	 Krentz, Ariane (2014): Erwerbstätigkeit und atypische Beschäftigung in Baden-Württemberg, in: Statisti-
sches Monatsheft 10/2014, S. 25–33.

16	 Sozialministerium des Landes Baden-Württemberg (2013): Antwort auf die Kleine Anfrage des Abgeordne-
ten Felix Schreiner (CDU) zur Situation der SGB II (Hartz IV)-Aufstocker in Baden-Württemberg, 28.05.2013, 
Drucksache 15/3545.

17	 Bundesagentur für Arbeit (2014): Arbeitsmarktreport Land Baden-Württemberg, November 2014.
18	 Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2014): Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der  

Länder – Arbeitnehmer/-innen (am Arbeitsort) in Deutschland 1991 bis 2013 nach Ländern.
19	 Nach Berechnungen des DGB Baden-Württemberg auf Grundlage der Daten der Statistischen Ämter des 

Bundes und der Länder (2014).
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Zwischen den Jahren 2002 und 2012 waren der Tabelle III.1.2 zufolge die durchschnitt-
lichen Einkommenszuwächse in Baden-Württemberg aus Vermögen mit 50 % dop-
pelt so groß wie aus abhängiger Beschäftigung (21,7 %). Piketty kritisiert diese Sprei-
zung zwischen Arbeits- und Vermögenseinkommen: „Je stärker sie ausfällt, umso 
mehr droht der Unternehmer sich in einen Rentier zu verwandeln und Macht über 
diejenigen zu gewinnen, die nichts als ihre Arbeit besitzen.“20 Payk bilanziert nach 
Untersuchung der baden-württembergischen Lohn- und Einkommensteuerstatistiken 
2004 und 2007 und der Einkommens- und Verbraucherstichprobe 2008 „eine Zunah-
me der Ungleichheit auch für Baden-Württemberg“. Als Ursache der „zunehmenden 
Einkommensdisparitäten“ identifiziert er „eine Zunahme der Zahl der Haushalte bzw. 
der Steuerpflichtigen mit niedrigen und mit sehr hohen Einkommen sowie durch stark 
steigende Einkommen in der Größenklasse von 1 Mill. Euro und mehr.“21 Mehr als 
jeder zweite Erwerbstätige in Baden-Württemberg verdient weniger als 1 500 Euro 
netto im Monat.22 Eine durchschnittliche Miete für eine Wohnung in durchschnittli-
cher Lage und Ausstattung in Stuttgart beträgt nach Berechnungen des Mietervereins 
Stuttgart im Jahr 2013 728 Euro.23 Eine Stuttgarter Miete halbiert also das verfügbare 
Einkommen jedes zweiten Arbeitnehmers: 50 % des Einkommens muss für die Miete 
aufgebracht werden. Während Gering- und Normalverdiener unter den hohen Mieten 
leiden, profitieren die jeweiligen Eigentümer davon.

Eine wesentliche Ursache für die steigende Armut älterer Menschen in Baden-Württem-
berg ist neben der Prekarisierung der Arbeit das – von der Bundespolitik beschlossene 
– sinkende Rentenniveau. Die Altersrenten derjenigen Männer, die bereits Rentner sind 
(„Bestand“), sind in Baden-Württemberg mit 1 112 Euro im Jahr 2013 deutlich höher 
als die Altersrenten derjenigen Männer, die erstmals in den Rentenbezug („Zugang“) 
wechseln mit 1 016 Euro. Bei den Männern in Baden-Württemberg beträgt die Absen-
kungsbetrag pro Monat demnach bereits fast 100 Euro.24 Ende des Jahres 2013 bezo-
gen in Baden-Württemberg 47 354 Menschen Grundsicherungsleistungen für Ältere ab 
65 Lebensjahren. Im Jahr 2013 waren es erst 27 164 Personen, so dass sich die Zahl der 
Grundsicherungsempfänger im Alter in 10 Jahren fast verdoppelt hat.25 

Der DGB setzt der Verschlechterung der Qualität der Arbeit sein Leitbild der „guten Ar-
beit“ entgegen. Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns zum 1. Januar 2015 und 
die Erleichterung der Schaffung tariflicher Mindestlöhne durch die große Koalition sind 
der erste Schritt in die richtige Richtung. Gesetzliche und tarifliche Mindestlöhne können 
das weitere Absinken der Verdienste begrenzen und das Tarifvertragssystem insgesamt 
von unten stabilisieren. Eine „neue Ordnung der Arbeit“ umfasst aus gewerkschaftlicher 
Sicht auch die Einschränkung des Missbrauchs von Leiharbeit, Werkverträgen und sach-
grundloser Befristung zur Lohnsenkung. Der DGB-Bundeskongress fordert daher „Equal 
Pay“ bei Leiharbeit und Werkverträgen: „Gleichbehandlung beim Entgelt und den Ar-
beitsbedingungen vom ersten Tag an.“ Mit der Schaffung von Mitbestimmungsrechten 
für Betriebsräte beim Einsatz von Leiharbeitnehmern und Werkverträgen kann deren 
Missbrauch zur Etablierung von Niedriglohnbeschäftigung begrenzt werden.26 

20	 Piketty, Thomas (2014): Das Kapital im 21. Jahrhundert, München, S. 785–786.
21	 Payk, Bernhard (2012): Freiheit – Ungleichheit – Brüderlichkeit? Zur Struktur und Verteilung der Einkommen 

in Baden-Württemberg, in: Statistisches Monatsheft Baden-Württemberg 7/2012, S. 30–40.
22	 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (2012): Statistisches Taschenbuch 2012, S. 30.
23	 Kistler, Ernst/Scholz, Jendrik/Ruth, Joachim (2013): a.a.O., S. 21.
24	 Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg 2014: Entwicklung des Rentenzahlbetrags im Rentenbe-

zug und Entwicklung des Rentenzahlbetrags im Rentenbestand.
25	 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2014.
26	 DGB-Bundeskongress (2014): Antrag A 001, Für eine neue Ordnung der Arbeit, Zeilen 576–577.
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Die beste Alterssicherungspolitik besteht nach Meinung der Gewerkschaften in einer 
Arbeitspolitik, die die Verbesserung der Arbeitsverhältnisse in den Mittelpunkt stellt. 
Die Gewerkschaften befürchten, dass zukünftig „immer mehr Menschen trotz Jahr-
zehnte langer Beitragszahlung keine auskömmlich Rente mehr erhalten“27. Der DGB 
beharrt auf seinem rentenpolitischen Ziel der „Lebensstandardsicherung“28 im Alter. 
Um Altersarmut zu vermeiden sollten nach Auffassung der Gewerkschaften „sozial 
abgesicherte und flexible Übergänge in den Ruhestand“29 aufgebaut werden. Der 
DGB begrüßt die Entscheidung der großen Koalition, den Beschluss des DGB-Bundes-
kongresses, eine „Option“ „für einen abschlagsfreien Zugang zur Rente für Versicher-
te mit langen Versicherungsbiografien bereits vor dem 65. Lebensjahr“ zu schaffen, 
umzusetzen.

Zur Vermeidung von Altersarmut schlagen die Gewerkschaften unter anderem vor, 
Versicherungszeiten mit Niedrigeinkommen für die Rente aufzuwerten und dies aus 
Steuermitteln zu finanzieren.30 Die Gewerkschaften haben ein Rentenmodell vorge-
legt, mit dem das für die steigende Altersarmut und die große Verunsicherung unter 
den arbeitenden Menschen mitverantwortliche Sinken des Rentenniveaus um etwa 
ein Fünftel bis zum Jahr 2030 gestoppt und die Erhöhung des Renteneintrittsalters auf 
67 Jahre ausgesetzt werden könnte. Als Finanzierung schlägt der DGB eine schritt-
weise Anhebung des jeweils zur Hälfte von Arbeitgebern und Arbeitnehmern aufzu-
bringenden Beitrags auf bis zu 22 % im Jahr 2025 vor, der bis zum Jahr 2030 stabil 
bleiben könnte.31 

Der DGB setzt der zunehmenden Einkommens- und Vermögensungleichheit und der 
wachsenden Armut „eine gerechte Steuerpolitik“ entgegen.32 Bei der Einkommen-
steuer sollen nach Auffassung des DGB „Spitzeneinkommen stärker“ und „niedrige-
re Einkommen geringer“ besteuert werden.33 Der Spitzensteuersatz soll angehoben 
werden.34 „Die Vermögensteuer muss umgehend wieder erhoben werden“, fordert 
der DGB.35 Der DGB fordert zudem eine „einmalige Abgabe auf sehr hohe Vermö-
gen“, die „3 % auf alle privaten Vermögen ab 500 000 Euro bei Ledigen und 1 Mill. 
Euro bei Verheirateten betragen“ soll.36 Außerdem fordert der DGB die Einführung ei-
ner Finanztransaktionssteuer.37 Bei der Unternehmensbesteuerung soll nach Meinung 
des DGB die Absenkung des Körperschaftsteuersatzes von 25 % auf 15 % rückgängig 
gemacht werden, die Steuerfreiheit auf die Veräußerung von Anteilen an Kapitalge-
sellschaften soll aufgehoben werden und die Möglichkeit, Verluste zur Steuerminde-
rung auf spätere Jahre zu verteilen, soll beschränkt werden. Der DGB wendet sich 
energisch gegen die Austeritätspolitik: „Der DGB setzt sich für die Abschaffung der 
Schuldenbremse ein.“38

27	 DGB-Bundeskongress 2014, Antrag L 001, Heute die Rente von morgen sichern, Zeilen 51–53.
28	 Ebd. Zeilen 28–29.
29	 Ebd. Zeilen 119–123.
30	 Ebd. Zeilen 214–225.
31	 Deutscher Gewerkschaftsbund (2013): Heute die Rente von morgen sichern – Das DGB-Rentenkonzept 2013, 

Berlin.
32	 DGB-Bundeskongress (2014), Antrag E 001, Für einen handlungsfähigen Staat und eine gerechtere Steuer-

politik.
33	 Ebd. Zeilen 455–458.
34	 Ebd. Zeilen 518–520.
35	 Ebd. Zeile 599.
36	 Ebd. Zeilen 671–675.
37	 Ebd. Zeile 677.
38	 DGB-Bundeskongress (2014), Antrag E 003, Der Kampf gegen die Schuldenbremse muss verstärkt werden.
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Beitrag der Landesvereinigung der 
baden-württembergischen Arbeitgeberverbände

Bildung und Beschäftigung schützen vor Armut

Wie im vorliegenden Armuts- und Reichtumsbericht bereits an mehreren Stellen er-
wähnt, ist die relative Armut in einer Gesellschaft immer von mehreren Faktoren beein-
flusst. Hierzu gehört auch, dass die Armutsgefährdungsquote immer in Abhängigkeit 
des jeweiligen Bildungsniveaus einer Person und deren Erwerbsstatus (erwerbstätig 
oder erwerbslos) zu betrachten ist. Die Ausführungen der Arbeitgeber Baden-Würt-
temberg beziehen sich deshalb in erster Linie auf bildungs- und arbeitsmarktpolitisch 
relevante Fragestellungen.

Die Voraussetzungen für eine Armutsvermeidung sind in Baden-Württemberg so gut 
wie nie zuvor. Im internationalen und insbesondere im europäischen Vergleich ist die 
wirtschaftliche Situation und die Arbeitsmarktlage in Baden-Württemberg hervorra-
gend. Noch nie haben in Baden-Württemberg so viele Menschen eine feste Arbeit ge-
habt wie im Jahr 2014. Mit einer sehr geringen Arbeitslosenquote von durchschnittlich 
4 % im Jahr 2014 und 5,88 Mill. Menschen in sozialversicherungspflichtiger Beschäf-
tigung, kann man nahezu von Vollbeschäftigung sprechen. Die Quote der Jugendar-
beitslosigkeit lag im Jahresdurchschnitt 2014 lediglich bei 3 %.1 
Dies führt auch dazu, dass unser Sozialversicherungssystem mit seinen Leistungen 
wie Arbeitslosenversicherung, Rentenversicherung, Krankenversicherung, Unfall-
versicherung und Pflegeversicherung gut ausfinanziert ist. Dadurch bleiben Sozial-
leistungen, insbesondere für Bedürftige, für die nächsten Jahre garantiert und das 
Solidaritätsprinzip erhalten. Gewerbesteuereinnahmen, immerhin 6,36 Mrd. Euro in 
20132, sowie weitere Steuerabgaben durch die Unternehmen und die gute Tariflohn-
landschaft tragen darüber hinaus maßgeblich zum Wohlstand in Baden-Württem-
berg bei. 

Gesetzliche Vorhaben aber, die zur Überregulierung der Prozesse in den Unterneh-
men führen, sorgen für Unsicherheit und Frust bei den Arbeitgebern. Mindestlohn, 
Familienpflegezeit, Elterngeld Plus mit erweiterten Elternzeitmöglichkeiten, Recht 
auf befristete Teilzeit mit Rückkehrrecht in Vollzeit, Frauenquote, Entgeltgleichheits-
gesetz, Einschränkung der Zeitarbeit, Regelungen zu Werkverträgen, Tariftreuege-
setz und der Bildungsurlaub schränken wirtschaftliche Entfaltungsmöglichkeiten ein 
und fördern Investitionen im Ausland und steigern damit die Arbeitsplatzsorgen ein-
zelner im Inland. Nur solange es Wirtschaft und Politik gemeinsam gelingt, die Rah-
menbedingungen für Unternehmen so zu gestalten, dass die Produktivität gehalten 
bzw. ausgebaut, Beschäftigung weiterhin aufgebaut und Arbeitslosigkeit dadurch 
abgebaut werden kann, kann das Armutsrisiko einzelner Personen entsprechend ge-
senkt werden.

1	 Bundesagentur für Arbeit.
2	 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg.
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Die herausragende Arbeitsmarktsituation in Baden-Württemberg ist in erster Linie 
den wettbewerbsfähigen und innovativen Unternehmen und deren gut ausgebilde-
ten und stetig weiter qualifizierten Belegschaften zuzuschreiben. Personen, die sich 
in der Erwerbslosigkeit befinden, sind laut dem vorliegenden Bericht stärker von Ar-
mut bedroht als Erwerbstätige. Deshalb muss es trotz einer bereits sehr geringen 
Arbeitslosenquote weiterhin das Ziel sein, mehr Personen in Beschäftigung zu bringen 
bzw. Arbeitslosigkeit zu vermeiden. Dies erfordert auch Beschäftigungsverhältnisse, 
in denen Personal flexibel den Anforderungen des Arbeitsplatzes entsprechend und 
am Bedarf des Unternehmens orientiert eingesetzt werden können. Hierzu zählt auch 
die Inanspruchnahme von Mini- oder Midi-Jobs. Die Flexibilität sichert den Unterneh-
men Wettbewerbsfähigkeit und damit die Beschäftigung der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer.

Ein Musterbeispiel bietet dafür die Zeitarbeit, die in Kapitel V.3 völlig zu unrecht kriti-
siert wird. Zeitarbeit spielt in der Personalpolitik von Unternehmen eine wichtige Rolle, 
wenn es darum geht, schwankende Auftragslagen abzufedern sowie Vertretungszei-
ten zu regeln. Für die Betriebe ist Zeitarbeit als flexibles Instrument unverzichtbar; in 
wirtschaftlich schwierigen Zeiten sichert sie Stammarbeitsplätze. Bei Zeitarbeit han-
delt es sich um reguläre, vollwertige und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
auf dem ersten Arbeitsmarkt. Diese als „prekär“ zu diffamieren, wird ihrer Rolle für 
das Beschäftigungssystem nicht gerecht. Zudem ermöglicht Zeitarbeit Menschen mit 
geringeren beruflichen Chancen einen Einstieg in das Arbeitsleben. Zahlen der Bun-
desagentur für Arbeit belegen, dass ein hoher Anteil jüngerer Beschäftigten zwischen 
25 und 35 Jahren in Zeitarbeit keine abgeschlossene Berufsausbildung hat.3 Damit 
ist Zeitarbeit ein wichtiges Instrument zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit und Ar-
mut gerade auch für diese Gruppe der sozialversicherten Beschäftigten. Sie erfüllt 
eine Brückenfunktion und ist oftmals ein Sprungbrett in die Stammbelegschaft der 
Einsatzbetriebe. Zahlen der Agentur für Arbeit belegen auch hier: Zwei von drei Zeit-
arbeitnehmerinnen und Zeitarbeitnehmern befanden sich vor ihrer Anstellung beim 
Zeitarbeitsunternehmen in der Arbeitslosigkeit. Pläne zur weiteren Regulierung der 
Zeitarbeit wären daher ein Beitrag, Arbeitslosigkeit zu steigern und damit Armutsge-
fährdung zu erhöhen.

Aber auch in einem prosperierenden Arbeitsmarkt wie in Baden-Württemberg zeigen 
sich noch Schwächen. So zum Beispiel in dem hohen Anteil von rund 15 % junger 
Menschen zwischen 25 und 35 Jahren ohne Berufsabschluss sowie in der hohen Zahl 
der An- und Ungelernten. Es sind diese Gruppen, die besonders von Beschäftigungslo-
sigkeit bedroht sind. Hier werden entsprechende, aufeinander abgestimmte Maßnah-
men der Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik benötigt. Dazu müssen die rechtlichen Vo-
raussetzungen geschaffen werden und die Finanzierung entsprechend sichergestellt 
sein. Hier sehen wir auch die Landesregierung in der Pflicht.

3	 Der Arbeitsmarkt in Deutschland – Jüngere Menschen ohne Berufsabschluss, Mai 2013, Bundesagentur für 
Arbeit.
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1	 Schulische Mindeststandards und Grundbildung sichern 

Der Schlüssel für eine erfolgreiche Armutsprävention und Armutsbekämpfung liegt 
vor allen Dingen in Bildung und Ausbildung. Diese ermöglicht erst eine selbstbestimm-
te und gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen und beruflichen Leben. Die 
Grundlage hierfür wird in der Schule gelegt. Zu allererst müssen basale Grundbildungs-
kenntnisse vermittelt werden. Aber etwa ein Fünftel der Schülerinnen und Schüler 
der neunten Klassen verfügen nicht über die minimal erforderlichen Lesefähigkeiten.4 
14 % der deutschen Bevölkerung (7,5 Mill. Menschen) sind als funktionale Analphabe-
ten zu bezeichnen.5 

Auch wenn es schwer vorstellbar ist, viele Schülerinnen und Schüler haben einen 
Schulabschluss erhalten, ohne in der Lage zu sein, einfache Texte zu verstehen oder 
kurze Mitteilungen verständlich zu schreiben. Grundbildungsdefizite bestehen sowohl 
in kognitiver als auch in nicht-kognitiver Sicht, obwohl die Vermittlung grundlegender 
Kompetenzen als didaktisches Ziel in den bestehenden Bildungs- und Lehrplänen im-
plizit vorhanden ist.6 Dies gefährdet die Ausbildungsreife und entsprechend den Ein-
stieg in Ausbildung und Beschäftigung. 

Es war ein historischer Fehler, sich auf der Ebene der Kultusministerkonferenz statt für 
verbindliche Mindeststandards für sogenannte „Regelstandards“ zu entscheiden. Die 
Arbeitgeber sind schon immer in Anlehnung an das sogenannte Klieme-Gutachten für 
Mindeststandards eingetreten.7 Konkret würde dies für die aktuelle Bildungsplanreform 
2016 bedeuten, dass für jede „Standardstufe“ (Orientierungstufe (OS), Hauptschulab-
schluss (HSA), Mittlerer Schulabschluss (MSA)) einheitliche und verbindliche Mindest-
standards definiert werden, die es schulartübergreifend in der Sekundarstufe I zu si-
chern gilt. Eine sinnvolle Differenzierung nach oben gründet dann auf einem allgemeinen 
Basisanforderungsniveau, das von der überwiegenden Mehrheit der Schülerinnen und 
Schüler realisiert werden kann. Die stattdessen vorgesehene Unterteilung in ein „grund-
legendes“, „mittleres“ und „erweitertes“ Niveau für jede Standardstufe ist in der vorlie-
genden Form nicht immer plausibel und wenig transparenzfördernd. Sofern nicht darauf 
verzichtet werden kann, ist dringend eine Überarbeitung angeraten, um die Verbindlich-
keit und Aussagekraft des jeweiligen Niveaus sicherzustellen. Für alle Beteiligten muss 
klar sein, worin sich zum Beispiel Bewerber aus der Gemeinschaftsschule mit mittlerem 
Niveau des MSA von Bewerbern mit einem erweiterten Niveau des HSA unterscheiden. 

Neben der verbindlichen Verankerung von Mindeststandards in den zukünftigen Bil-
dungsplänen geht es auch darum, genügend Lern- und Anwendungszeit zu berück-
sichtigen. Das Problem ist nicht, dass die erforderlichen Grundbildungsinhalte nicht 
in den Bildungsplänen verankert wären. Es besteht vielmehr das Problem, dass die 
Grundbildung nicht systematisch vermittelt und bei einer zu großen Zahl von Schüle-
rinnen und Schülern nicht im Sinne der Handlungskompetenz ausreichend eingeübt 
und in praktischen Lern- und Lebensbezügen angewendet wird. Dazu zählt auch eine 
frühzeitige und systematische berufliche Orientierung als Pflichtaufgabe von Schulen.

4	 PISA 2009.
5	 Leo.-Level-One Studie, Universität Hamburg, 2011.
6	 Klein/Schöpper-Grabe, Was ist Grundbildung? IW-Analysen 76, 2012, S.5–7.
7	 „Klieme-Gutachten“, Zur Entwicklung nationaler Bildungsstandards. Eine Expertise, Berlin, 2003.
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Die Arbeitgeber Baden-Württemberg und das von ihnen getragene Netzwerk SCHU-
LEWIRTSCHAFT verstehen sich hier auf Grundlage des Beutelsbacher Konsenses 
von 1976 als Partner der Schulen. 37 ehrenamtlich organisierte regionale Arbeitskreise 
und zehn hauptamtliche Servicestellen unterstützen auf allen Gebieten der Berufsori-
entierung – von der Bildungspartnerschaft über Fortbildungsangebote bis zu Praktika 
für Lehrkräfte und Schülerinnen und Schüler. Die Verbesserung der Bildung ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, der sich die Arbeitgeber seit mehr als 50 Jahren 
verantwortungsbewusst stellen. 

2	 Übergänge Schule und Beruf neu gestalten

An der Nahtstelle von Schule und beruflicher Ausbildung müssen die Übergänge 
schneller und passgenauer erfolgen. Hier gehen immer noch zu viele Jugendliche für 
eine Ausbildung verloren, die später als An- und Ungelernte einem erhöhten Armuts-
risiko ausgesetzt sind. Unter Beteiligung der Arbeitgeber hat hierzu das Ausbildungs-
bündnis Baden-Württemberg Eckpunkte für eine Neugestaltung des Übergangs von 
Schule und Beruf vorgelegt, die mittlerweile in mehreren Regionen erprobt werden. 
Die landesweite Ausdehnung der Modellprojekte muss konsequent weiterverfolgt und 
mit angemessenem Ressourceneinsatz seitens des Landes unterstützt werden. Hier-
zu zählen auch der Erhalt und die weitere Förderung von Einstiegsqualifikationen. Die 
Tarifpartner der Metall- und Elektroindustrie, der Textilindustrie und der Schmuckin-
dustrie haben mit Vereinbarungen zu einem tariflichen Förderjahr deutliche Zeichen 
gesetzt. Der Erfolg dieser und weiterer Sozialpartnerinitiativen wird aber entscheidend 
davon abhängen, inwieweit es gelingt, bestehende Förderkulissen zum Beispiel des 
Berufspraktischen Jahres aufeinander abzustimmen und deren Finanzierung langfristig 
sicherzustellen. Übergangsquoten von über 70 % in eine Ausbildung machen dies zu 
einer lohnenden Investition.

Armutsprävention bei unter 25-Jährigen bedeutet auch, die Zahl von Ausbildungsab-
brüchen zu minimieren. Diese liegen häufig in mangelnder beruflicher Orientierung 
oder in Überforderung begründet. Besonders Jugendliche mit schwächeren Voraus-
setzungen benötigen den Zugang zu einer individuellen Unterstützung. Deshalb müs-
sen Unterstützungsinstrumente wie die assistierte Ausbildung oder ausbildungsbeglei-
tende Hilfen bedarfsgerecht zugänglich sein. Sollte eine Förderung aus Bundesmitteln 
nicht ausreichen, muss mit angemessenen Landesmitteln kofinanziert werden. 

3	 2-jährige Berufsausbildungen nutzen

Wer Armutsbekämpfung ernst meint, darf 2-jährige Berufsbilder nicht diskreditieren. 
2-jährige Ausbildungsberufe haben eine nicht zu vernachlässigende Bedeutung für den 
Ausbildungsmarkt, wovon Wirtschaft und Jugend profitieren.8 Demnach sind (Stand 
2013) 28 von 329 Berufen 2-jährig. 45 000 Ausbildungsverhältnisse werden pro Jahr 

8	 „InterVal-Untersuchung“ zu 2-jährigen Ausbildungsberufen vom März 2010 im Auftrag des Bundeswirt-
schaftsministeriums.
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in einem 2-jährigen Beruf neu abgeschlossen.9 Vergleicht man die Schulabschlüsse 
der Auszubildenden in ausgewählten 2-jährigen und korrespondierenden 3,5-jährigen 
Berufen dann zeigt sich, dass gerade Absolventen mit und ohne Hauptschulabschluss 
so eine echte Einstiegsoption erhalten. So finden sich in den zweijährigen Berufsaus-
bildungen zum Maschinen- und Anlagenführer 64 % und zum Industrieelektriker 29 % 
Auszubildende ohne oder mit Hauptschulabschluss. Zum Vergleich: In den 3,5-jährigen 
Berufsausbildungen zum Industriemechaniker sind es 20 % und beim Elektroniker für 
Betriebstechnik 10 % ohne oder mit Hauptschulabschluss.10 Vor diesem Hintergrund 
ist die dogmatische Ablehnung 2-jähriger Berufsausbildungen gegen das Interesse po-
tentiell armutsgefährdeter Jugendlicher gerichtet.

4	 Berufsausbildung in Teilzeit ermöglichen

Alleinerziehende und junge Eltern ohne Berufsabschluss sind überproportional von Ar-
mut gefährdet. Hier leistet Teilzeitausbildung einen wichtigen Beitrag zur Vorbeugung. 
Junge Mütter und Väter sowie pflegende Angehörige erhalten so überhaupt erst eine 
Chance auf eine Ausbildung. Aus diesem Grund engagieren sich die Arbeitgeber Ba-
den-Württemberg im Netzwerk Teilzeitausbildung. Damit die Möglichkeiten für eine 
Teilzeitausbildung besser als bisher genutzt werden, müssen neue praxistaugliche 
Konzepte entwickelt werden. Hier darf es keine Denkverbote geben. Es müssen auch 
modular aufgebaute Ausbildungsverläufe möglich sein, die der Bedarfslage junger 
Mütter und Väter im Spannungsfeld von Kinderbetreuung und Ausbildungsanforde-
rung entsprechen. Außerdem sollte eine landesweite Kampagne des Landes mit den 
Partnern im Ausbildungsbündnis angestoßen werden, um die Möglichkeit einer Teil-
zeitausbildung bei der Zielgruppe und bei Betrieben bekannter zu machen.

5	 Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessern

Ein zentrale Grundlage für eine selbstbestimmte Teilnahme an Ausbildung und Be-
schäftigung ist eine funktionierende Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Dies bezieht 
sich sowohl auf die Kinderbetreuung als auch auf die Pflege von Familienangehörigen. 
Wem zum Beispiel keine ausreichende Kinderbetreuung garantiert ist, hat es schwer, 
generell einer Ausbildung oder einer Beschäftigung – vor allem in Vollzeit – nachzuge-
hen. Deshalb werden entsprechende Flexibilisierungsinstrumente wie Teilzeitarbeit, 
flexible Arbeitszeiten, Vertrauensarbeitszeit oder Telearbeit benötigt. Diese Flexibilität 
führt dazu, dass zum Beispiel jungen Vätern und Müttern – insbesondere Alleinerzie-
henden, der (Wieder-)Einstieg in Ausbildung oder Beschäftigung gelingt. Zu unrecht 
geraten auch diese Formen der Beschäftigung immer stärker in Verruf. Die Teilzeit-
arbeit, für die erst vor wenigen Jahren ein individueller Anspruch der Arbeitnehmer 
geschaffen wurde, wird mittlerweile als prekäre Beschäftigung diffamiert. Flexible 
Arbeitszeiten oder Beschäftigungsformen werden verstärkt zur Gefahr erklärt, da sie 
angeblich die Entgrenzung der Arbeit und den „Burnout“ fördern. 

9	 Berufsbildungsbericht, 2014.
10	 Datensystem Auszubildende, Auszubildenden-Daten der Berufsbildungsstatistik der statistischen Ämter 

des Bundes und der Länder, Bundesinstitut für Berufsbildung, 2013.
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6	 Modulare Nach- und Teilqualifizierung ausbauen

Ebenfalls stark vom Armutsrisiko betroffen sind geringqualifizierte Personen ohne Be-
rufsabschluss bzw. an- und ungelernte Beschäftigte. Die Arbeitgeberverbände sehen 
hier die Notwendigkeit des Ausbaus von zielgruppen- und bedarfsgerechten Weiterbil-
dungsmaßnahmen. Mit der Arbeitgeberinitiative „Eine TQ besser“ wird genau dieser 
Ausbau im Rahmen bundesweit gleicher Qualitätsstandards forciert. Das Konzept baut 
auf dem Prinzip der modularen Teilqualifizierung auf. An- und Ungelernte sowie Gerin-
qualifizierte, gleich ob in Erwerbstätigkeit oder Erwerbslosigkeit, verfügen aufgrund 
etwaiger Berufserfahrung über theoretische und praktische Handlungskompetenzen. 
Die modulare Teilqualifizierung basiert daher auf dem jeweiligen allgemein bildenden, 
fachtheoretischen und fachpraktischen Kenntnisstand der Personengruppe. Vorhan-
dene Arbeits- und Berufserfahrungen werden individuell in der Qualifizierungsplanung 
berücksichtigt. Durch den Erwerb von Teilqualifizierungen wird die Beschäftigungs-
fähigkeit gering qualifizierter Arbeitnehmer gestärkt. Die Teilqualifizierung ermöglicht 
zudem den Erwerb eines Berufsabschlusses über die Zulassung zur Externenprüfung. 
Auch hierfür sind der Erhalt und Ausbau von 2-jährigen Ausbildungsberufen zwingend 
notwendig.

7	 Integration von Lanzeitarbeitslosen neu denken

Es sind arbeitsmarktpolitische Instrumente erforderlich, die (Langzeit-)Arbeitslose als 
besonders von Armut bedrohte Gruppe darin unterstützen, im Arbeitsmarkt wieder 
Fuß zu fassen. Als positives Beispiel ist der Passiv-Aktiv-Transfer (PAT) zu nennen, wie 
er in Baden-Württemberg im Sinne der Assistierten Beschäftigung umgesetzt wird. 
Wichtig in diesem Zusammenhang ist, dass der Fokus der Wiedereingliederung primär 
auf dem ersten Arbeitsmarkt liegt und keine ausschließliche Subventionierung von so-
zialen Beschäftigungsunternehmen (SBU) darstellen darf. Eine Zusammenarbeit zwi-
schen SBU und Privatwirtschaft ist zu begrüßen. Denkbar ist eine Ausgliederung von 
Teilen der Wertschöpfungskette, die durch Werkverträge an SBU übertragen werden. 
In einem weiteren Schritt muss aber auch beim PAT eine Strategie entwickelt werden, 
wie Teilnehmer, nachdem sich ihr Arbeitsverhältnis verfestigt hat, qualifiziert werden 
können. Auch hier kann das Konzept der modularen Teilqualifizierung helfen.

8	 Inklusion voranbringen

Um das Armutsrisiko von Menschen mit Behinderung zu reduzieren, müssen Konzep-
te entwickelt werden, die die Inklusion in Ausbildung und Beschäftigung ermöglichen. 
Zur Inklusion gehört an dieser Stelle, ähnlich wie beim PAT, die Kooperation zwischen 
Werkstätten für Menschen mit Behinderung und der Privatwirtschaft auszubauen. Die 
Arbeitgeberverbände Baden-Württemberg gehen mit der Initiative „Wirtschaft inklu-
siv“ bereits mit gutem Beispiel voran.
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Die Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung gehört zu den vorrangigen Zie-
len der baden-württembergischen Landesregierung. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf 
der Bekämpfung von Kinder- und Familienarmut. Eine zentrale Grundlage für die Ent-
wicklung von Maßnahmen und Handlungsempfehlungen zur Armutsprävention und 
Armutsüberwindung sind fundierte Kenntnisse über die Einkommensverhältnisse und 
Lebenslagen der Menschen im Land. Bislang gab es für Baden-Württemberg keine 
offizielle Armuts- und Reichtumsberichterstattung. 

Deshalb wurde bereits im Koalitionsvertrag Folgendes festgelegt: „In Baden-Württem-
berg werden wir eine Armuts- und Reichtumsberichterstattung einführen mit einem 
besonderen Fokus auf das Thema Kinderarmut. Dieser Bericht wird zugleich konkrete 
Handlungsempfehlungen für die Bekämpfung und Vermeidung von Kinderarmut geben.“

Das Konzept der Landesregierung sieht vor, einmal pro Legislaturperiode einen um-
fangreichen Armuts- und Reichtumsbericht vorzulegen. Dabei sind nicht nur die Ein-
kommensverhältnisse am unteren Rand der Verteilung von Interesse, sondern auch 
die am oberen. Denn erst in ihrer Zusammenschau wird die Einkommensverteilung in 
ihrer gesamtgesellschaftlichen Bedeutung als soziale Ungleichheit sichtbar. Dabei ist 
die gerechte Verteilung des gesellschaftlichen Wohlstandes – wobei sowohl ein Zuviel 
als auch ein Zuwenig an sozialer Ungleichheit negative Auswirkungen auf die Gesell-
schaft und auf die Wirtschaft haben kann – von großer Bedeutung für die weitere 
Entwicklung des Landes und eine Herausforderung für die Politik wie für die gesamte 
Gesellschaft.

Armuts- und Reichtumsberichterstattung ist somit eine wichtige Grundlage für die 
Ausgestaltung einer sozial gerechten Politik. Nach Überzeugung der Landesregierung 
muss eine nachhaltige Politik zur Armutsprävention und Armutsüberwindung dabei 
aus einem Bündel an Maßnahmen bestehen. Neben finanziellen Transfers, für die 
überwiegend Bund und Sozialversicherungssysteme zuständig sind, kann im Land 
durch Maßnahmen zur Arbeitsmarktintegration, durch die Schaffung von Bildungs- 
und Ausbildungsangeboten sowie durch Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von 
Familie, Pflege und Erwerbsarbeit ein nachhaltiger Beitrag zur Armutsprävention und 
Armutsüberwindung geleistet werden.

Dieser Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Württemberg stellt erstmalig eine um-
fassende und zusammenhängende Daten- und Materialsammlung zu den Einkom-
mensverhältnissen und Lebenslagen der Menschen in Baden-Württemberg mit dem 
Schwerpunkt Kinderarmut dar. Dabei bleibt der sehr weitreichende Bericht nicht bei 
einer reinen Ansammlung von Statistiken stehen, sondern veranschaulicht diese zu-
dem durch die Vorstellung von individuellen Fallbeispielen.

Innovativ im Vergleich zum Armuts- und Reichtumsbericht des Bundes und anderer 
Bundesländer ist auch die Entstehung des Berichts: So ist dieser unter kontinuierlicher 
Beteiligung des neu einberufenen Landesbeirats für Armutsbekämpfung und Präven-
tion entstanden, der gemeinsam mit dem Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Senioren Baden-Württemberg sowohl die Inhalte des Berichts 
definiert als auch die Erstellung des Berichts kritisch begleitet hat. Auf besondere An-
regung des Beirats wurden unter anderem die Themen extreme Armut und soziale 
Exklusion, Kinderrechte, minderjährige Mütter sowie bürgerschaftliches Engagement 



Erster Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Württemberg

Maßnahmen und Handlungsempfehlungen der Landesregierung

833

vertiefend im Bericht behandelt. Darüber hinaus hatten die Beiratsmitglieder die Mög-
lichkeit zur Abgabe von Stellungnahmen, die zeitgleich mit der statistischen Analyse in 
einem gemeinsamen Bericht veröffentlicht werden.

Die Landesregierung hat bereits eine Reihe von Maßnahmen für eine nachhaltige Po-
litik zur Armutsprävention und Armutsüberwindung auf den Weg gebracht. Daneben 
gibt es jedoch Handlungsfelder, für die weitere Maßnahmen vorgeschlagen werden. 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen stehen unter dem Vorbehalt des Vorliegens der 
haushaltswirtschaftlichen Voraussetzungen.

I.	 Bewertung des Analyseteils und der Beiträge 
der Beiratsmitglieder

1.	 Bewertung des Analyseteils

Der Analyseteil des vorliegenden Ersten Armuts- und Reichtumsberichts Baden-Würt-
temberg wurde im Auftrag des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Senioren Baden-Württemberg von der Familienforschung (FaFo) im Sta-
tistischen Landesamt erstellt. Der Bericht eröffnet ein äußerst differenziertes Bild auf 
Armut und Reichtum in Baden-Württemberg. Der Umfang des Berichts verdeutlicht 
bereits die Vielschichtigkeit der Problematik. Dabei arbeiten die Autorinnen und Au-
toren durchaus positive Entwicklungen der Einkommens- und Lebenslagen in Ba-
den-Württemberg heraus, auf der anderen Seite aber auch kritikwürdige Verhältnisse, 
die politischen Handlungsbedarf sichtbar machen.

Konzeptionell wird Armut nicht nur im Sinne von Einkommensarmut betrachtet, son-
dern es wird zudem verdeutlicht, dass Armut auch weitere nichtmaterielle Bereiche 
des Lebens betreffen kann. Dazu gehört zum Beispiel das häufig korrelierende Risiko, 
arm an Arbeit, Bildung oder Gesundheit zu sein. Dies wird unter dem Begriff der Le-
benslagen zusammengefasst. Grundsätzlich meint Armutsgefährdung im Rahmen des 
Berichts damit einen Mangel an Teilhabe und Verwirklichungschancen nach dem Kon-
zept des Wirtschaftsnobelpreisträgers Amartya Sen. Gleichwohl ist der Ausgangspunkt 
der Untersuchungen die monetäre relative Armutsgefährdung, da mangelnde Einkom-
mensressourcen in einer marktwirtschaftlichen Gesellschaft als zentrale Ursache für 
den Ausschluss aus weiteren Lebensbereichen angesehen werden können. Demnach 
gilt als armutsgefährdet, „wer im Vergleich zum Durchschnitt der Bevölkerung eine 
festgelegte Einkommensgrenze unterschreitet“. Die so definierte Armutsgefährdung 
bedeutet also, dass einer Person relativ zum mittleren Wohlstand der baden-württem-
bergischen Bevölkerung, weniger (finanzielle) Ressourcen zur Verfügung stehen. Die 
relative Armutsbetrachtung ist damit zugleich ein Ungleichheitsmaß, das sich auf einen 
gesellschaftlich als „durchschnittlich“ akzeptierten Lebensstandard beruft.

Dabei wurden verschiedene, der jeweiligen Fragestellung angepasste Statistiken aus-
gewertet und analysiert. Auch die verwendeten Methoden weisen ein breites und zum 
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Teil äußerst innovatives Spektrum statistischer Verfahren auf, die es ermöglichen, auch 
spezielle Fragestellungen adäquat zu bearbeiten. Es wurden unter anderem Daten im 
Längsschnitt ausgewertet, um so nicht nur eine Momentaufnahme der Einkommens-
lage der Menschen zu bekommen, sondern eine Verlaufsperspektive einnehmen zu 
können. Damit konnten sowohl die Dauerhaftigkeit als auch die Dynamik von Armuts- 
und Reichtumslagen präzise herausgearbeitet werden.

Der besondere Schwerpunkt dieses Ersten Armuts- und Reichtumsberichts liegt auf 
der Kinderarmut. Deutlich wird, dass es selbst in einem reichen Land wie Baden-Würt-
temberg zunehmend mehr Kinder und Jugendliche gibt, die armutsgefährdet sind. So 
galten 2012 in Baden-Württemberg 17,9 % der unter 18-Jährigen als armutsgefährdet. 
Dies bedeutet einen Anstieg seit 2007 um fast 2 Prozentpunkte. Dabei bedeutet Ar-
mut im Kindesalter nicht nur mangelnde monetäre Mittel, sondern geht oft mit einem 
Mangel in anderen Lebensbereichen einher. So haben armutsgefährdete Kinder häu-
figer gesundheitliche Probleme, sind in ihrem Bildungsweg weniger erfolgreich oder 
leben in nicht kindgerechten Wohnverhältnissen. Zudem zeigen sich Unterschiede im 
Freizeitverhalten sowie der Einbindung in soziale Netzwerke. Einkommensarmut im Kin-
des- und Jugendalter ist somit multidimensional. Dies kann dazu führen, dass armuts-
gefährdete Kinder auch in ihrem weiteren Lebensweg benachteiligt sind. „Aus soziali-
sationstheoretischer Sicht sind die Entwicklungschancen durch eine Kindheit in Armut 
bzw. durch ein Aufwachsen unter Bedingungen der Armut wesentlich beeinträchtigt“ 
(S. 392). Im Extremfall kann dies zur „Vererbung von Armut“ führen. Zudem macht der 
Bericht deutlich, dass Armutsgefährdung von Kindern immer auch eine Armutsgefähr-
dung der Eltern impliziert. Ursache dieser ist dann wiederum häufig die fehlende oder 
unzureichende Erwerbsbeteiligung der Eltern. Hiermit korreliert auch der Befund, dass 
Alleinerziehendenhaushalte eine besonders armutsgefährdete Gruppe darstellen.

Auffallend ist zudem, dass für Kinder und Jugendliche eine stärkere Verfestigung an 
den Rändern der Einkommensverteilung zu beobachten ist als im Bevölkerungsdurch-
schnitt. Das bedeutet, armutsgefährdete Kinder haben geringere Chancen in den Be-
reich gesicherter Einkommenspositionen aufzurücken als die armutsgefährdete Bevöl-
kerung insgesamt. Damit geht einher, dass Kinder und Jugendliche häufiger dauerhaft 
oder wiederkehrend armutsgefährdet sind als der Bevölkerungsdurchschnitt und dies 
seit 2003 mit zunehmender Tendenz.

Neben dem Schwerpunkt Kinderarmut zeichnet der Bericht weitere aktuelle Entwick-
lungen der Einkommensverhältnisse in Baden-Württemberg nach und benennt Risiko-
gruppen mit erhöhtem Armutsrisiko. Insgesamt galten laut Mikrozensus 2012 in Ba-
den-Württemberg 14,7 % der Bevölkerung als armutsgefährdet. Das sind 1,6 Millionen 
Menschen. Im Jahr 2007 lag die Armutsgefährdungsquote noch bei rund 13 %. Die 
Armutsgefährdung in Baden-Württemberg (wie auch in Deutschland insgesamt) ist 
dabei in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen. Ein erhöhtes Armutsrisiko haben 
dabei in erster Linie Erwerbslose (54,1 %), Alleinerziehende und ihre Kinder (45,8 %), 
Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit (29,2 %) oder mit Migrationshintergrund 
(24,1 %), kinderreiche Paarfamilien (26,2 %), Einpersonenhaushalte (25,5 %) sowie 
junge Erwachsene (22,6 %).

Des Weiteren machen die Analysen im Längsschnitt deutlich, dass sich das Armuts-
risiko insbesondere mit der Dauer der Erwerbslosigkeit erhöht und verstetigt. Die In-
tegration in den Arbeitsmarkt ist damit ein zentraler Schutz vor Armutsgefährdung. 
Einschränkend macht der Bericht jedoch deutlich, dass Bildung und Erwerbstätigkeit 
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das Armutsrisiko zwar maßgeblich reduzieren, aber nicht grundsätzlich verhindern. 
Mit Blick auf die Haushalts- bzw. Lebensform zeigt sich, dass sich die ohnehin schon 
hohe Armutsgefährdung Alleinerziehender seit 2007 überdurchschnittlich erhöht hat 
und derzeit zudem höher als im Bundesdurchschnitt (41,9 %) liegt. Die Verbesserung 
der Lebenssituation Alleinerziehender und ihrer Kinder bleibt eine zentrale Herausfor-
derung. Zudem identifiziert der Bericht eine noch relativ neue Risikogruppe: junge Er-
wachsene. Die Armutsgefährdungsquote junger Erwachsener ist im Untersuchungs-
zeitraum am stärksten angestiegen. Ursachen hierfür werden im längeren Verbleib im 
Bildungssystem, Arbeitslosigkeit und veränderten Haushaltsstrukturen gesehen. Für 
Personen mit Migrationshintergrund stellt der Bericht sowohl ein höheres Armutsrisiko 
als auch eine höhere Armutsdynamik als für Personen ohne Migrationshintergrund bei 
strukturell ähnlichen Problemlagen fest. Zudem gibt es innerhalb der Migrantinnen und 
Migranten große Unterschiede unter anderem mit Blick auf die Migrationserfahrung 
und das Herkunftsgebiet.

Leicht erhöht ist neben dem Armutsrisiko von Kindern und Jugendlichen auch das von 
älteren Menschen mit 17,5 %. Zudem sind fast die Hälfte aller Wohngeld empfangen-
den Menschen Rentnerinnen und Rentner. Des Weiteren gab es im Berichtszeitraum 
einen leichten Anstieg der Armutsgefährdungsquote. Faktoren hierfür dürften unter 
anderem die veränderten Erwerbverläufe und Familienstrukturen (z.B. Trennungen, 
Scheidungen) sein. Grundsätzlich ist bei der Analyse zur Altersarmut zu begrüßen, 
dass deutlich auf die allgemein verwendeten unterschiedlichen Messkonzepte und 
Definitionen hingewiesen wird. Die Ausführungen leisten dadurch einen wichtigen 
Beitrag zur Versachlichung der Debatte. So kann bei einer Gesamtbetrachtung die ma-
terielle Absicherung der heutigen Rentnergeneration als sehr gut bezeichnet werden. 

Allerdings zeigt der Bericht auch, dass die finanzielle Lage der älteren Menschen 
sehr unterschiedlich ist. Während es dem Durchschnitt der älteren Bevölkerung in 
Baden-Württemberg finanziell relativ gut geht und Hilfebedürftigkeit im Alter heute 
kein gravierendes Problem mehr ist (ältere Menschen sind überdurchschnittlich häufig 
vermögend und zum Jahresende 2013 bezogen nur 2,3 % der Bevölkerung der Al-
tersgruppe 65 Jahre und älter Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung), 
gibt es Menschen, deren finanzielle Situation im Alter schwierig ist. Dazu gehören 
insbesondere ältere alleinlebende Frauen. So ist die Armutsrisikoquote von Frauen ins-
gesamt, die im Vergleich zu Männern (13,6 %) mit 15,8 % leicht erhöht ist, in erster 
Linie auf die erhöhte Armutsgefährdung älterer Frauen zurückzuführen. Generell fällt 
auf, dass Frauen im Schnitt geringere Altersrenten als Männer beziehen und auch nur 
geringere Vermögen ansammeln konnten. Zudem sind sie häufiger armutsgefährdet 
und häufiger auf Leistungen der Grundsicherung im Alter angewiesen als Männer. 
In diesem Zusammenhang kann auch nicht außer Acht gelassen werden, dass die 
bedürftigkeitsgeprüfte Grundsicherung im Alter oftmals mit einem Stigma des Ver-
sagens sowie mit Scham und Abhängigkeit verbunden wird. So gelangen Frauen oft 
erst durch das Einkommen ihres Ehe- oder Lebenspartners auf ein gesichertes Ein-
kommensniveau oberhalb der Armutsrisikogrenze. Altersarmut ist also kein generelles 
Problem; es gibt jedoch einzelne Gruppen – insbesondere alleinstehende ältere Frauen 
– die mit finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen haben. Die Ergebnisse zeigen auch, 
dass die wichtigsten Weichenstellungen zur Vermeidung von Altersarmut bereits im 
Erwerbsleben getroffen werden müssen.

Menschen mit Behinderungen finden in zwei Unterkapiteln des Analyseteils Erwäh-
nung: „Kinder und Jugendliche mit Behinderungen“ und „Menschen mit Behinderun-
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gen“. Dort wird die schwierige Situation von Menschen mit Behinderungen im Bereich 
Schule, Ausbildung, Beruf und Arbeitswelt sowie das im Vergleich zur Gesamtbevöl-
kerung deutlich höhere Armutsrisiko von Menschen mit Behinderungen zutreffend be-
schrieben.

Durch sein umfassendes Armutsverständnis macht der Bericht sichtbar, dass sich die 
Armutsgefährdung der genannten Bevölkerungsgruppen nicht auf den Bereich der re-
lativen Einkommensarmut begrenzt. Vielmehr lassen sich analoge Strukturen auch für 
den Bereich des SGB-II-Bezugs oder für nichtmaterielle Lebenslagen feststellen. Auf-
schlussreich sind in diesem Zusammenhang auch die regionalisierten Analysen. Deut-
lich werden zum Teil weitreichende Unterschiede in den Einkommens- und Lebensla-
gen innerhalb des Landes mit teils differenzierten Entwicklungen. Daraus folgern die 
Autorinnen und Autoren des Berichts, „dass es regionaler, lokaler und sozialräumlicher 
Ansätze bedarf, um Armut wirksam zu bekämpfen“ (S. 162).

Mit Blick auf die Analyse der Lebenslagen hervorzuheben ist der Aspekt Wohnen. 
So zeigt sich, dass armutsgefährdete Haushalte in deutlich beengteren Wohnverhält-
nissen leben als nicht armutsgefährdete Haushalte. Zudem sind die Häuser häufiger 
renovierungsbedürftig oder liegen in durch Lärm, Umweltverschmutzung oder Krimi-
nalität belasteten Wohngebieten. Gleichwohl ist der Anteil am Haushaltseinkommen, 
den armutsgefährdete Haushalte für Wohnen ausgeben müssen, höher als für nicht 
armutsgefährdete Haushalte. Dabei wird am Rande auch die Thematik der Energiear-
mut diskutiert und plausibel ausgeführt: Einkommensschwache Haushalte sind von 
steigenden Energiepreisen besonders betroffen, da der Energiekostenanteil an den 
Lebenshaltungskosten häufig überdurchschnittlich hoch ist.

Auch die Lebenslagen Gesundheit und bürgerschaftliches Engagement sind beson-
ders aufschlussreich. So gibt es eine Vielzahl an Wechselwirkungen zwischen der Ein-
kommenslage der Menschen und ihrer gesundheitlichen Disposition. So gehen kurz- 
wie langfristige Armutslagen mit einer Verringerung der Lebenserwartung einher und 
auch die subjektive Einschätzung der gesundheitlichen Lage ist deutlich schlechter. 
Mit Blick auf das bürgerschaftliche Engagement zeigt sich, dass armutsgefährdete 
Personen eine geringere politische Beteiligung zeigen, die allerdings bereits vor der 
Armutslage geringer ausgeprägt war als bei anderen Menschen. Armutsgefährdung 
ist also nicht als ursächlich für ein geringeres politisches Engagement bzw. Interesse 
anzusehen, sondern dem vorgelagert.

Für die Bereiche der Einkommensungleichheit und -dynamik macht der Bericht deut-
lich, dass die Ungleichheit in Baden-Württemberg – wie in Deutschland insgesamt – 
seit den 2000er-Jahren auf Grund von ökonomischen, demografischen, politisch-recht-
lichen Gründen sowie unterschiedlichen Entwicklungen bei Löhnen, Gehältern und 
Kapitaleinkünften angestiegen ist. Auffällig ist insbesondere, dass sich der Anteil der 
obersten Einkommen am Gesamteinkommen bereits seit Mitte der 1990er-Jahre ste-
tig erhöht und es gleichzeitig eine Stagnation im unteren Einkommensbereich gibt. 
Hinzu kommt, dass die Aufstiegschancen aus dem unteren Einkommensbereich in 
mittlere oder obere Einkommenspositionen gesunken und umgekehrt die Abstiegsrisi-
ken im unteren Bereich gestiegen sind. Auch zeigt sich, dass Armutsgefährdungslagen 
tendenziell immer länger andauern. Betrachtet man nicht Einkommen, sondern Vermö-
gen, zeigt sich, dass Vermögen sogar noch ungleicher verteilt sind als Einkommen. So 
besitzt das oberste Quintil fast zwei Drittel der Vermögen, bei Einkommen ist es ein 
Drittel. Dagegen besitzt das unterste Quintil gerade mal 0,1 % des Gesamtvermögens 
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in Baden-Württemberg. Gleichwohl darf nicht übersehen werden, dass Steuern und 
soziale Transfers sowohl die Einkommensungleichheit wie auch das Armutsrisiko ver-
ringern. So wurde 2013 nach Ergebnissen von EU-SILC („European Union Statistics 
on Income and Living Conditions“) das Armutsrisiko in Baden-Württemberg um gut 
ein Drittel reduziert von rund 22 % ohne Sozialleistungen auf rund 14 % nach Sozial-
leistungen. Deutschland gehört damit „mit zu denjenigen Ländern, die am stärksten 
Einkommen über das Steuer- und Transfersystem umverteilen“ (S. 319). Wobei die 
stärkste anteilsmäßige Belastung durch Steuern und Abgaben in den mittleren Ein-
kommensgruppen festzustellen ist.

Während für den Bereich der Armutsgefährdung bereits viele Informationen vorla-
gen, war über Reichtum in der baden-württembergischen Gesellschaft bislang we-
nig bekannt. Dies ist zu weiten Teilen auf die in Bezug auf Reichtumsfragestellungen 
mangelnde Datenlage zurückzuführen. Dem vorliegenden Bericht ist es zu verdanken, 
dass diese Lücke zumindest ein Stück weit geschlossen werden konnte. Als kleines 
Manko bleibt, dass für den Bereich Reichtum, im Gegensatz zur umfassenden Armuts-
berichterstattung, kaum Aussagen zu den nichtmateriellen Aspekten des Reichtums, 
beispielsweise aus der Eliteforschung, gemacht werden können. So kann Reichtum 
nicht nur materiellen Besitz bedeuten, sondern auch den Zugang zu beruflichen Spit-
zenpositionen, Macht und Einfluss. Laut Bericht gelten in Baden-Württemberg – je 
nach Abgrenzung – zwischen 6,6 % der Steuerfälle (200 %-Schwelle) und 0,7 % der 
Steuerfälle (500 %-Schwelle) als einkommensreich (Lohn- und Einkommensteuer
statistik 2007). Betrachtet man die Quelle des Reichtums, fällt auf, dass je höher die 
Reichtumsschwelle angesetzt wird, der Anteil derer mit überwiegendem Einkommen 
aus Gewerbebetrieben deutlich ansteigt. Zudem zeigt sich ein starker Zusammenhang 
von Einkommen und Vermögen. So befanden sich rund 41 % der Personen des obers-
ten Einkommensquintils auch gleichzeitig im obersten Vermögensquintil. Für diesen 
Personenkreis ist somit von einer dauerhaft gehobenen und gesicherten Einkommen-
sposition auszugehen. Im Vergleich machen die Analysen deutlich, dass das Wohl-
standsniveau in Baden-Württemberg höher liegt als in Deutschland, bei einer etwas 
geringeren Vermögens- und Einkommenskonzentration.

Ein Bereich, über den bisher ebenfalls nur lückenhafte Informationen vorlagen, ist die 
Problematik der Ver- und Überschuldung. Dies fängt beim Fehlen einer einheitlichen 
Definition an und setzt sich in einer nur unvollständigen Datenlage fort. Die eingehen-
de und aufschlussreiche Analyse zu Schulden und Überschuldung in Kapitel III.2.3 ist 
daher zu begrüßen. Der Bericht schafft es, trotz genannter Einschränkungen einen 
guten Überblick zu verschaffen und Handlungsbedarf aufzuzeigen. Bundesweit gelten 
viele Millionen Menschen als überschuldet. Trotz einer aktuell guten wirtschaftlichen 
Gesamtlage zeigt die Analyse auf, dass auch in Baden-Württemberg viele Menschen 
nicht davor verschont sind, aufgrund bestimmter Lebenslagen in die Überschuldung 
zu gelangen. Allein etwa 700 000 überschuldete Bürgerinnen und Bürger in über 
400 000 Haushalten sind danach nicht in der Lage, aus ihrem monatlichen Einkommen 
ihre Schuldverpflichtungen zu begleichen. Zudem ist ein Anstieg der Verschuldung seit 
2004 zu verzeichnen, der in erster Linie auf Arbeitslosigkeit zurückzuführen ist. Be-
sorgniserregend ist zudem, dass fast 90 % der armutsgefährdeten Haushalte mit Kon-
sumentenkrediten überschuldet sind. Interessant in diesem Zusammenhang ist auch 
ein Blick auf das Sparverhalten der Bevölkerung. So zeigen die Analysen, dass ein-
kommensstarke Haushalte im Schnitt fast die Hälfte ihres verfügbaren Einkommens 
sparen können, dagegen bei Haushalten mit geringem Einkommen der Ausgabenanteil 
höher liegt als die Einnahmen.
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Die sich aus der Ver- und Überschuldungslage ergebenden negativen Folgen haben 
in der Regel nicht nur die Überschuldeten selbst und deren Angehörige zu tragen, 
sie wirken sich auch nachteilig auf die Sozialleistungssysteme, das Gesundheitswe-
sen und andere Bereiche unserer Gesellschaft aus. Das Verbraucherinsolvenzverfah-
ren und die anschließende Restschuldbefreiung sind dabei wichtige Instrumente, um 
überschuldeten Personen einen wirtschaftlichen Neustart zu ermöglichen. Redliche 
Schuldner erhalten so einen Ausweg aus der Schuldenfalle. Zur Vorbereitung eines 
Verbraucherinsolvenzverfahrens kommt den rund 130 Schuldnerberatungsstellen, die 
in Baden-Württemberg in kommunaler oder frei gemeinnütziger Trägerschaft einge-
richtet sind, eine wichtige Funktion zu. Das Land verfügt in der Fläche damit über 
eine gute Beratungslandschaft. Ein Großteil dieser Beratungsstellen ist allerdings mit 
höchstens zwei Personalstellen (Vollzeitäquivalenten), manche aber auch nur mit ei-
ner Personalstelle ausgestattet. Die Kosten der Schuldnerberatung tragen in erster 
Linie die Stadt- und Landkreise, indem sie ihre Beratungsstellen selbst finanzieren oder 
an die Beratungsstellen der freien Träger Fördermittel gewähren. Die Schuldnerbe-
ratungsstellen bieten soziale Schuldnerberatung an, also die ganzheitliche, auch als 
Lebenshilfe verstandene psychosoziale Beratung überschuldeter Personen. Daneben 
unterstützen sie überschuldete Personen im Rahmen der Insolvenzberatung bei der 
Vorbereitung und Durchführung eines Verbraucherinsolvenzverfahrens, vor allem beim 
außergerichtlichen Schuldenbereinigungsversuch. Nach dem Beratungshilfegesetz 
des Bundes kann eine überschuldete Person auch Beratungshilfe durch einen Rechts-
anwalt erhalten, wenn ihr vorrangige andere Möglichkeiten für eine Hilfe nicht zumut-
bar sind, insbesondere durch eine anerkannte Schuldnerberatungsstelle. Die Schuld-
nerberatungsstellen erhalten zur teilweisen Abgeltung der für die Insolvenzberatung 
anfallenden Aufwendungen Fallpauschalen, deren Höhe nahezu die den Rechtsanwäl-
ten gewährte Vergütung für die Beratungshilfe erreicht.

2.	 Beiträge der Mitglieder des Beirats

Bei der Vorbereitung des Ersten Armuts- und Reichtumsberichts und der Konzeption 
seiner künftigen Inhalte sollten von Anfang an Expertinnen und Experten einbezogen 
werden, die sich vertieft mit dem Thema Armut und Armutsgefährdung, aber auch mit 
den Hilfeangeboten vor Ort beschäftigen. Deshalb hat Frau Ministerin Katrin Altpeter 
MdL den Landesbeirat für Armutsbekämpfung und Prävention einberufen, dem Ver-
treterinnen und Vertreter wichtiger gesellschaftlicher Gruppen angehören. Dem Lan-
desbeirat gehören Vertreterinnen und Vertreter der im Landtag vertretenen Fraktionen 
und der Liga der Freien Wohlfahrtspflege an sowie Landesseniorenrat, Landesfami-
lienrat, Kinderschutzbund, Landesfrauenrat, Städtetag, Landkreistag, Gemeindetag, 
Kommunalverband für Jugend und Soziales (KVJS), Deutscher Gewerkschaftsbund, 
Landesvereinigung der baden-württembergischen Arbeitgeberverbände, das Statis-
tische Landesamt und die berührten Ministerien. Um speziell den Betroffenen eine 
Stimme zu geben, wurde die in Offenburg neu gegründete Landesarmutskonferenz 
Baden-Württemberg eingeladen.

Diese im Rahmen des gesellschaftlichen Diskurses maßgeblichen Verbände haben 
die Gelegenheit genutzt, Beiträge zum Bericht einzubringen. Dem Sozialministerium 
liegen Papiere der baden-württembergischen Organisation der Liga der freien Wohl-
fahrtspflege, des DGB, des Deutschen Kinderschutzbundes, des Arbeitgeberverban-
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des, des Landesfrauenrates, des Landesfamilienrates, des Landesseniorenrates sowie 
der Landesarmutskonferenz vor. Ebenso haben sich die kommunalen Spitzenverbände 
beziehungsweise der KVJS geäußert.

Im Folgenden werden die Beiträge der Mitglieder des Landesbeirats für Armutsbe-
kämpfung und Prävention ohne Anspruch auf Vollständigkeit zusammengefasst. Die 
Beiträge wurden auf Grundlage der den Mitgliedern vorab zur Verfügung gestellten 
Analyseergebnisse verfasst.

Beitrag der Liga der freien Wohlfahrtspflege in Baden-Württemberg
Die Liga der freien Wohlfahrtspflege in Baden-Württemberg betont die Bedeutung 
öffentlich geförderter Beschäftigung als zentrales Instrument zur Bekämpfung von 
Armut. Kinderarmut kann durch die konsequente Umsetzung von Kinderrechten be-
kämpft werden; hierzu sollen Schutzrechte, Versorgungs- und Beteiligungsrechte wei-
ter gestärkt werden. Vorrangig werden die Bereiche Existenzsicherung und Bildung 
genannt. Gefordert werden Maßnahmen im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus, 
eine aktive Wohnungspolitik und die Einführung einer Wohnungsnotfallstatistik. Auch 
die zunehmenden Probleme der Energiearmut und der Überschuldung erfordern nach-
haltige Handlungskonzepte.

Beitrag des Landesfrauenrates Baden-Württemberg
Der Landesfrauenrat Baden-Württemberg erachtet es als dringlich, die Verfestigung 
von Armut in Familien aufzulösen. Armutsgefährdeten Kindern und Jugendlichen 
muss es ermöglicht werden, durch geschlechtsspezifische Fördermaßnahmen quali-
fizierte Schulabschlüsse zu erlangen. Ein Teil der Mütter benötigt berufsqualifizieren-
de Aus- und Weiterbildungsangebote (Ausbildungsangebote für erwachsene Frauen, 
Teilzeitausbildung) sowie außerfamiliäre Kinderbetreuungsangebote. Notwendig ist 
außerdem eine Zeitpolitik, die vorhandener Zeitarmut entgegenwirkt, indem sie die 
Arbeitszeit in Beruf und Familie gerechter verteilt. Hier sind Modelle der vollzeitnahen 
Teilzeitarbeit, familiengerechte Arbeitszeiten sowie eine allgemeine Arbeitszeitverkür-
zung denkbar.

Beitrag des Landesfamilienrates Baden-Württemberg
Der Landesfamilienrat Baden-Württemberg hält es für geboten, rechtliche Hürden zu 
beseitigen, um Ausbildungsmöglichkeiten für Erwachsene zu schaffen. Zur besseren 
Vereinbarkeit von Familie und Erwerbsarbeit werden bezahlbare haushaltsnahe Diens-
te angeregt. Der Unterhalt von Kindern vor allem von Alleinerziehenden könnte durch 
die Einführung einer Kindergrundsicherung bzw. eines existenzsichernden Kindergel-
des sichergestellt werden. Der Landesfamilienrat bittet um eine aktuelle Studie zum 
Kindesunterhalt. Als weitere Ansatzpunkte werden u.a. die Bereitstellung ortsnaher 
Anlaufstellen, die Familien als Lotsen im Unterstützungssystem dienen, die Wiederan-
kurbelung des Baus von sozial gefördertem Wohnraum sowie eine kostenlose notwen-
dige Schülerbeförderung genannt. In Blick zu nehmen sei auch der Reichtum.

Beitrag des Deutschen Kinderschutzbundes Landesverband Baden-Württemberg 
Der Deutsche Kinderschutzbund fordert die Verankerung der Kinderrechte in Grund-
gesetz und Landesverfassung sowie die Berufung einer/eines Kinderbeauftragten des 
Bundestages. Außerdem wird die Einführung einer steuerpflichtigen Kindergrundsi-
cherung in Höhe von zurzeit 536 Euro monatlich gefordert. Bei Familien mit unter-
haltspflichtigen Kindern soll es keine Sanktionierungen im SGB-II-Bezug geben. Kinder 
aus armutsgefährdeten Familien sollen kostenlosen Zugang zu frühkindlicher Bildung 
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bekommen. Zudem wird gefordert, das Bildungs- und Teilhabepaket abzuschaffen und 
stattdessen die Mittagsverpflegung in Schulen, die zusätzliche Lernförderung sowie 
den Zugang zu allen Angeboten kultureller, sozialer und sportlicher Förderung für Kin-
der kostenlos zur Verfügung zu stellen.

Beitrag des Landesseniorenrates unter Beteiligung des Sozialverbandes VdK 
Baden-Württemberg
Der Landesseniorenrat Baden-Württemberg und der Sozialverband VdK Baden-Würt-
temberg e.V. ziehen aus dem Bericht den Schluss, dass ein Gesamtkonzept der Sozial-, 
Arbeitsmarkt-, Gesundheits- und Bildungspolitik zu entwickeln ist, um Altersarmut gar 
nicht erst entstehen zu lassen und beschreibt die Grundzüge hierfür. Unter anderem 
sei eine aktive Sozialpolitik durch eine gerechtere Steuerpolitik zu finanzieren. Dazu soll 
z.B. der Spitzensteuersatz auf 53 % angehoben werden. Außerdem wird die Eindäm-
mung von prekärer Beschäftigung gefordert, um kontinuierliche Erwerbstätigkeit und 
auskömmliche Einkommen sicherzustellen. Auch bei den Leistungen der Grundsiche-
rung bzw. Sozialhilfe werden Anpassungen als notwendig erachtet. Unverzichtbar sei 
zudem eine Umkehr in der Rentenpolitik mit einer Stabilisierung des Rentenniveaus 
auf 50 % vor Steuern. 

Beitrag der Landesarmutskonferenz Baden-Württemberg
Die Landesarmutskonferenz Baden-Württemberg (LAK-BW) spricht sich dafür aus, so-
ziale, wirtschaftliche und kulturelle Grundrechte verstärkt in die Landesverfassung auf-
zunehmen. Die LAK-BW soll zu einer regelmäßig angehörten Institution bei sozialpoli-
tischen, kulturellen und bildungspolitischen Gesetzesinitiativen in Baden-Württemberg 
werden. Weitere Forderungen sind u.a. eine Ombudsstelle in Baden-Württemberg zur 
Bekämpfung der Armut, die Anpassung des Hartz-IV-Regelsatzes auf 500 Euro, die 
Prüfung der Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens, die Einführung ei-
ner sozialkulturellen Mindestrente, die Stärkung des sozialen Wohnungsbaus sowie 
eine Garantie auf Arbeit durch staatlich finanzierte Programme bei einer Erwerbslosen-
dauer von mehr als 36 Monaten.

Beitrag des Landkreistages, Städtetages, Gemeindetages und Kommunalver-
bandes für Jugend und Soziales Baden-Württemberg (KVJS)
Der Beitrag betont die Bedeutung der Kinder- und Jugendhilfe im Umgang mit Armuts-
lagen junger Menschen. Verwiesen wird auf die erheblichen finanziellen Leistungen 
der kommunalen Seite, etwa für die Hilfen zur Erziehung. Zur Vermeidung von Alter-
sarmut werden alle Maßnahmen als effizient erachtet, die zu einem höheren Einkom-
men im Erwerbsleben sowie zu einem möglichst langen Erwerbsleben beitragen. Die 
Verfügbarkeit von bezahlbarem Wohnraum und eine aktive Arbeitsmarktpolitik sind 
hierfür erforderlich. In dem Tätigkeitsbereich „außergerichtliches Verbraucherinsol-
venzverfahren“ der Schuldnerberatungsstellen beklagen die kommunalen Landesver-
bände eine unzureichende und nicht kostendeckende Landesförderung in Form von 
Fallpauschalen und fordern im Ergebnis eine Erhöhung, die den Vergütungssätzen der 
Rechtsanwälte entsprechen sollte. Daneben wird die Einrichtung einer Landesfach-
stelle zur Unterstützung der Schuldnerberatungsstellen angeregt, so wie dies auch 
auf anderen Feldern vom Land initiiert wurde (z.B. als Folge des Landesaktionsplanes 
gegen Gewalt an Frauen).

Beitrag des Deutschen Gewerkschaftsbundes Baden-Württemberg
Der Deutsche Gewerkschaftsbund setzt sich für die Einschränkung des Missbrauchs 
von Leiharbeit, Werkverträgen und sachgrundloser Befristung zur Lohnsenkung ein. 
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Als rentenpolitisches Ziel wird die Lebensstandardsicherung im Alter genannt. Zur Ver-
meidung von Altersarmut sollen Versicherungszeiten mit Niedrigeinkommen für die 
Rente aufgewertet werden. Außerdem wird gefordert, Spitzeneinkommen stärker und 
niedrige Einkommen geringer zu besteuern, eine Vermögenssteuer zu erheben sowie 
eine Finanztransaktionssteuer einzuführen.

Beitrag der Landesvereinigung der baden-württembergischen Arbeitgeber-
verbände
Die Landesvereinigung der baden-württembergischen Arbeitgeberverbände spricht 
sich dafür aus, eine Überregulierung des Arbeitsmarktes zu vermeiden. Zeitarbeit wird 
als wichtiges Instrument zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit und Armut betrachtet. 
Außerdem seien verbindliche schulische Mindeststandards, Maßnahmen zur Siche-
rung von Grundbildungskenntnissen und eine Neugestaltung des Übergangs von 
Schule und Beruf erforderlich. Neue Konzepte der Teilzeitausbildung sowie der modu-
laren Nach- und Teilqualifizierung müssten entwickelt werden, um flexible Qualifizie-
rungsmaßnahmen auch für Erwachsene und Berufstätige zu ermöglichen.

Zusammenfassung:
Die in den Beiträgen enthaltenen Empfehlungen beziehungsweise Forderungen an die 
Landespolitik aus der jeweils spezifischen Sicht sind wertvoll für den intendierten Um-
setzungsprozess. Sie decken sich teilweise untereinander bzw. mit den Ergebnissen 
der bisherigen Untersuchungen des Sozialministeriums, teilweise bestehen jedoch 
auch Spannungsfelder. So legt beispielsweise der Verband der Arbeitgeber sein Au-
genmerk – neben dem Erfordernis von Verbesserungen im Bildungsbereich, auch und 
insbesondere bei der Weiterbildung von Erwachsenen – gezielt auf Erleichterungen 
und die Vermeidung von weiteren Regulierungen im Arbeitsrecht, um so die Schaffung 
von Arbeitsplätzen zu befördern und mithin Arbeitslosigkeit und Armutsgefährdung 
zu verhindern. Demgegenüber nehmen Gewerkschaften und Sozialverbände gerade 
die Vermeidung von prekären Arbeitsbedingungen durch entsprechende Reglemen-
tierungen in den Blick und fordern daneben Verbesserungen bei der Besteuerung von 
Erwerbseinkommen und beim System der Alterssicherung.

Weiter sei beispielhaft der Bereich der Altersarmut herausgegriffen: Mit Blick auf die 
Altersarmut ziehen der Landesseniorenrat und der Sozialverband VdK aus dem Bericht 
den Schluss, dass ein Gesamtkonzept der Sozial-, Arbeitsmarkt-, Gesundheits- und Bil-
dungspolitik zu entwickeln ist, um Altersarmut gar nicht erst entstehen zu lassen und 
beschreiben die Grundzüge hierfür. Sie beziehen sich auch auf die Steuerpolitik und auf 
das Thema Energiekosten. Da arme alte Menschen zum Teil aus Scham auf den Bezug 
von Leistungen der Grundsicherung verzichten, sehen der Landesseniorenrat und der 
VdK das Land in der Pflicht, verstärkt aufzuklären. Dies könnte aus seniorenpolitischer 
Sicht auch eine Aufgabe für andere Akteure sein, vor allem Menschen, die den Betrof-
fenen nahe stehen oder aus anderen Gründen ihr Vertrauen genießen.

Unabhängig vom Verzicht auf Leistungen der Grundsicherung aus Scham, ist erkenn-
bar, dass auch die Inanspruchnahme dieser Leistungen oftmals mit Scham und Abhän-
gigkeit verbunden wird bzw. mit einem Stigma des Versagens. Daher werden in die-
sem Zusammenhang immer wieder Forderungen nach einer Mindestsicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung o.ä. laut. In diese Richtung geht offensichtlich auch 
der aus der Landesarmutskonferenz Baden-Württemberg stammende Vorschlag nach 
einer „sozialkulturellen Mindestrente“. Derartige Reformansätze wurden in der Vergan-
genheit aus einer Reihe von Gründen abgelehnt. Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, 



Erster Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Württemberg842

CSU und SPD auf Bundesebene ist bis 2017 die Einführung von Maßnahmen zur Ver-
hinderung von Altersarmut angekündigt. Die Beratungen über die konkrete Ausgestal-
tung sind noch nicht abgeschlossen, deshalb bleibt das Gesamtkonzept abzuwarten.

Diese Einschätzung gilt auch für Vorschläge, wie u.a. vom DGB, die mit Hilfe einer 
Erhöhung des Beitragssatzes eine allein durch die gesetzliche Rentenversicherung si-
chergestellte „Lebensstandardsicherung“ im Alter zum Ziel haben. Hierdurch würden 
sowohl die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer als auch die Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber in Zukunft deutlich stärker belastet, als es nach geltendem Recht der Fall 
wäre. Dies stünde im Widerspruch zur Rentenpolitik der vergangenen Jahre, die darauf 
ausgerichtet war, die aus den demografischen Entwicklungen resultierenden Belas-
tungen möglichst gleichmäßig auf Beitragszahler, Rentner und den Bund zu verteilen. 
An dieser grundsätzlichen Ausrichtung der Rentenpolitik, die sich auch in Zeiten der 
Finanz- und Wirtschaftskrise bewährt hat, gilt es festzuhalten.

Zusammengefasst – ohne eine Wertung oder Gewichtung – sind in den Beiträgen 
der Verbände die folgenden Hauptforderungen an die Politik enthalten bzw. werden 
folgende Handlungsfelder als zentral angesehen:

�� öffentlich-geförderte Beschäftigung als aktive Bekämpfung von Armut und Aus-
grenzung;

�� neue Ordnung der Arbeit: Einschränkung des Missbrauchs von Leiharbeit, Werk-
verträgen und sachgrundloser Befristung, dabei aber Überregulierung des Arbeits-
marktes vermeiden, um Arbeitsplätze zu erhalten und so Armut zu verhindern;

�� eine konsequente Umsetzung der Kinderrechte als Beitrag gegen Kinderarmut;

�� Änderung der Berechnung von Kindesunterhalt, Kinderzuschlag und Kindergeld 
sowie keine Anrechnung beim Leistungsbezug; alternativ Einführung einer Kinder-
grundsicherung bzw. eines existenzsichernden Kindergeldes;

�� schulische Mindeststandards und Grundbildung sichern; flexible geschlechterspe-
zifische Qualifizierungsmöglichkeiten auch für Erwachsene und Berufstätige so-
wie modulare Nach- und Teilqualifizierung ausbauen; Berufsausbildung in Teilzeit 
ermöglichen, entsprechende Förderung;

�� gerechte familien- und geschlechterspezifische Steuerpolitik: bei der Einkommen-
steuer „Spitzeneinkommen stärker“ und „niedrige Einkommen geringer“ besteu-
ern, Vermögensteuer wieder einführen; 

�� Wohnraummangel und Wohnungslosigkeit als gesamtgesellschaftliche Herausfor-
derungen; „Masterplan“ für Wohnungsbau und Quartiersplanung.

Aus Sicht der Landesregierung decken sich die genannten Handlungsfelder zum Teil 
mit den Bereichen, in denen bereits Maßnahmen eingeleitet wurden oder eingeleitet 
werden. Es gilt zunächst Schwerpunkte zu setzen, etwa im Bereich der Beschäfti-
gungspolitik oder im Einsatz für gute und sichere Arbeit. Andere Vorschläge sind The-
men für kommende Legislaturperioden und bedürfen noch einer vertieften Prüfung 
und Beratung. In Teil II hat die Landesregierung aus ihrer Sicht wichtige Handlungsfel-
der für die Zukunft benannt.
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II.	Umgesetzte bzw. eingeleitete Maßnahmen der 
Landesregierung in dieser Legislaturperiode 
nach Themenfeldern

1.	 Förderung der Erwerbstätigkeit sowie guter 
und sicherer Arbeit

Baden-Württemberg ist eine der wirtschaftsstärksten Regionen in Europa. Die gute 
strukturelle Verfassung und die hohe Wettbewerbsfähigkeit der baden-württember-
gischen Wirtschaft ist Grundlage für qualifizierte und zukunftssichere Arbeits- und 
Ausbildungsplätze und eine im nationalen und internationalen Vergleich beispielhaft 
geringe Arbeitslosigkeit. 

Ende Oktober 2015 lag die Arbeitslosenquote im Land mit 3,7 % auf dem niedrigsten 
Wert für einen Oktober seit 17 Jahren und mit 2,6 % hatte Baden-Württemberg die 
geringste Quote aller Bundesländer bei der Jugendarbeitslosigkeit. Auch die Einkom-
mensentwicklung zeigt insgesamt einen positiven Trend. 

Trotzdem ist die Situation der benachteiligten Gruppen am Arbeitsmarkt weiterhin 
schwierig. Vor allem für diese Gruppen ist gute und sichere Arbeit eine wesentliche 
Grundlage, um Armut zu vermeiden. Dies belegen die Ergebnisse des Analyseteils. 
Deshalb legt die Landesregierung hier einen Schwerpunkt ihrer Maßnahmen.

Wesentlicher Bestandteil der Armutsprävention des Landes ist die Förderung der so-
zialen Inklusion sowie die Bekämpfung von Armut und jeglicher Diskriminierung durch 
Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit und Teilhabechancen von Menschen, die 
besonders von Armut und Ausgrenzung bedroht sind, im Rahmen des Europäischen 
Sozialfonds (ESF). Mit zentralen und regionalen ESF-Projekten werden in der Förder-
periode 2014 – 2020 nachstehende Maßnahmen unterstützt:

�� Angebote individueller sozialer und gesundheitlicher Stabilisierung;

�� Maßnahmen gegen Armut und Diskriminierung;

�� Niederschwellige Qualifizierung;

�� Hinführung zur Beschäftigungsfähigkeit.

Diese Projekte fördern die soziale Eingliederung und verhindern Armut, indem die Be-
schäftigungsfähigkeit arbeitsmarktferner, mit mehreren Vermittlungshemmnissen be-
lasteter Langzeitarbeitsloser und Langzeitleistungsbezieherinnen und -bezieher erhöht 
wird, die besonders von Armut und Ausgrenzung bedroht sind. Im Durchführungszeit-
raum 2015 – 2021 stehen 62 551 387 Euro an ESF-Mitteln zur Verfügung.

Ziel des Landesprogramms „Gute und sichere Arbeit“ ist es, Menschen in Ba-
den-Württemberg, die schon lange arbeitslos sind, die Teilhabe am Erwerbsleben zu 
fairen Bedingungen zu eröffnen.
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Es besteht derzeit aus folgenden 5 Bausteinen:

�� Entwicklung eines sozialen Arbeitsmarktes (Passiv-Aktiv-Tausch): Mit der modell-
haften Entwicklung eines sozialen Arbeitsmarktes ermöglicht das Land Langzeit-
arbeitslosen mit mehrfachen Vermittlungshemmnissen eine sozialpädagogisch 
begleitete, sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. Statt den sogenannten 
Regelbedarf und Kosten für die Unterkunft zu finanzieren, können diese Leistun-
gen beim „Passiv-Aktiv-Tausch“ als Zuschuss für eine Beschäftigung eingesetzt 
werden. So wird der passive Empfang von Arbeitslosengeld ersetzt durch die 
aktive Teilhabe am Arbeitsleben (Passiv-Aktiv-Tausch).

�� Nachhaltigkeit der erfolgten Integration Langzeitarbeitsloser in den ersten Arbeits-
markt.

�� Ausbildung für Benachteiligte/Assistierte Ausbildung oder Teilzeitausbildung.

�� Unterstützung von Arbeitslosenberatungszentren.

�� Arbeit und Gesundheit.

Das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren Ba-
den-Württemberg fördert derzeit im Rahmen des Landesprogramms „Gute und 
sichere Arbeit“ landesweit zwölf Arbeitslosen(beratungs)zentren, um Langzeit-
arbeitslosen im Land Baden-Württemberg eine von den staatlichen Stellen unab-
hängige und qualitätsgesicherte ganzheitliche Beratung und Betreuung mit nieder-
schwelligem Zugang zu ermöglichen. Um die Auswirkungen dieses Modellprojektes 
zu erforschen, wurde das Institut für Angewandte Wirtschaftsforschung e.V. in Tü-
bingen mit der wissenschaftlichen Begleitung und Evaluation dieses Programmbau-
steins beauftragt. 

Für weit vom ersten Arbeitsmarkt entfernte Langzeitarbeitslose steht zunächst das 
Ziel der Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit im Vordergrund. Das Sozialministe-
rium fördert deshalb die wissenschaftliche Begleitung eines Projekts zur ganzheitli-
chen und umfassenden Betreuung und Unterstützung von langzeitarbeitslosen 
Menschen nach § 16a Nr. 3 SGB II. Mit dem Projekt Sinus wird die konzeptionelle 
und strukturelle Weiterentwicklung der Realisierung von gelingender Einzelfallarbeit 
mittels Beschäftigungsförderung zur nachhaltigen Verbesserung der Lebenssituation 
von SGB-II-Bedarfsgemeinschaften erprobt. Dieses Projekt stellt einen kommunalen 
Beitrag für die Heranführung einer Gruppe von Leistungsberechtigten nach dem SGB 
II dar, für die die bereitgehaltenen Eingliederungsinstrumente des SGB II noch nicht 
wirkungsorientiert eingesetzt werden können. Durch die psychosoziale Betreuung soll 
der Zugang zu weiterführenden Integrationsleistungen erreicht werden. Durch die Eva-
luierung durch ein wissenschaftliches Institut sollen Erkenntnisse über die Bedeutung 
der kommunalen Eingliederungsleistungen und insbesondere über deren Wirkungs-
zusammenhang mit den Integrationserfolgen in der Gruppe der langzeitarbeitslosen 
Menschen im SGB II gewonnen werden.

Ab Januar 2016 wird die Landesregierung im Rahmen des Landesprogramms „Gute 
und sichere Arbeit“ und des ESF das Projekt „NaWiSu – Förderung der nachhal-
tigen Wiedereingliederung langzeitarbeitsloser Abhängigkeitskranker in den 
Arbeitsmarkt nach der Rahmenkonzeption der Landesstelle für Suchtfragen 
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Baden-Württemberg“ beginnen. Das Projekt NaWiSu setzt in der Folge einer Situ-
ationsanalyse auf ein Konzept zur beruflichen Reintegration in den regulären Arbeits-
markt. Für eine nachhaltige Erreichung dieses Ziels ist es aufgrund der individuellen 
Problemlage der Teilnehmerinnen und Teilnehmer erforderlich, ärztliche und suchtre-
habilitative Behandlungen in einem sozialraumintegrierten Setting so mit arbeitsbezo-
genen Trainings- und Fördermaßnahmen zu verknüpfen, dass die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer die angebotenen Reintegrationschancen als glaubwürdig und realistisch 
erleben und eigenmotiviert nutzen können. Eine gesonderte wissenschaftliche Beglei-
tung durch die Deutsche Rentenversicherung ist geplant, um die Projektergebnisse 
fundiert zu evaluieren.

Wichtig ist nicht nur, Menschen eine Beschäftigung zu ermöglichen, wichtig ist auch, 
dass sie den Menschen ein ausreichendes Einkommen ermöglicht. Die Landesregie-
rung hat sich im Bundesrat mit Erfolg für die Einführung eines allgemeinen ge-
setzlichen Mindestlohnes eingesetzt: Seit dem 1. Januar 2015 gilt in Deutschland 
ein flächendeckender gesetzlicher Mindestlohn von 8,50 Euro. Rund 3,7 Millionen 
Beschäftigte im Niedriglohnsektor werden maßgeblich von dieser Neuregelung pro-
fitieren. Der gesetzliche Mindestlohn setzt eine feste Grenze, die in Zukunft nicht 
mehr unterschritten werden darf. Somit schützt der Mindestlohn Beschäftigte im 
Niedriglohnsektor vor Dumpinglöhnen und verringert so die Zahl der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, die trotz Vollzeitbeschäftigung auf Sozialleistungen angewie-
sen sind.

Bereits im Jahr 2013 hat die Landesregierung für den Bereich der öffentlichen Auftrags-
vergaben mit dem Landestariftreue- und Mindestlohngesetz (LTMG) eine gesetz-
liche Regelung geschaffen, die Auftragnehmerinnen und Auftragnehmer verpflichtet, 
entweder Tariflöhne oder einen Mindestlohn in Höhe von 8,50 Euro zu bezahlen. Die-
ses Gesetz hatte Signalwirkung für die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes 
durch den Bundesgesetzgeber und dient ebenfalls dem Schutz vor Dumpinglöhnen 
sowie einer eigenständigen Sicherung durch den selbst erarbeiteten Lohn. 

Die Landesregierung wird sich weiterhin für die Regulierung von Zeitarbeit und 
Werkverträgen einsetzen. Baden-Württemberg setzt sich auf Bundesebene gegen 
den missbräuchlichen Einsatz von Werkverträgen ein. So unterstützt das Land eine 
entsprechende Bundesratsinitiative. Die darin enthaltenen gesetzlichen Änderungen 
zielen auf einen erweiterten Schutz vor illegaler Arbeitnehmerüberlassung und Verhin-
derung des Missbrauchs von Werkvertragsgestaltungen (BR-Drs. 687/13).

Eine weitere Maßnahme ist die Weiterentwicklung und der Ausbau des Landes-
programms Kontaktstellen Frau und Beruf Baden-Württemberg. Zentrale Aufga-
be der Kontaktstellen ist es, die erfolgreiche berufliche Integration und Entwicklung von 
Frauen durch ein verlässliches, ganzheitliches Beratungsangebot zu unterstützen. Als 
niederschwellige, regionale Anlaufstellen tragen die Kontaktstellen mit ihren Maßnah-
men zur Aktivierung des Fachkräftepotenzials von Frauen, insbesondere aus der stillen 
Reserve, entscheidend bei. Nach der erfolgreichen Evaluation wurde das Programm 
2014 optimiert und weiterentwickelt. 2015 ist die Einrichtung einer Service- und Koor-
dinierungsstelle zur Bündelung der übergreifenden Aufgaben (zum Beispiel Marketing 
und Qualitätssicherung) und damit zur Professionalisierung der Programmstruktur ge-
plant. 2016 soll der regionale und qualitative Ausbau der Kontaktstellen erfolgen. Mit 
dem Ziel, künftig in jeder Wirtschaftsregion über eine Kontaktstelle zu verfügen, wird 
die Anzahl der Kontaktstellen von derzeit 10 auf 13 erhöht.
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Die letztgenannte Maßnahme trägt neben der Erschließung von Fachkräftepotenzialen 
für die Wirtschaft zu einer gleichberechtigten und qualifikationsädaquaten Teilhabe von 
Frauen am Erwerbsleben und damit zur Einkommenssicherung und Vermeidung von 
Altersarmut bei.

Die Verringerung des sogenannten „Gender Pension Gap“ ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe mit zahlreichen Feldern und Akteuren. Ein Ergebnis des Ana-
lyseteils dieses Berichts ist die erhöhte Armutsgefährdung von Frauen, insbesondere 
von hochaltrigen Frauen. Das hängt mit dem „klassischen“ Ein-Verdiener-Modell bzw. 
der deutlichen Reduzierung der Arbeitszeiten bei Frauen während der Familienphase 
oder deren langjährigem Ausstieg aus dem Berufsleben während der Familienphase 
zusammen. Hier sind gesellschaftliche Änderungen anzustreben, um gleichberechtig-
te, partnerschaftliche Arbeitsmodelle zu etablieren. Der Altersarmut von Frauen kön-
nen vollzeitnahe Beschäftigungen für beide (Ehe)Partner anstelle des „klassischen“ 
Ein-Verdiener-Modells, die Reduzierung geringfügiger Beschäftigungen zu Gunsten 
voll sozialversicherungspflichtiger Berufstätigkeiten sowie die Änderung des Berufs-
wahlverhaltens entgegenwirken.

Zur Erreichung des Ziels, mehr Frauen für eine Ausbildung, ein Studium oder einen 
Beruf in den Arbeitsbereichen rund um Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft 
und Technik zu gewinnen sowie die Attraktivität der MINT-Berufe für Frauen zu stei-
gern, wird die Landesregierung die Landesinitiative „Frauen in MINT-Berufen“ 
fortführen. Parallel dazu werden die Programme auf Landesebene zum Berufs-
wahlverhalten wie „Girls‘ Day, Boys‘ Day“ und „Girls‘ Day Akademie, Boys‘ Day Aka-
demie“ fortgeführt. Ziel ist es, mehr Mädchen und junge Frauen für gut bezahlte tech-
nisch-wissenschaftliche Berufe zu interessieren. Tätigkeiten in diesen Berufen führen 
zu höheren Entgelten im Alter und können dadurch helfen, Altersarmut zu vermeiden. 

Unabhängig davon muss es aber auch darum gehen, die Entlohnungen in den sozialen 
und pflegerischen Berufen anzuheben. Das ist in erster Linie Aufgabe der Tarifpartei-
en, aber die Politik kann hier durch Öffentlichkeitsarbeit unterstützend tätig werden. 
Initiativen der Bundesregierung zur Beseitigung der Lohnlücke bei den Entlohnun-
gen von Frauen und Männern, die mittelbar zur Altersarmut beitragen kann, werden 
durch das Land unterstützt. Ziel muss es sein, durch die Herstellung von Transparenz 
und einer weitgehenden Auskunftspflicht mittelfristig mehr Lohngerechtigkeit zu er-
zielen.

Darüber hinaus unterstützt das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport im Rahmen 
der ESF-Projekte aus dem Programm „Chancen fördern“ bis 2018 die Alphabetisie-
rung und Grundbildung Erwerbstätiger im Umfang von rund 1,2 Mio. Euro. Im Zentrum 
steht sowohl die Einrichtung von Kursen und Lernangeboten als auch die Schaffung 
einer nachhaltigen Struktur durch die Einrichtung einer Fachstelle Alphabetisierung 
und Grundbildung beim Volkshochschulverband Baden-Württemberg. Die Angebote 
richten sich bevorzugt an Erwerbstätige, um die Kommunikationsfähigkeit zu verbes-
sern und damit auch eine Chance für eine weitere Qualifizierung anzubieten. Betroffen 
ist im Land rund eine Million Erwachsene, die nicht ausreichend schreiben und lesen 
können. Etwa 58 % von ihnen sind erwerbstätig. 

Einen Beitrag zur Armutsprävention leistet auch die Allianz für Fachkräfte Ba-
den-Württemberg. Zu den 35 Allianzpartnern gehören neben Landesministerien 
auch die Organisationen der Wirtschaft, Gewerkschaften, die Regionaldirektion Ba-
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den-Württemberg der Bundesagentur für Arbeit, die kommunalen Landesverbände, 
die regionalen Wirtschaftsfördergesellschaften und der Landesfrauenrat. Die Fach-
kräfteallianz hat zehn Ziele zur Sicherung des Fachkräfteangebots vereinbart. Ein Ziel 
ist der Abbau von Arbeitslosigkeit, insbesondere der Langzeitarbeitslosigkeit. Hierzu 
setzten bzw. setzen die Allianzpartner verschiedene Maßnahmen um, z.B.: 

�� das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren Ba-
den-Württemberg das Programm „Gute und sichere Arbeit“;

�� die Arbeitgeberverbände Baden-Württemberg gemeinsam mit dem Bildungswerk 
der Baden-Württembergischen Wirtschaft und der Regionaldirektion Baden-Würt-
temberg der Bundesagentur für Arbeit die Weiterentwicklung der modularen 
Nachqualifizierung für die Zielgruppe der Arbeitslosen bzw. Langzeitarbeitslosen;

�� die Regionaldirektion Baden-Württemberg der Bundesagentur für Arbeit die Initi-
ative „Erstausbildung für Erwachsene“ sowie die Vermeidung bzw. Beendigung 
von Langzeitarbeitslosigkeit als operative Schwerpunktsetzung für das Jahr 2015. 
Hinzu kommt die Umsetzung des ESF-Bundesprogramms für Langzeitarbeitslose 
in allen Jobcentern in Baden-Württemberg.

Unter dem Dach der „Allianz für Fachkräfte“ ist auch die Initiative für vollzeitna-
he Beschäftigung gestartet, eine Maßnahme zur Sensibilisierung und Information 
von Unternehmen und Beschäftigten zu vollzeitnahen Arbeitszeitmodellen. Ziel ist es, 
Beschäftigte und Unternehmen in Baden-Württemberg über die Chancen einer voll-
zeitnahen Beschäftigung zu informieren und Anstöße für mehr vollzeitnahe Arbeitszeit- 
und Organisationsmodelle zu geben. 

Angesichts der weiter ansteigenden Flüchtlingszahlen befassten sich die Allianzpartner 
im Februar 2015 mit dem Fachkräftepotenzial von Flüchtlingen. Es wurde vereinbart, 
dass das Potenzial so umfassend wie möglich ausgeschöpft werden soll. Es bestand Ei-
nigkeit, dass dazu Maßnahmen entlang der gesamten Kette aus Kompetenzfeststellung, 
Spracherwerb, Berufsanerkennung, Nachqualifizierung, Rechtssicherheit für Unterneh-
men, Arbeits- bzw. Ausbildungsplatzvermittlung und Betreuung notwendig sind. 

2.	 Maßnahmen gegen Kinderarmut

Das Thema Kinderarmut ist das vom Koalitionsvertrag vorgegebene Schwerpunktthe-
ma des Ersten Armuts- und Reichtumsberichts Baden-Württemberg. Bereits in der 
Zeit der Kindheit und Jugend werden die Grundlagen für ein Leben ohne Armut gelegt. 
Folgende Maßnahmen sind in diesem Bereich wesentlich:

Themenbereich Kinderrechte, Armut und kindliches Wohlbefinden

Die Landesregierung begrüßt die Erhöhung des Kinderfreibetrags und des Kinder-
geldes durch das Gesetz zur Anhebung des Grundfreibetrags, des Kinderfreibetrags, 
des Kindergeldes und des Kinderzuschlags. Der Kinderfreibetrag wurde rückwirkend 
ab dem 1. Januar 2015 von 4 368 Euro um 144 Euro auf dann 4 512 Euro und wird ab 
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dem 1. Januar 2016 um weitere 96 Euro auf dann 4 608 Euro angehoben. Das Kinder-
geld wird rückwirkend zum 1. Januar 2015 um 4 Euro monatlich und ab dem 1. Januar 
2016 um weitere 2 Euro monatlich erhöht werden.

Mit Maßnahmen, die auf die Unterstützung von Alleinerziehenden abzielen (s.u.), wirkt 
die Landesregierung zudem der Armut von Kindern in diesen im besonderen Maße 
von Armut bedrohten Haushalten entgegen. 

Im Rahmen des Mehrlingsgeburtenprogramms unterstützt das Land Familien mit 
Mehrlingsgeburten (ab Drillingen). Die Familien erhalten einen einmaligen Zuschuss in 
Höhe von 2 500 Euro je Kind als Beitrag des Landes zur Milderung der vielfältigen Be-
lastungen aus Anlass der Geburt (z.B. Betreuung, Umzug, Einrichtung, PKW). Für wel-
che kindbezogenen Ausgaben die Familien das Geld verwenden, bleibt der Entschei-
dung der Eltern überlassen. Das Programm ist ein im Ländervergleich beispielhaftes, 
unbürokratisches Programm zur Unterstützung von Familien mit Mehrlingskindern.

Die Landesstiftung „Familie in Not“ hilft Familien, Alleinerziehenden und werden-
den Müttern, die durch ein schwerwiegendes Ereignis (wie Krankheit, Tod, längere 
Arbeitslosigkeit oder Scheidung) in eine Notlage geraten sind, die sie nicht aus eigenen 
Kräften bewältigen können. Die Leistung der Stiftung soll helfen, die wirtschaftliche 
und soziale Situation der Familie zu festigen. Die Stiftung unterstützt, wo staatliche 
und nicht-staatliche Hilfen nicht zur Verfügung stehen oder nicht ausreichen. Die Höhe 
der Leistungen richtet sich nach der jeweiligen Notlage. Die Stiftungsleistungen sind 
freiwillige Leistungen, auf die kein Rechtsanspruch besteht.

Die Landesstiftung vergibt zudem jährlich rund 10,3 Mio. Euro aus der Bundesstiftung 
„Mutter und Kind“ für schwangere Frauen, die sich in einer Notlage befinden. Die Ver-
gabe der Mittel aus der Bundesstiftung wurde zum 1. Oktober 2014 im Baden-Würt-
temberg neu ausgerichtet. Im Mittelpunkt der Neuausrichtung stehen die Anpassung 
der Einkommensgrenzen, die Ausschöpfung des Förderspektrums, die Sicherstellung 
von Nachhaltigkeit und eine stärkere Orientierung am individuellen Bedarf der Schwan-
geren. Einkommensabhängig werden Zuwendungen gewährt für die Erstausstattung 
des Kindes und Umzugs-/Kautionskosten sofern durch die Geburt des Kindes ein Um-
zug erforderlich ist. Schwangere, die sich in Ausbildung befinden und diese aufgrund 
der Schwangerschaft unterbrechen, erhalten zudem bei Wiederaufnahme der Ausbil-
dung einen Zuschuss zum Lebensunterhalt und zur Kinderbetreuung. Auch die Leis-
tungen der Bundesstiftung sind freiwillige Leistungen, auf die kein Rechtsanspruch 
besteht.

Der Armutsprävention dient daneben die Stärkung der Kinderrechte. Die Landesre-
gierung setzt sich auch nach dem Jahr der Kinder- und Jugendrechte weiterhin für die 
Stärkung der Kinderrechte ein. Die Aufnahme von Kinderrechten in die Gemeindeord-
nung und in die Landesverfassung soll voraussichtlich noch in dieser Legislaturperi-
ode realisiert werden. Nach dem Jahr der Kinderrechte in 2014 sollen in den Jahren 
2015 und 2016 weitere Veranstaltungen zum Thema Kinderrechte und Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen durchgeführt werden. Auf eintägigen Veranstaltungen soll 
aus wissenschaftlicher Perspektive aufgezeigt und diskutiert werden, welche Chan-
cen und Herausforderungen mit den Themen Kinderrechte und Beteiligung verbunden 
sind sowie gleichzeitig aus praxisorientierter Perspektive, wie Kinderrechte verwirk-
licht werden können und wie sich Kinder- und Jugendbeteiligung fördern lässt. Pro 
Jahr sollen zwei regionale Veranstaltungen unter Beteiligung von mindestens zwei 
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Stadt- bzw. Landkreisen stattfinden. Ziel ist die Vernetzung der regionalen Akteure, 
Strukturen und Angebote sowie die Entwicklung einer Beteiligungs- und Mitbestim-
mungskultur in den Kommunen.

Die Landesregierung wird das Landesprogramm STÄRKE bis Ende 2018 fortführen. 
Sie unterstützt damit Familien mit Kindern im ersten Lebensjahr bei der Inanspruch-
nahme von allgemeinen Familienbildungsangeboten, um die Erziehungskompetenzen 
der Eltern und die Entwicklungsmöglichkeiten ihrer Kinder zu verbessern. Vorausset-
zung ist ein wirtschaftlicher Unterstützungsbedarf der Familie. Darüber hinaus gibt es 
für Familien in besonderen Lebenssituationen verschiedene Angebote (z.B. Hausbe-
suche mit Beratungen, Offene Treffs). Ziele des Förderprogramms sind die Stärkung 
des Stellenwerts der Bildungsarbeit zur Förderung elterlicher Erziehungskompetenz, die 
Entwicklung eines landesweiten bedarfsgerechten Netzes von Angeboten der Eltern- 
und Familienbildung, die Verbesserung der Zusammenarbeit der öffentlichen und freien 
Jugendhilfe- und Familienbildungsträger sowie der Abbau von Ängsten der Eltern vor 
Inanspruchnahme von außerfamiliären Hilfen. Das Programm wird soweit erforderlich 
an geänderte Rahmenbedingungen und Nachfragen der Kommunen, Träger und Eltern 
unter Berücksichtigung der bis 2018 geltenden Rahmenvereinbarung angepasst. 

Ergänzend wird die Landesregierung weiterhin im Rahmen der Verbandsförderung das 
Mütterforum unterstützen, das für die Entwicklung, Förderung und Durchführung 
von Fortbildungsprogrammen verantwortlich ist, die den Selbsthilfecharakter von ge-
meinnützigen Mütterzentren fördern und sichern. Die rund 50 sogenannten Familien- 
und Mütterzentren sind Mitglieder des Mütterforums Baden-Württemberg. Die dem 
Mütterforum angeschlossenen Mütter- und Familienzentren verstehen sich als offene 
Einrichtungen von Familien für Familien und als Orte der Begegnung für alle, die mit 
Familie zu tun haben.

Themenbereich Frühe Hilfen und Kinderschutz

Die Bundesinitiative Frühe Hilfen (BI FH) soll über den 31.12.2015 hinaus weiter 
geführt werden. Die Frühen Hilfen wenden sich als primär- und sekundärpräventives 
Angebot grundsätzlich an alle Eltern mit psychosozialen Unterstützungsbedarfen. 
Nach den vorliegenden Erkenntnissen erreichen die aufsuchenden, niederschwelligen 
Angebote der Frühen Hilfen (z.B. von Familienhebammen und Familien-, Gesundheits- 
und Kinderkrankenpflegerinnen und -pflegern) insbesondere auch Familien, die An-
gebote mit einer „Komm-Struktur“ nicht oder zumindest kaum in Anspruch nehmen. 
Schwierige ökonomische Rahmenbedingungen wirken sich häufig ungünstig auf die 
psychosozialen Ressourcen von Familien aus. Vor diesem Hintergrund leisten die Frü-
hen Hilfen einen wichtigen Beitrag zur Verwirklichung der Kinderrechte in Familien mit 
prekären ökonomischen Verhältnissen.

Themenbereich Frühkindliche Bildung und Betreuung

Investitionen in frühkindliche Bildung sind ein wichtiger Schutz gegen das Armutsrisiko 
und einer der entscheidenden Faktoren für mehr Chancengerechtigkeit. Ziel muss es 
sein, alle Kinder und Jugendlichen entsprechend ihrer individuellen Fähigkeiten ange-
messen und intensiv zu fördern. Die Landesregierung und die kommunalen Landesver-
bände haben am 1. Dezember 2011 einen Pakt für Familien mit Kindern unterzeichnet, 
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in dessen Mittelpunkt die Verbesserung der Kleinkindbetreuung steht. Mit diesem 
Pakt hat die Landesregierung den Kommunen zusätzliche Landesmittel in beträchtlicher 
Höhe für die Förderung der Betriebsausgaben der Kleinkindbetreuung zugesagt. 
Seit dem Jahr 2014 trägt das Land unter Einbeziehung der Bundesmittel für die Betriebs-
kostenförderung 68 % der Betriebsausgaben für die Kleinkindbetreuung. Die Landes-
mittel für die Betriebsausgabenförderung der Kleinkindbetreuung werden sich im Jahr 
2015 auf voraussichtlich rund 659 Mio. Euro (inklusive rund 110 Mio. Euro an Bundesmit-
teln) belaufen. Die Landesregierung hat damit bereits einen wichtigen Schritt getan, um 
beim dringend notwendigen Ausbau der Betreuungsplätze für Kinder unter drei Jahren 
voranzukommen. Ein bedarfsgerechtes Betreuungsangebot führt zu einer größeren Bil-
dungsgerechtigkeit, einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf und trägt dazu 
bei, das Armutsrisiko zu verringern. Damit ist ein großer Schritt gelungen, die Rahmen-
bedingungen für Familien in Baden-Württemberg nachhaltig zu verbessern. 

Das Land hat für die Förderung von investiven Maßnahmen in der Kleinkindbe-
treuung im Haushaltsjahr 2015 aus Haushaltsmitteln einmalig bis zu 50 Mio. Euro zur 
Verfügung gestellt. Diese Mittel werden für die Schaffung zusätzlicher Betreuungsplätze 
für Kinder unter drei Jahren sowie für Investitionen zur Qualitätserhöhung der Kleinkind-
betreuung u.a. durch investive Maßnahmen, die der Ganztagsbetreuung oder der Inklusi-
on von Kindern unter drei Jahren in Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege 
dienen, verwendet. Auch diese Maßnahmen werden dazu beitragen, die Bildungsge-
rechtigkeit zu stärken und letztlich das Armutsrisiko zu vermindern. Näheres zu dieser 
Förderung von investiven Maßnahmen ist im Gesetz über die Förderung von Investitio-
nen im Bereich der Kindertagesbetreuung (KinderBFG) vom 21. Juli 2015 und in der Ver-
waltungsvorschrift des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport über die Umsetzung 
des Kinderbetreuungsfördergesetzes (VwV KinderBFG) vom 11. August 2015 geregelt.

Themenbereich Bildungsbeteiligung der Kinder und Jugendlichen

Die Ergebnisse des Analyseteils belegen, dass positive Entwicklungen im unteren Ein-
kommensbereich mit einem guten Zugang zu qualitativ hochwertiger Bildung erreicht 
werden können. Entsprechend ist die Verbesserung der Bildungsbeteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen ein wichtiges Ziel der Landesregierung. An erster Stelle steht 
die Sprachförderung.

SPATZ
Das Gesamtkonzept Baden-Württembergs zur Sprachförderung orientiert sich an der 
individuellen Entwicklung und an den Bildungsprozessen der Kinder, wobei die früh-
kindliche Sprachbildung und Sprachförderung von zentraler Bedeutung ist. Die Sprach-
kompetenz aller Kinder wird durch eine ganzheitlich ausgerichtete Sprachbildung wäh-
rend der gesamten Kindergartenzeit gefördert. Haben Kinder darüber hinaus intensiven 
Sprachförderbedarf, stehen den Kindergärten und Tageseinrichtungen im Rahmen von 
SPATZ (Sprachförderung in allen Tageseinrichtungen für Kinder mit Zusatzbedarf) zwei 
zusätzliche Förderwege zur Wahl:

�� die intensive Sprachförderung im Kindergarten (ISK) oder

�� Singen-Bewegen-Sprechen (SBS).
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Das Programm SPATZ richtet sich an kommunale und freie Träger von Kindergärten 
und Tageseinrichtungen in Baden-Württemberg, die zusätzliche Sprachfördermaßnah-
men anbieten. Des Weiteren haben andere geeignete juristische Personen wie zum 
Beispiel gemeinnützige Einrichtungen der Wohlfahrtspflege und eingetragene Vereine 
sowie geeignete Gesellschaften des bürgerlichen Rechts, wie Kinder- und Familien-
zentren oder Mütter- und Familienzentren die Möglichkeit, das Programm zu nutzen, 
wenn sie eine enge Kooperation mit dem Kindergarten nachweisen. Finanziert werden 
Sprachfördermaßnahmen in allen Kindergartenjahren für Kinder, die eine zusätzliche 
intensive Sprachförderung benötigen. Die Förderberechtigung von Kindern im 1. und 2. 
Kindergartenjahr ist gegeben, wenn das Kind eine andere Muttersprache als Deutsch 
spricht oder der Sprachförderbedarf von der pädagogischen Fachkraft im Kindergar-
ten festgestellt wird. Die Förderberechtigung von Kindern im 3. Kindergartenjahr wird 
ebenfalls von der pädagogischen Fachkraft festgestellt. In diese Entscheidung werden 
die Ergebnisse des SETK3-5, der vom Öffentlichen Gesundheitsdienst im Rahmen der 
Einschulungsuntersuchung dann durchgeführt wird, wenn das Sprachscreening einen 
begründeten Hinweis auf Sprachförderbedarf ergibt, einbezogen.

Die Sprachfördermaßnahme im Förderweg ISK umfasst 120 Zeitstunden pro Kinder-
gartenjahr. Im Rahmen dieser Maßnahme werden die Fördergruppen von qualifizierten 
Sprachförderkräften betreut. Jedes Kind soll grundsätzlich mit 120 Stunden gefördert 
werden. Eine Fördergruppe muss aus mindestens 3 Kindern bestehen und kann mit 
nicht förderberechtigten Kindern aufgefüllt werden, solange die maximale Gruppen-
größe von 7 Kindern nicht überschritten wird.

Die Sprachfördermaßnahme im Förderweg SBS umfasst 36 Zeitstunden pro Kinder-
gartenjahr. Im Rahmen dieser Maßnahme, die auf einer Bildungskooperation basiert, 
werden die Fördergruppen durch ein Tandem aus einer zertifizierten musikpädago-
gischen Fachkraft mit einer pädagogischen Fachkraft nach § 7 Abs. 1 und 2 KiTaG 
(Gesetz über Tageseinrichtungen für Kinder) oder einer qualifizierten Sprachförderkraft 
betreut. Partner in den SBS-Bildungskooperationen sind öffentliche Musikschulen und 
weitere Träger und Vereine gemäß der SPATZ-Richtlinie. Diese werden durch die Ar-
beitsgemeinschaft Singen-Bewegen-Sprechen zertifiziert. Eine Fördergruppe muss 
aus mindestens 3 Kindern bestehen und kann mit nicht förderberechtigten Kindern 
aufgefüllt werden, solange eine maximale Gruppengröße von 20 Kindern nicht über-
schritten wird.

Der Zuschuss des Landes wird als Festbetrag für Fördergruppen und die aktive El-
ternbeteiligung gewährt. Fördergruppen können auch jahrgangsübergreifend gebildet 
werden. In Kindergarteneinrichtungen, die einen Anteil von Kindern mit Migrationshin-
tergrund von 80 % und mehr haben (in der gesamten Kindertageseinrichtung), wird 
die maximale Gruppengröße auf 5 Kinder reduziert. 

„Hausaufgaben-, Sprach- und Lernhilfe“ (HSL)
Ergänzend zu schulischen Sprachfördermaßnahmen beteiligt sich die Landesregierung 
finanziell an der von ca. 400 Trägern organisierten Sprachförderung, der sogenann-
ten „Hausaufgaben-, Sprach- und Lernhilfe“ (HSL), für Kinder mit Bedarf an zusätz-
licher Sprachförderung, insbesondere für Kinder mit Migrationshintergrund. Dieses 
Programm richtet sich an kommunale und freie Träger (juristische Personen, wie zum 
Beispiel Kirchengemeinden, gemeinnützige Einrichtungen der Wohlfahrtspflege und 
eingetragene Vereine) sowie andere geeignete natürliche Personen, die Hausaufga-
ben-, Sprach- und Lernhilfen für förderberechtigte Schülerinnen und Schüler anbieten. 
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Gefördert werden grundsätzlich Kinder (auch Flüchtlingskinder) in Gruppen von 2 bis 
8 Kindern der Klassenstufen 1 bis 4 der Grundschulen, der Klassenstufen 5 und 6 der 
Werkreal- /Hauptschulen, der Gemeinschaftsschulen (Sek I), der Sonderschulen mit 
Bildungsgang Grundschule sowie der Förderschulen. Neben diesen Kindern können 
ausnahmsweise auch Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen ab Klasse 7 so-
wie Schülerinnen und Schüler anderer Schularten gefördert werden, wenn es sich 
um sogenannte „Seiteneinsteiger“ handelt. Darunter sind Kinder und Jugendliche zu 
verstehen, die aus dem Ausland kommen (also auch Flüchtlingskinder) und dort die 
entsprechende Klassenstufe sowie Schulart besucht haben. Eine Förderung ist hier im 
Regelfall für ein Jahr, ausnahmsweise höchstens zwei Jahre möglich. Bei der Planung, 
Organisation und Durchführung der Sprachfördermaßnahmen ist eine enge Zusam-
menarbeit mit der Schule erforderlich. Sprachfördermaßnahmen müssen grundsätz-
lich in den Räumen der Schule bzw. in ihrer räumlichen Nähe erfolgen. Die Förderung 
muss auf den Bildungsplan und den speziellen Sprachförderbedarf des Kindes abge-
stimmt sein. Eine entsprechende Bestätigung der Schule ist erforderlich.

Vorbereitungsklassen, Vorbereitungskurse, Vorqualifizierung
Kinder und Jugendliche mit nicht deutscher Herkunftssprache besuchen soweit wie 
möglich die ihrem Alter und ihrer Leistung entsprechende Klasse der in Betracht kom-
menden Schulart. Falls eine integrative Förderung im Klassenverband einer Regelklas-
se nicht möglich ist, stehen diesen Schülerinnen und Schülern besondere schulische 
Fördermaßnahmen zur sprachlichen Entwicklung zur Verfügung. Besondere Förder-
maßnahmen zur sprachlichen Förderung sind:

�� Bildung von Vorbereitungsklassen (VKL) an allen öffentlichen allgemein bilden-
den Schulen zur Vorbereitung auf den Übergang in eine Regelklasse; Bildung von 
Vorbereitungskursen an allen öffentlichen allgemein bildenden Schulen ohne Vor-
bereitungsklassen als begleitendes Förderangebot für Schülerinnen und Schüler, 
die am Unterricht der Regelklassen teilnehmen;

�� Bildung von VABO-Klassen (Vorqualifizierungsjahr Arbeit/Beruf zum Erwerb 
von Deutschkenntnissen) an beruflichen Schulen für berufsschulpflichtige 
Jugendliche.

Das Land Baden-Württemberg fördert darüber hinaus den muttersprachlichen Zusat-
zunterricht, der von den Konsulaten in eigener Verantwortung an vielen allgemein bil-
denden Schulen des Landes angeboten wird. Die Möglichkeit der Anerkennung der 
Herkunftssprache im Rahmen der Hauptschulabschlussprüfung beziehungsweise als 
Zertifizierung wurde bereits auf 12 Sprachen ausgedehnt.

Für die Förderung der Integration von zugewanderten Kindern und Jugendlichen mit 
nichtdeutscher Herkunftssprache und ohne ausreichende Kenntnisse in Deutsch ist 
an Grund-, Werkreal- /Haupt- und Gemeinschaftsschulen die Einrichtung von Vorbe-
reitungsklassen (VKL) möglich. Für diese Klassen erhalten Grundschulen (inkl. Grund-
schulen im Verbund mit Gemeinschaftsschulen) bis zu 18, Werkreal- /Hauptschulen 
und Gemeinschaftsschulen (Sek I) bis zu 25 Lehrerwochenstunden. Für die Vorberei-
tungsklassen erhalten Realschulen und Gymnasien über die Direktzuweisung hinaus 
zusätzliche Lehrerwochenstunden. Wenn die Mindestschülerzahl für die Bildung einer 
Vorbereitungsklasse (10 Schülerinnen und Schüler) nicht erreicht wird, kann ein zeitlich 
befristeter zusätzlicher Sprachförderunterricht (ein sogenannter Vorbereitungskurs) 
eingerichtet werden.
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Vorbereitungskurse können ab mindestens 4 Schülerinnen und Schülern mit nichtdeut-
scher Herkunftssprache gebildet werden. Bis zu 8 Lehrerwochenstunden werden den 
Schulen für Vorbereitungskurse je nach Fördersituation in Absprache mit den Staatli-
chen Schulämtern aus deren Budget zur Verfügung gestellt. In sonderpädagogischen 
Einrichtungen findet die schulische Bildung von Flüchtlingskindern nur dann statt, 
wenn sie auch unter Einbeziehung sonderpädagogischer und ggf. außerschulischer 
Hilfen an Grund-, Werkreal- /Haupt-, Gemeinschafts-, Realschulen oder Gymnasien 
nicht ihren Voraussetzungen entsprechend erfolgreich gefördert werden können und 
sie ohne dieses besondere Angebot unter ihren Möglichkeiten bleiben würden.

Im Bereich der beruflichen Schulen besuchen zugewanderte Jugendliche ohne 
Deutschkenntnisse im Rahmen der Berufsschulpflicht in der Regel Klassen des Vor-
qualifizierungsjahres Arbeit/Beruf mit Schwerpunkt Erwerb von Deutschkenntnissen, 
sogenannte VABO-Klassen. Die Konzeption der VABO-Klassen ist speziell auf den 
Spracherwerb ausgerichtet und bindet die Vermittlung erster beruflicher Kompetenzen 
mit ein. Der Erwerb von Deutschkenntnissen ist Unterrichtsprinzip in allen Fächern. Im 
Anschluss an eine solche VABO-Klasse besucht die Mehrheit der Schülerinnen und 
Schüler ein reguläres Vorqualifizierungsjahr Arbeit/Beruf, häufig mit dem Ziel, einen 
dem Hauptschulabschluss gleichwertigen Bildungsstand zu erwerben.

Schulsozialarbeit
Weiterhin hat die Landesregierung das Landesförderprogramm Schulsozialarbeit 
neu aufgelegt und bereits im Jahr 2012 die finanzielle Förderung wieder aufgenommen. 
Seither beteiligt sich das Land nach dem zwischen der Landesregierung und den Kom-
munalen Landesverbänden geschlossenen „Pakt für Familien mit Kindern“ zu einem 
Drittel an den Kosten der Schulsozialarbeit. Die Förderpauschale beträgt pro Vollzeitstelle 
16 700 Euro, bei Teilzeitkräften entsprechend reduziert. Die familiären und sozialen Ver-
hältnisse, in denen Kinder und Jugendliche heute aufwachsen, sind sehr unterschiedlich 
und nehmen zum Beispiel durch Mobbing und Gewalt Einfluss auf das Schulleben. Mit 
ihren vielfältigen Angeboten steuert die Schulsozialarbeit dieser Entwicklung entgegen. 
Mit ihrem breiten Tätigkeitsspektrum trägt sie zur Konfliktbewältigung an der Schule, 
aber auch zur Stabilisierung des Schulerfolgs, zur Eingliederung in die Arbeitswelt und 
zur gesellschaftlichen Integration bei. Die Schulsozialarbeit ist ein wichtiger Baustein in 
der kommunalen Bildungslandschaft geworden und gilt inzwischen als Qualitätsmerk-
mal einer guten Schulkultur. Seit dem Wiedereinstieg in die Förderung stellt das Land 
bis 2016 rund 100 Mio. Euro zur Verfügung. Das Landesförderprogramm hat den Ausbau 
der Schulsozialarbeit beschleunigt und wesentlich dazu beigetragen, dass sich die An-
zahl der Beschäftigten von 1 286 auf 1 977 (Stand: 31.07.2015) erhöht hat. Dies bedeu-
tet einen Anstieg um 50 %. Beinahe jede zweite Schule bietet heute Schulsozialarbeit an 
und zwar in jedem Stadt- und Landkreis. Und der Ausbau der Schulsozialarbeit ist noch 
nicht abgeschlossen. Angesichts der großen Nachfrage nach diesem Förderprogramm 
schreitet der landesweite Ausbau der Schulsozialarbeit weiter zügig voran.

Bildungsgerechtigkeit
Bildung ist in einer Wissensgesellschaft der entscheidende Schlüssel für sozialen Auf-
stieg und ein zentrales Instrument, um Kinderarmut langfristig zu bekämpfen. Grund-
voraussetzung dafür ist, dass Kinder unabhängig von ihrer sozialen oder ethnischen 
Herkunft, von ihrem Bildungshintergrund oder einer Behinderung den jeweils best-
möglichen Bildungsabschluss erreichen können. Die Landesregierung hat daher ver-
schiedene Maßnahmen ergriffen, um Kindern und Jugendlichen eine gute Chance auf 
eine erfolgreiche Bildungsbiographie zu ermöglichen. Der Ausbau der Kinderbetreu-
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ung spielt dabei eine wichtige Rolle, ebenso wie die Verbesserung der Qualität in der 
frühkindlichen Bildung. So zeigt eine Gesamtevaluation der Familienleistungen, dass 
die öffentlich geförderte Kinderbetreuung das Armutsrisiko von Familien mit Kindern 
senkt. Das gilt im besonderen Maße für Alleinerziehende. Die Landesregierung hat 
die verbindliche Grundschulempfehlung abgeschafft und durch eine qualifizierte und 
vertrauensvolle Beratung der Eltern ersetzt. Neben der Stärkung der Elternrechte sorgt 
dieser Schritt dafür, dass der Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungs-
erfolg verringert wird. Außerdem besteht die Möglichkeit, die oben genannten beson-
deren Fördermaßnahmen in Anspruch zu nehmen. Auch die Gemeinschaftsschulen 
des Landes tragen durch ihre Konzeption wesentlich zur Bildungsgerechtigkeit bei: Sie 
sind alle verbindliche Ganztagsschulen, in denen die Selektion nach der Grundschule 
aufgehoben ist. Wie in der Grundschule können weiterhin alle Kinder, auch diejenigen 
mit Behinderung, gemeinsam voneinander und miteinander lernen. Die Schule bietet 
Unterricht auf dem grundlegenden, mittleren und erweiterten Niveau an und damit 
den Haupt- und den Realschulabschluss sowie bei einer eigenen Oberstufe auch das 
Abitur. Die Gemeinschaftsschule setzt einen zentralen Schwerpunkt auf individuelle 
Förderung. Daneben hat die Inklusion einen hohen Stellenwert. Das Land arbeitet da-
ran, inklusive Bildungsangebote an allgemeinen Schulen umzusetzen und auszubauen. 
Mit der Bildungsplanreform 2016 werden weitere Voraussetzungen für erfolgreiche 
Bildungsbiographien geschaffen und ein Beitrag zur Entkoppelung von sozialer Her-
kunft und Bildungserfolg geleistet. Dies wird insbesondere durch eine verbesserte 
horizontale und vertikale Durchlässigkeit im Bildungssystem erreicht. Die zunehmende 
Heterogenität der Schülerschaft stellt eine große Herausforderung für die Lehrkräfte 
aller Schularten dar. Um die Begabungen und Fähigkeiten jeder Schülerin und jedes 
Schülers besser zu fördern und zu entwickeln, wird die individuelle Förderung in den 
Schulen gestärkt. Als weiteren Ansatz zum Umgang mit einer erweiterten Heteroge-
nität eröffnet die Landesregierung die Möglichkeit, den Hauptschulabschluss auch 
an Realschulen zu erwerben. Ziel dieser Maßnahme ist, dass die Schülerinnen und 
Schüler bis zum erfolgreichen Absolvieren einer Prüfung an der Realschule bleiben 
können. Auch die beruflichen Gymnasien mit ihrem Angebot, nach dem mittleren 
Bildungsabschluss in einer der persönlichen Begabung entsprechenden beruflichen 
Richtung die allgemeine Hochschulreife zu erlangen, leisten einen wichtigen Beitrag 
zur Durchlässigkeit des Schulsystems und damit zu mehr Bildungsgerechtigkeit.

Eine wichtige Rolle für die Bildungsgerechtigkeit spielt ferner der Ausbau der Ganz-
tagsschulen. Ganztagsschulen fördern die Bildungsgerechtigkeit und bieten durch das 
Mehr an Zeit die Möglichkeit, auf Einzelne individuell einzugehen. Durch die Kooperation 
mit außerschulischen Partnern bieten Ganztagsschulen für Kinder einen Lebensraum, 
in dem sie auch verschiedene Möglichkeiten aus Bereichen z.B. des Sports, der Musik, 
Kunst und Kultur nutzen können. Im Schuljahr 2014/15 führten in Baden-Württemberg 
insgesamt 35,8 % oder 1 455 aller 4 065 öffentlichen und privaten Schulen einen Ganz-
tagsbetrieb nach mindestens KMK-Definition. Im Vergleich zum Vorjahr war dies eine 
Steigerung um 3,4 Prozentpunkte. Allerdings ist damit das Ausbauziel der Ganztags-
schulen noch nicht erreicht. Durch die schulgesetzliche Verankerung der Ganztagsschu-
le im Grundschul- und Förderschulbereich im Juli 2014 sind in diesem Bereich mehr 
Ganztagsschulen eingerichtet worden als in den Jahren davor. Jedoch ist noch nicht in 
allen Regionen der Ausbau der Ganztagsschulen ausreichend vorangeschritten. 

Die genannten Maßnahmen tragen auch dazu bei, die Zahl der Schulabbrecher und 
Schulabbrecherinnen, die im Bundesvergleich mit am geringsten ist, weiter zu redu-
zieren. 
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Chancengerechtigkeit ist ferner ein Thema der tertiären Ebene des Bildungssystems, 
der Hochschulen. Bildung soll auch auf dieser Ebene nicht vom sozialen oder mate-
riellen Status der Eltern abhängig sein. Deshalb hat die Landesregierung als eine der 
ersten Maßnahmen dieser Legislaturperiode die allgemeinen Studiengebühren zum 
Sommersemester 2012 abgeschafft, den Hochschulen aber zugleich die ausfallenden 
Gebühren in gleicher Höhe und dynamisiert entsprechend der Entwicklung der Studie-
rendenzahlen durch die Qualitätssicherungsmittel kompensiert. Diese Mittel wurden 
durch den Hochschulfinanzierungsvertrag zwischen dem Land und den Hochschulen 
mit Wirkung zum Wintersemester 2015/16 in die Grundfinanzierung der Hochschu-
len überführt. Die Landesregierung hat aber auch durch strukturelle Maßnahmen die 
Durchlässigkeit zwischen beruflicher und hochschulischer Bildung – und damit die Bil-
dungschancen – entscheidend gestärkt. So können heute Absolventen einer Meister- 
oder gleichwertigen Ausbildung ein Studium nach ihrem Wunsch aufnehmen; Gesel-
len können über eine Eignungsprüfung den fachgebundenen Zugang zum Studium 
erhalten. Auch für den umgekehrten Weg von einer akademischen in die berufliche 
Bildung werden derzeit die Weichen gestellt. 

Kinder- und Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit: „Zukunftsplan Jugend“
Außerhalb von Kindergarten und Schule tragen vor allem die vielfältigen Angebote der 
Kinder- und Jugendarbeit zur Förderung der personalen Entwicklung und des guten 
Aufwachsens der Kinder und Jugendlichen in Baden-Württemberg bei. Die Kinder- 
und Jugendarbeit und die Jugendsozialarbeit vermittelt den Kindern und Jugendli-
chen Alltagsbildung. Die Alltagsbildung nimmt die wichtiger gewordenen sozialen, 
personalen und praktischen Kompetenzen der Kinder und Jugendlichen, ungeachtet 
von deren Geschlecht, Herkunft oder sexueller Identität, in den Blick. Die Alltagsbil-
dung stärkt die Kinder und Jugendlichen auch für Ausbildung und Beruf. Die Alltags-
bildung vermittelt Werte und Kompetenzen, die gerade von Wirtschaft, Industrie und 
Handel bei der Ausbildungsreife der Schulabgängerinnen und -abgänger immer mehr 
eingefordert werden. Zur Stärkung und Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendar-
beit und der Jugendsozialarbeit in Baden-Württemberg hat das Land den „Zukunfts-
plan Jugend“ ins Leben gerufen. Der „Zukunftsplan Jugend“ befasst sich dabei mit 
Themen wie Partizipation, Chancengleichheit, Prävention gegen gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit sowie Bildung für nachhaltige Entwicklung. Ferner sollen neue 
Zielgruppen, insbesondere auch benachteiligte Kinder und Jugendliche, zukünftig von 
der Kinder- und Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit besser erreicht werden. Aber 
auch die Stärkung der Kooperation zwischen der Kinder- und Jugendarbeit und Schule 
sowie den Bildungsnetzwerken oder die Schaffung neuer und verlässlicher Förder-
strukturen sind weitere Bestandteile des „Zukunftsplan Jugend“. Zur Umsetzung des 
„Zukunftsplan Jugend“ stehen in den Jahren 2013 bis 2016 insgesamt 10 Mio. Euro 
zur Verfügung.

Übergang von der Schule in den Beruf
Insbesondere Menschen ohne beruflichen Bildungsabschluss sind armutsgefährdet 
(vgl. Analyseteil, Kapitel V.2). Deshalb trägt ein qualifizierter Berufsabschluss wesent-
lich dazu bei, das Risiko der Arbeitslosigkeit und damit der Verarmung zu verringern. 
Die Neugestaltung des Übergangs von der Schule in den Beruf in Baden-Württemberg 
zielt darauf ab, allen ausbildungswilligen Jugendlichen einen passgenauen und mög-
lichst direkten Zugang zu einer dualen Ausbildung zu ermöglichen, auch Jugendlichen 
mit Förderbedarf oder Jugendlichen, die zwar ausbildungsreif sind, sich jedoch mehr-
fach vergeblich um einen Ausbildungsplatz bemüht haben.
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Im Rahmen der Umsetzung von Handlungsempfehlungen der Enquetekommissi-
on „Fit fürs Leben in der Wissensgesellschaft – Berufliche Schulen, Aus- und 
Weiterbildung“ dienen insbesondere die folgenden in den Jahren 2015 und 2016 ge-
planten Einzelmaßnahmen dazu, junge Menschen beim Übergang von der Schule in 
den Beruf so zu unterstützen, dass sie qualifizierte Berufsabschlüsse erreichen und 
anschließend erfolgreich am Erwerbsleben teilnehmen können:

�� Individuelle Unterstützung in der Berufsschule, um Ausbildungsabbrüche zu ver-
meiden;

�� Ganztagsangebote in den berufsvorbereitenden Bildungsgängen der beruflichen 
Schulen, um durch die ganztägige Förderung die Chancen auf einen erfolgreichen 
Übergang in eine Berufsausbildung zu erhöhen;

�� Weiterentwicklung Übergangsbereich Schule-Beruf, um mehr Jugendlichen auf 
möglichst direktem Weg den Einstieg in eine duale Ausbildung zu ermöglichen;

�� Unterstützung der Inklusion an beruflichen Schulen durch den Aufbau eines son-
derpädagogischen Dienstes;

�� Weiterentwicklung der beruflichen Gymnasien, um mehr Jugendlichen mit einem 
mittleren Bildungsabschluss den Erwerb der allgemeinen Hochschulreife zu er-
möglichen.

Der Erwerb eines beruflichen Bildungsabschlusses ist für junge Menschen ein ent-
scheidender Faktor, um sie vor Arbeitslosigkeit und damit vor Armut zu schützen, 
denn „je höher ihre schulische und berufliche Qualifikation war, desto seltener wa-
ren Menschen 2012 in Baden-Württemberg armutsgefährdet“ (vgl. Teil A, Kapitel 
V.2). Die Armutsgefährdungsquote ist zum einen gerade bei jungen Menschen in 
der Phase des Berufseinstiegs bzw. der beruflichen Etablierung auffällig hoch, zum 
anderen bei Erwerbstätigen mit Migrationsgrund, die in Baden-Württemberg mehr 
als doppelt so häufig von Armut bedroht sind wie Erwerbstätige ohne Migrationshin-
tergrund (vgl. Teil A, Kapitel V.3). Auch besteht im Land ein starker Zusammenhang 
zwischen sozialer Herkunft und dem Erwerb des Abiturs (vgl. Teil A, Kapitel IV.6). 
Die beruflichen Schulen leisten bereits jetzt einen entscheidenden Beitrag, um jun-
gen Menschen einen erfolgreichen und nachhaltigen Übergang in die Berufs- und 
Arbeitswelt zu ermöglichen und sich dabei bestmöglich zu qualifizieren, einschließ-
lich der Möglichkeit zum Erwerb höherer allgemein bildender Schulabschlüsse und 
Hochschulzugangsberechtigungen bis hin zum Abitur. Diese Angebote der berufli-
chen Schulen werden angesichts zunehmender Heterogenität der Schülerinnen und 
Schüler und weiter ansteigender Zuwanderungen junger Menschen in den kommen-
den Jahren noch wichtiger und sind den sich ändernden Rahmenbedingungen und 
Bedarfen sukzessiv anzupassen.

Hinzuweisen ist auch auf die Maßnahmen des Ausbildungsbündnisses Ba-
den-Württemberg, um mehr Jugendlichen, insbesondere denjenigen mit Förderbe-
darf, den Übergang von der Schule in eine Berufsausbildung zu ermöglichen. Das Aus-
bildungsbündnis setzt sich dafür ein, dass mehr Jugendlichen ein möglichst direkter 
Einstieg in eine duale Ausbildung gelingt. Das von allen Partnern im Ausbildungsbünd-
nis gemeinsam entwickelten Eckpunktepapier zur Neugestaltung des Übergangs von 
der Schule in den Beruf wird in Modellregionen umgesetzt. Kernpunkte sind:
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�� eine systematische, in den Unterrichtsalltag integrierte Berufsorientierung an 
allen allgemein bildenden Schulen als wesentlicher Bestandteil der individuellen 
Förderung.

�� ein regionales Übergangsmanagement zur regionalen Projektsteuerung, damit 
Akteure und Maßnahmen vor Ort besser vernetzt und aufeinander abgestimmt 
werden.

�� für Jugendliche mit Förderbedarf ein neuer Bildungsgang zur dualen Ausbildungs-
vorbereitung (AVdual) als Schulversuch an den beruflichen Schulen. Dabei sollen 
die Jugendlichen in der Regel zwei Tage pro Woche betriebliche Praxiserfahrun-
gen sammeln. Die pädagogischen Eckpunkte umfassen u.a. eine individuelle För-
derplanung, rhythmisierte Ganztagesförderung, Praktika und einen hohen Anteil 
an selbstorganisierten Lernphasen.

�� für Jugendliche ohne Förderbedarf, die trotz nachweislicher Bemühungen keinen 
Ausbildungsplatz gefunden haben („Marktbenachteiligte“), ein neuer Bildungs-
gang zur dualen Berufsqualifikation (BQdual) als Schulversuch an den beruflichen 
Schulen. BQdual wird erstmals ab dem Schuljahr 2015/16 in einer der Modellregi-
onen angeboten werden. 

Im Juli 2015 wurde das Ausbildungsbündnis für weitere vier Jahre bis 2018 unterzeich-
net. Eines der darin vereinbarten Ziele ist die sukzessive Ausdehnung des Modell-
projekts zur Neugestaltung des Übergangs von der Schule in den Beruf, so dass bis 
2018 bereits die Hälfte aller Stadt- und Landkreise in Baden-Württemberg einbezogen 
sein sollen.

Themenbereich Erwerbsbeteiligung und Erwerbslosigkeit der 
Eltern

Zentral zur Vermeidung und Bekämpfung von Kinderarmut sind Maßnahmen zur Ver-
besserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie bzw. Beruf und Pflege fördert die aktive Teilnahme von Frauen am Ar-
beitsmarkt. Dadurch wird eine eigenständige monetäre Versorgung, vor allem aber 
auch der Aufbau einer eigenen, armutssicheren Altersvorsorge erst möglich. Lange 
„Auszeiten“, d.h. eine Reduzierung der Arbeitszeit für gewerbliche Arbeit auf null, kön-
nen vermieden werden. Mit vollzeitnahen Tätigkeiten kann Armutsgefährdung sowohl 
während der Erwerbsbiographie als auch im Alter vermieden werden.

Verschiedene Ressorts fördern die Vereinbarkeit von Beruf und Familie bzw. von 
Beruf und Pflege mit eigenen Programmen. Im Bereich des Sozialministeriums ist 
damit das Kompetenzzentrum Arbeit • Diversität beim Statistischen Landesamt 
Baden-Württemberg betraut, das zahlreiche Veranstaltungen, Seminare und Bera-
tungen im Auftrag des Sozialministeriums und durch dessen entsprechende Finan-
zierung durchführt.

Zahlreiche Ressorts haben sich dem Audit „berufundfamilie“ der Hertie-Stiftung 
unterzogen, das Gewähr dafür bietet, dass die Vereinbarkeit auch in den obersten Lan-
desbehörden selbst Priorität genießt.
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Mit den ESF-geförderten Projekten „familyNET“ und „cum tempore“ werden im 
Zeitraum 01.01.2015 bis 31.12.2017 kleine und mittlere Unternehmen (KMU) bei der 
Entwicklung und Einführung einer familienbewussten und lebensphasenorientier-
ten Personalpolitik unterstützt. Im Mittelpunkt stehen dabei Fragen zu Arbeitszeit, 
zur Arbeitsorganisation, zur Organisation von Kinderbetreuung bzw. zur Vereinbar-
keit von Beruf und Pflege. Regionale Arbeitskreise, Veranstaltungen, Workshops, 
Seminare und Netzwerke mit Unternehmen, Kommunen und anderen Institutionen 
ermöglichen einen Erfahrungsaustausch, organisieren Verbünde und nutzen Syner-
gien. Das Projekt „familyNet“ wird von BBQ Südwestmetall umgesetzt. Das Projekt 
„cum tempore“ führt das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württem-
berg e.V. durch.

Die nachhaltige Verbesserung der Lebenssituation von Bedarfsgemeinschaften 
mit Kindern durch die Förderung der Beschäftigungsfähigkeit und der Teilha-
bechancen von Eltern, die aufgrund von Vermittlungshemmnissen wie geringer be-
ruflicher Qualifikation, mangelnden deutschen Sprachkenntnissen oder schwierigen 
Lebensbedingungen besonders von Armut und Ausgrenzung bedroht sind, durch eine 
bessere Verknüpfung von Leistungen des SGB II und SGB VIII wird bereits in Modell-
projekten wie TANDEM erprobt. Derzeit ist geplant, TANDEM im regionalen Arbeits-
kreis Göppingen nochmals als ESF-Projekt durchzuführen, um mit Unterstützung des 
ISS-Frankfurt a.M. methodische Standards und Präventionsketten zu erarbeiten und 
umzusetzen. Die Genossenschaft Phönix strebt die Beantragung der Überführung von 
Tandem in ein landesweites Modellprojekt an. Das Sozialministerium wird das Projekt 
im Rahmen des Landesprogramms „Gute und sichere Arbeit“ bis 2016 unterstützen.

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und damit die Möglichkeit der Erwerbstätigkeit 
von Eltern werden auch durch den Ausbau der Ganztagsschule unterstützt. Ziel der 
Landesregierung ist es, jedem Kind die Möglichkeit zu geben, bei Bedarf eine Ganz-
tagsschule zu besuchen (vgl. ausführlich oben: Themenbereich Bildungsbeteiligung 
der Kinder und Jugendlichen – Bildungsgerechtigkeit).

Themenbereich Alleinerziehende

Die Landesregierung wird die Förderung von Teilzeitausbildung für alleinerziehen-
de Frauen und Männer sowie Pflegende ohne abgeschlossene oder verwertba-
re Ausbildung im Rahmen des ESF in der Förderperiode 2014 – 2020 fortführen. Zur 
Verbesserung der Übergangs- und Ausbildungssituation von jungen Menschen mit be-
sonderem Förderbedarf werden mit ESF-Mitteln auch innovative Ausbildungsmodelle 
wie die Teilzeitausbildung gefördert.

Den besonderen Belastungen von Alleinerziehenden muss angemessen Rechnung 
getragen werden. Aus diesem Grund unterstützt die Landesregierung eine spürbare 
Entlastung von Alleinerziehenden im Steuerrecht. Mit dem Gesetz zur Anhebung des 
Grundfreibetrags, des Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und des Kinderzuschus-
ses wurde der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende rückwirkend ab 01.01.2015 um 
600 Euro auf 1 908 Euro sowie um jeweils 240 Euro für jedes weitere Kind angehoben. 
Der Grund liegt in der hohen Armutsgefährdung dieser Gruppe, wie er im Analyseteil 
des Armuts- und Reichtumsberichts zum Ausdruck kommt. Zudem ist zu berücksichti-
gen, dass Alleinerziehende von der gleichzeitigen Erhöhung des Kinderzuschlags und 
des Kindergeldes in vielen Fällen nicht in gleichem Maße profitieren wie andere Fa-
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milien: Der Kinderzuschlag erreicht Alleinerziehende häufig nicht, da Kindesunterhalt 
und Unterhaltsvorschuss auf diese Leistung angerechnet werden. Alleinerziehende, 
deren Kinder Unterhaltsvorschuss beziehen, profitieren auch nicht von der Erhöhung 
des Kindergeldes, da dieses in vollem Umfang auf den Unterhaltsvorschuss angerech-
net wird. Diese Anrechnung zehrt die finanziellen Vorteile, die sich aus der Erhöhung 
des am Kinderfreibetrag orientierten Unterhaltsvorschusses ergeben, zum Teil wieder 
auf. Hinzu kommt, dass erwerbstätige Alleinerziehende in vielen Fällen hohe Kinderbe-
treuungskosten zu tragen haben.

Durch das Gesetz zur Anhebung des Grundfreibetrags, des Kinderfreibetrags, des Kin-
dergeldes und des Kinderzuschlags ist auch eine Erhöhung des Mindestunterhalts für 
Kinder und der Unterhaltsvorschussleistung eingetreten. Die Landesregierung unter-
stützt auch den Gesetzentwurf der Bundesregierung, nach welchem ab 01.01.2016 der 
Mindestunterhalt für Kinder durch Rechtsverordnung durch das Bundesministerium für 
Justiz und Verbraucherschutz festgesetzt werden soll, damit gewährleistet ist, dass 
der Mindestunterhalt, an dem sich auch der Unterhaltsvorschuss orientiert, nicht hin-
ter dem Existenzminimum der Kinder zurückbleibt.

Im Bereich des Unterhaltsvorschusses wirkt die Landesregierung an Überlegungen 
zu einer Reform des Verhältnisses von SGB II und Unterhaltsvorschussgesetz mit. Ziel 
ist es, die Situation für Alleinerziehende zu verbessern. 

Die Landesregierung veranstaltet auch künftig Fortbildungen und Kongresse für die am 
Umgangs- und Sorgerechtsstreit beteiligten Berufsgruppen unter dem Stichwort „El-
ternkonsens – Interdisziplinäre Zusammenarbeit im Familienrechtsstreit“. Knapp 
20 000 Kinder erleben allein in Baden-Württemberg jedes Jahr die Scheidung ihrer El-
tern. Hinzu kommen die Kinder, deren unverheiratete Eltern sich trennen. Ziel ist es, 
in möglichst vielen Fällen eine einvernehmliche und tragfähige Lösung von Sorge- und 
Umgangsrechtsstreitigkeiten zum Wohl der betroffenen Kinder zu erreichen. Durch eine 
intensive interdisziplinäre Zusammenarbeit aller am Umgangs- und Sorgerechtsstreit 
beteiligten Berufsgruppen soll ein Konsens der Eltern im Interesse des Kindeswohls 
erreicht werden. Dies führt in aller Regel auch zu einer größeren Bereitschaft des unter-
haltspflichtigen Elternteils, seinen finanziellen Verpflichtungen nachzukommen.

Themenbereich Gesundheitliche Ungleichheit, Ernährungsverhal-
ten und Sucht bei Kindern und Jugendlichen

Verankerung der Leitperspektive „Prävention und Gesundheitsförderung“ in 
den neuen Bildungsplänen 2016
Prävention und Gesundheitsförderung zielen auf die Förderung von Lebenskompeten-
zen und die Stärkung von persönlichen Schutzfaktoren ab. Kinder und Jugendliche 
sollen dabei unterstützt werden, altersspezifische Entwicklungsaufgaben bewältigen 
zu können. Eine Voraussetzung dafür ist auf Seiten der Erwachsenen eine Haltung, die 
es Kindern und Jugendlichen ermöglicht, sich im täglichen Handeln als selbstwirksam 
zu erleben.

Zentrale Lern- und Handlungsfelder sind:

�� Selbstregulation: Gedanken, Emotionen und Handlungen selbst regulieren;
�� ressourcenorientiert denken und Probleme lösen;
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�� wertschätzend kommunizieren und handeln;
�� lösungsorientiert Konflikte und Stress bewältigen;
�� Kontakte und Beziehungen aufbauen und halten.

Die Selbstregulation spielt für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen in diesen 
Lern- und Handlungsfeldern eine grundlegende Rolle. Problemsituationen sollen kons-
truktiv, kreativ, aber auch kritisch analysiert sowie Entscheidungen auf der Grundlage 
von Werten, Regeln und Normen getroffen und auch auf der Handlungsebene umge-
setzt werden können. Die für eine nachhaltige Wirkung von Präventionsmaßnahmen 
notwendige Grundlage bildet dabei die Grundprävention. Sie hat eine unspezifische 
Ausrichtung und zielt auf die grundlegende Stärkung von Lebenskompetenzen sowie 
allgemein förderlicher Lern- und Lebensbedingungen. Die darauf aufbauende Primär-
prävention hat ergänzend eine themenspezifische Ausrichtung, indem bestimmte The-
menfelder der Prävention in den Mittelpunkt der Förderung gestellt werden. Grund- 
und Primärprävention haben alle Kinder und Jugendlichen einer Lerngruppe im Blick 
und ergänzen sich.

Die Verankerung der Leitperspektive „Prävention und Gesundheitsförderung“ im Bil-
dungsplan wird durch folgende Begriffe konkretisiert:

�� Wahrnehmung und Empfindung,
�� Selbstregulation und Lernen,
�� Bewegung und Entspannung,
�� Körper und Hygiene,
�� Ernährung,
�� Sucht und Abhängigkeit,
�� Mobbing und Gewalt,
�� Sicherheit und Unfallschutz.

Umsetzung des Rahmenkonzeptes stark.stärker.WIR. zur Prävention und Gesund-
heitsförderung an den Schulen in Baden-Württemberg

Schulische Präventionsarbeit mit stark.stärker.WIR. zielt in erster Linie auf die Entwick-
lung personaler und sozialer Kompetenzen bei allen Schülerinnen und Schülern sowie 
auf eine positive Grundhaltung zum Leben (Resilienzförderung). Das Rahmenkonzept 
hilft Schulen, ihre Präventionsarbeit systematisch und nachhaltig anzulegen, im Sinne 
einer umfassenden Präventionsarbeit, die drei Bereiche umfasst: Gesundheitsförde-
rung, Suchtprävention und Gewaltprävention. Bei der Umsetzung werden die Schulen 
von Präventionsbeauftragten der Regierungspräsidien mit Beratung und Fortbildung 
sowie Vernetzung mit außerschulischen Kooperationspartnern unterstützt. 

Auszeichnung ernährungsbewusster Kitas
Weiterhin werden vorbildliche Kindertageseinrichtungen mit dem Zertifikat der Lan-
desinitiative Bewusste Kinderernährung (BeKi) des Ministeriums für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz ausgezeichnet.

Kindergärten können ein Ort praxisnaher Ernährungsbildung für alle Sinne sein. Dort 
wird genussvolles und gesundes Essverhalten im Alltag gelebt. Kitas sind von beson-
derer Bedeutung für die Gewöhnung an einen gesunden Lebensstil. Gewohnheiten 
werden schon früh im Leben geprägt. Durch den Ansatz der Verhältnisprävention wer-
den Kinder aller sozialen Gruppen niederschwellig erreicht. Es wird ein erleichterter Zu-



Erster Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Württemberg

Maßnahmen und Handlungsempfehlungen der Landesregierung

861

gang zu gesunden Nahrungsangeboten geschaffen und das Essverhalten wird positiv 
beeinflusst. Die Zertifizierung ist durch ihren Ansatz der Organisationsentwicklung und 
Beteiligung aller Betroffenen (Träger, Erziehungsfachkräfte, Eltern, Kinder) besonders 
nachhaltig wirksam.

Durchführung des EU-Schulobst- und -gemüseprogramms
Kinder in teilnehmenden Schulen und Kitas bekommen mindestens zweimal im Monat 
Obst und Gemüse frisch vom regionalen Lieferanten, in den meisten Fällen sogar deut-
lich häufiger. Die Obst- und Gemüselieferung wird seit August 2015 zu 75 % (vorher 
zu 50 %) bezuschusst. Ein erleichterter Zugang zu gesunden Nahrungsangeboten ist 
ein wesentlicher Bestandteil der Verhältnisprävention. Auf diese Weise werden Kinder 
aller sozialen Gruppen niederschwellig erreicht. Gerade Kinder mit ansonsten unausge-
wogener Ernährung können von einer ergänzenden Versorgung mit Obst und Gemüse 
in Kita oder Schule profitieren.

Be Smart – Don’t Start
Im Rauchverhalten Jugendlicher zeigen sich deutliche soziale bzw. Bildungsunterschie-
de. Bei Haupt- (16,7 %) und Realschülerinnen und -schülern (10,9 %) finden sich deutlich 
mehr Raucherinnen und Raucher als bei Gymnasiastinnen und Gymnasiasten (6,9 %).

Be Smart – Don’t Start ist ein bundesweiter Nichtraucherwettbewerb für Schulklassen 
der Stufen 6 – 8 aller Schularten. Auch für niedrige und höhere Klassenstufen steht der 
Wettbewerb offen. Teilnehmen kann jede Klasse, in der 90 % der Schülerinnen und 
Schüler bereit sind, im Wettbewerbszeitraum nicht zu rauchen. Unter den Schulklas-
sen, die tatsächlich ein halbes Jahr rauchfrei bleiben, werden Geld- und Sachpreise 
verlost, der Hauptpreis ist eine Klassenreise.

Zusätzlich schreibt das Land auch in diesem Jahr wieder den „Be Smart – Don’t Start- 
Kreativwettbewerb“ für alle teilnehmenden Schulklassen aus.

Alkoholmissbrauchsprävention
Weitere Maßnahme ist ein Programm zur Förderung kommunaler Projekte zur Alko-
holmissbrauchsprävention, bestehend aus zwei Säulen, die in den Jahren 2015 und 
2016 mit einem Gesamtfördervolumen von 1 Mio. Euro gefördert werden. In Säule I 
werden konkrete Projekte und Maßnahmen der Jugend- und Suchthilfe gefördert, die 
riskantem Alkoholkonsum von jungen Menschen im öffentlichen Raum vorbeugen und 
alternative Freizeitaktivitäten von Jugendlichen und jungen Erwachsenen auf Straßen 
und öffentlichen Plätzen fördern (Baustein 1). Durch die aufsuchende Arbeit im Rah-
men von Projekten dieses Bausteins können insbesondere auch sozial benachteiligte 
Jugendliche gut erreicht werden. Ein weiterer Bestandteil der Säule I ist die Qualifizie-
rung und Prozessbegleitung der Projektverantwortlichen (Baustein 2). 

Im Rahmen der neuen Säule II „STARTHILFE“ werden Kommunen dabei unterstützt, 
die nachhaltigen und tragfähigen Netzwerke zum Thema Prävention des Alkoholmiss-
brauchs einzurichten und zu führen, die nach dem Ergebnis der Evaluation der ers-
ten Förderperiode Grundvoraussetzung für dauerhafte Erfolge sind (Baustein 3). Im 
Programm werden sowohl verhaltens- wie verhältnispräventive Ansatzpunkte für die 
Prävention riskanten Alkoholkonsums von jungen Menschen im öffentlichen Raum ge-
nutzt. Das Förderprogramm bietet eine gute Grundlage für eine erfolgreiche Präventi-
onsarbeit in den Kommunen, mit der auch Jugendliche in sozial schwierigen Lebensla-
gen erreicht werden können. 
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Prävention der Glücksspielsucht
Bei einer Glücksspielsucht besteht ein besonders hohes Risiko der Verarmung, dabei 
sind Partnerinnen und Partner, vor allem aber auch Kinder in besonderem Maße mit-
betroffen. Deutlich erhöhte Prävalenzen finden sich bei Männern, jüngeren Personen, 
Personen mit niedrigem Bildungsstatus, Personen mit Migrationshintergrund oder  
-erfahrung sowie Arbeitslosen. 

Zur Prävention der Glücksspielsucht werden ab Herbst 2015 allen 44 Stadt- und Land-
kreisen umfassende Materialien zum Einsatz in allen Schularten, aber z.B. auch in 
Jugendhäusern, zur Verfügung gestellt. Diese Materialien werden in Workshops ein-
gesetzt und richten sich an junge Menschen ab 16 Jahren. Kernstück ist ein Stationen-
parcours, in dem sich die jungen Menschen interaktiv mit dem Glücksspiel auseinan-
dersetzen.

Themenbereich Freizeit und Teilhabe

Landesfamilienpass
Einen Landesfamilienpass können Familien erhalten, die im Haushalt zusammen mit 
mindestens drei kindergeldberechtigenden Kindern leben (auch Pflege- oder Adoptiv-
kinder), allein Erziehende, die mit mindestens einem kindergeldberechtigenden Kind in 
häuslicher Gemeinschaft leben, Familien mit einem schwer behinderten Kind, Familien 
mit mindestens einem Kind im Haushalt, wenn sie Hartz-IV-Leistungen oder den Kinder-
zuschlag beziehen, sowie Familien, die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz (AsylbLG) erhalten. Durch die kostenlosen Angebote wird es gerade den Kindern 
von armutsgefährdeten Familien ermöglicht, spannende Freizeit- und Bildungsmöglich-
keiten zu nutzen. So sollen allen Kindern dieselben Chancen geboten werden. Die Ange-
bote des Landesfamilienpasses sollen fortgeführt und erweitert werden.

Mobile Jugendarbeit
Die Mobile Jugendarbeit unterstützt besonders benachteiligte und gefährdete Ju-
gendliche und junge Erwachsene in sozialen Brennpunkten, die von herkömmlichen 
Angeboten der Jugendhilfe nicht mehr erreicht werden. Mit den niederschwelligen 
Angeboten der Mobilen Jugendarbeit besteht die Möglichkeit, ein Abgleiten zu verhin-
dern. Diese besondere Form der aufsuchenden Sozialarbeit („Streetworker“) ermög-
licht einen adäquaten Zugang zu Jugendlichen mit sozialstrukturellen Belastungen. Die 
Mobile Jugendarbeit nimmt für die Sozialisation und Integration dieser Zielgruppe eine 
unverzichtbare Aufgabe wahr.

Themenbereich Wege aus der Kinderarmut

Das Sozialministerium unterstützt die in Tübingen im Rahmen des Projekts „Gute 
Chancen für alle Kinder“ und in Singen im Rahmen des „Präventionsnetzwerks gegen 
Kinderarmut“ erprobten Ansätze weiter und empfiehlt den Kommunen diese Ansätze.
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3.	 Förderung von innovativen Vorhaben im Rah-
men des Ideenwettbewerbs für Strategien 
gegen Armut

Nachhaltige Armutsbekämpfung ist ohne die Arbeit auf kommunaler Ebene und die 
Arbeit der sozialpolitischen Akteure wie Kirchen, Gewerkschaften und Wohlfahrtsver-
bänden undenkbar. Kommunen sind das Fundament unseres Landes, sie können am 
besten überblicken, was den von Armut betroffenen Menschen vor Ort weiterhilft. 
Kommunen sind die Lebensorte der Menschen. Auch Wohlfahrtsverbände, Kirchen 
und Gewerkschaften sind Träger von Projekten und Hilfeeinrichtungen, arbeiten vor 
Ort, sind nah an den Menschen und unverzichtbare Partner im Kampf gegen Armut.

Hier wird die Landesregierung durch einen Ideenwettbewerb Anstöße geben, um ge-
planten Projekten durch eine Finanzierung zur Verwirklichung zu verhelfen. Der Ideen-
wettbewerb „Strategien gegen Armut“ soll zur Initiierung nachhaltiger Projekte zur 
Armutsprävention und Armutsüberwindung und zur Verbesserung von Teilhabechan-
cen beitragen. Es kann sich dabei um kommunale wie bürgerschaftliche Strategien 
gegen Armut handeln. 

Hierzu wird die Landesregierung die Summe von insgesamt 350 000 Euro zur Ver-
fügung stellen. Antragsberechtigt sind Gemeinden, Städte und Landkreise des Lan-
des Baden-Württemberg sowie Sozialverbände, Wohlfahrtsverbände und andere 
Organisationen der Zivilgesellschaft. Eine positive Stellungnahme der jeweiligen 
Standortkommune ist erforderlich. Die besten Ideen und Modelle sollen dann als 
“Best-Practice-Beispiele“ veröffentlicht werden.

4.	 Bevölkerung mit Migrationshintergrund

Die wissenschaftliche Analyse hat ergeben, dass für die Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund strukturell ähnliche Armutsrisiken wie für die Bevölkerung ohne Migrati-
onshintergrund bestehen, allerdings auf deutlich höherem Niveau. Etwa jede vierte 
Person mit Migrationshintergrund (24,1 %) war 2012 von Armut bedroht, während bei 
den Personen ohne Migrationshintergrund der Anteil mit 11,2 % nicht einmal halb so 
hoch war. Betroffen sind davon auch Kinder und Jugendliche. Wiesen sie einen Migra-
tionshintergrund auf, waren sie mit 28,6 % fast dreimal häufiger armutsgefährdet als 
jene ohne Migrationshintergrund (10,9 %). 

Es sind daher Maßnahmen notwendig, die zur Verwirklichung gleichberechtigter Teil-
habemöglichkeiten beitragen und so die erhöhte Armutsgefährdung bei Menschen 
mit Migrationshintergrund mindern können. Eine besondere Rolle nimmt dabei eine 
erfolgreiche Integration in das Ausbildungssystem und den Arbeitsmarkt ein. Sie ist 
eine wesentliche Voraussetzung für eine insgesamt erfolgreiche Integration in die Ge-
sellschaft. Sie dient einerseits der Sicherung des Lebensunterhalts und damit einem 
Leben ohne Armut. Andererseits fördert sie die Akzeptanz in der Gesellschaft und das 
Zugehörigkeitsgefühl. Ein gleichberechtigter Zugang von Menschen mit Migrationshin-
tergrund zu Ausbildung und Beschäftigung ist zudem die Voraussetzung für Teilhabe 
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an vielen anderen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens, etwa am kulturellen und 
sozialen Leben. Eine mangelnde Integration in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
kann hingegen zu sozialer Ausgrenzung und Isolation führen. Gut ausgebildete Migran-
tinnen und Migranten gehen z.B. häufig einer Beschäftigung nach, die unter ihren Qua-
lifikationen liegt. Dadurch bleiben Potenziale ungenutzt. 

Laut wissenschaftlicher Analyse waren sowohl Erwerbstätige als auch Erwerbslose mit 
Migrationshintergrund häufiger von Armut bedroht als diejenigen ohne Migrationshinter-
grund. Während beispielsweise 13,1 % der erwerbstätigen Migrantinnen und Migranten 
armutsgefährdet waren, traf dies auf 6,2 % jener ohne Migrationshintergrund zu. Auch 
sind Migrantinnen und Migranten häufiger auf Unterhalt durch Angehörige sowie auf 
staatliche Unterstützungsleistungen angewiesen als Nicht-Migrantinnen und -Migranten. 

Das Gesetz über die Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen in 
Baden-Württemberg trägt dazu bei, diesen Umständen entgegenzuwirken. Das 
am 11.01.2014 in Kraft getretene Gesetz hat einen Rechtsanspruch auf Prüfung der 
Gleichwertigkeit von ausländischen Berufsqualifikationen für alle 260 Landesberufe 
verankert, und zwar unabhängig von der Staatsangehörigkeit der Antragstellerinnen 
und Antragsteller sowie vom Land, in dem die Qualifikation erworben wurde. Um An-
tragstellerinnen und Antragsteller zu unterstützen, wurde auch ein Beratungsanspruch 
geschaffen. Hierzu wurde ein landesweites Beratungsnetzwerk mit vom Land und 
dem IQ Netzwerk geförderten Erstanlaufstellen und Kompetenzzentren aufgebaut.

Auch anonymisierte Bewerbungen können dazu beitragen, den Zugang zum Arbeits-
markt zu erleichtern. Studien belegen, dass Bewerberinnen und Bewerber mit aus-
ländisch klingendem Namen auch bei guten Qualifikationen in Bewerbungsverfahren 
oftmals benachteiligt und seltener zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen werden. 
Das Ministerium für Integration hat deswegen das Modellprojekt „Anonymisier-
te Bewerbungsverfahren“ initiiert und unter Beteiligung des Sozialministeriums die 
Umsetzbarkeit des Verfahrens in Baden-Württemberg getestet. Elf Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber nahmen für ein Jahr freiwillig teil. Im Ergebnis hat das Projekt ge-
zeigt, dass ein standardisiertes anonymisiertes Bewerbungsverfahren eine moderne 
und effiziente Möglichkeit ist, um Transparenz, Objektivität und Chancengleichheit bei 
der Personalauswahl zu steigern. Das Ministerium für Integration und auch weitere 
oberste Landesbehörden und Großstädte wollen deshalb anonymisierte Bewerbungs-
verfahren weiterhin bei der Personalauswahl nutzen.

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit der Landesregierung ist der Bereich der berufli-
chen Bildung. Eine Studie des Bundesinstituts für Berufsbildung belegt, dass Jugend-
liche mit Migrationshintergrund deutlich seltener eine betriebliche Ausbildung anstre-
ben und ihnen der Übergang wesentlich schlechter gelingt als jungen Menschen ohne 
Migrationshintergrund. Ziel der Informationskampagne für Eltern und Jugendliche 
mit türkischem Migrationshintergrund zum Thema berufliche Ausbildung ist es 
daher, mehr Jugendliche mit Migrationshintergrund für eine berufliche Ausbildung zu 
motivieren. Die Kampagne setzt sowohl bei den Jugendlichen als auch bei den Eltern an.

Ziel der ESF-Projektlinie „Der Weg zum Erfolg: Berufliche Bildung – mehr Men-
schen mit Migrationshintergrund in berufliche Aus- und Weiterbildung“ (ge-
plante Projektlaufzeit bis 30.04.2018) ist zum einen, mehr Jugendliche mit Migrati-
onshintergrund für eine berufliche Ausbildung zu motivieren und zu einem beruflichen 
Ausbildungsabschluss zu führen. Da Eltern einen sehr großen Einfluss auf die Berufs-
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wahl ihrer Kinder haben, wird als Förderansatz die aufsuchende Elternarbeit gewählt. 
Zum anderen ist es Ziel, die Eltern und das familiäre Umfeld für eine eigene berufliche 
Weiterbildung zu sensibilisieren.

Weil Integration ganz maßgeblich in lokalen Zusammenhängen stattfindet, nehmen die 
Gemeinden und Landkreise eine wichtige Rolle ein, wenn es darum geht, der wach-
senden Vielfalt der Gesellschaft gerecht zu werden. Viele baden-württembergische 
Kommunen leisten bereits einen wichtigen Beitrag zur gesellschaftlichen Teilhabe von 
Menschen mit Migrationshintergrund. Ebenso profitiert Baden-Württemberg von einer 
Vielzahl von Integrationsmaßnahmen freier Träger und Ehrenamtlicher.

Nachhaltiger und effektiver wird dieses Engagement, wenn die Aktivitäten nicht 
unkoordiniert parallel stattfinden. Deshalb gehört es zu den Aufgaben des Landes, die 
Bildung von Strukturen zu fördern, die die Einzelmaßnahmen koordinieren und steuern 
können. Ein Instrument dafür ist unter anderem das Förderprogramm des Ministe-
riums für Integration auf Grundlage der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für 
Integration über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der gesellschaftli-
chen Teilhabe und Integration (VwV-Integration) vom 12.08.2013 (GABl. S. 397), in 
dessen Mittelpunkt der Aufbau nachhaltiger kommunaler Strukturen und die Stärkung 
der kommunalen Steuerungsfunktion stehen. Aufgrund ihres Überblicks über das In-
tegrationsgeschehen vor Ort sind insbesondere Integrationsbeauftragte in der Lage, 
die Akteure der Integrationsarbeit zu vernetzen und zu koordinieren sowie die kommu-
nalen Angebote zu steuern. Dadurch können Angebote passgenauer gestaltet und die 
gesamte Integrationsarbeit effektiver werden. Aufgrund der momentan hohen Flücht-
lingszahlen wurde die VwV-Integration für die aktuelle Förderrunde 2016 auch für An-
träge geöffnet, die die Einrichtung von Flüchtlingsbeauftragten oder die Aufstockung 
der Stellen von Integrationsbeauftragten zu diesem Zweck zum Ziel haben. Die An-
sprechstelle soll Anlauf-, Beratungs- und Koordinierungsstelle für alle Flüchtlingsange-
legenheiten sein, die Tätigkeit der vielen Ehrenamtlichen koordinieren sowie die Arbeit 
bündeln und mitsteuern. Auch die Kombination von Integrations- und Flüchtlingsarbeit 
ist möglich. Ein weiterer Schwerpunkt des Förderprogramms liegt auf der stärkeren 
Beteiligung der Eltern am Bildungsweg ihrer Kinder, die für deren Bildungserfolg von 
zentraler Bedeutung ist. Ein erfolgreicher Bildungsweg wirkt sich wiederum positiv auf 
die Integration in das Erwerbsleben und somit auf das Armutsrisiko aus.

Darüber hinaus fördert das Ministerium für Integration seit 2013 die Arbeit von Infor-
mations- und Anlaufstellen für Zuwanderer aus Südosteuropa in Mannheim. 
Diese Menschen sind in besonderer Weise von Armut betroffen. Die Förderung 
umfasst die aufsuchende Arbeit in den besonders betroffenen Quartieren Neck-
arstadt-West und Innenstadt/Westliche Unterstadt sowie die sozialintegrative Arbeit 
in Mannheim-Jungbusch. Die Informations- und Anlaufstellen fungieren als „Weg-
weiser“ in bestehende Beratungsangebote, unterstützen Betroffene bei der Suche 
nach Ansprechpersonen und begleiten sie bei Bedarf zu Beratungsstellen. Die Be-
ratungsschwerpunkte liegen insbesondere auf den Bereichen Arbeit (z.B. Gewerbe, 
Ansprüche auf Leistungen, Bewerbungen), Wohnen (z.B. Mietwucher, problemati-
sche Wohnungen, Obdachlosigkeit), Bildung (z.B. Anerkennung von Abschlüssen, 
berufliche Bildung, Deutschkurse) und Gesundheit (z.B. Krankenversicherung, Hilfe 
in Notfällen). Die Informations- und Anlaufstellen leisten Hilfe zur Selbsthilfe und 
tragen damit gleichzeitig zur Bekämpfung von Strukturen der illegalen Beschäftigung 
und Unterbringung der Zuwanderer bei.



Erster Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Württemberg866

Ein weiterer Bereich, der sich auf das Armutsrisiko von Menschen mit Migrationshin-
tergrund positiv auswirken kann, ist die interkulturelle Öffnung der Gesellschaft. 
Diese ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, gleichberechtigte Teilhabe unabhän-
gig von der sozialen und kulturellen Herkunft zu ermöglichen. Sie umfasst einerseits 
die Erhöhung des Anteils von Menschen mit Migrationshintergrund in möglichst vielen 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. Dabei stellt das Ministerium für Integration 
drei Bereiche in den Mittelpunkt: die Landesverwaltung, die kommunale Verwaltung 
sowie Vereine und Verbände. Andererseits wird das Ziel verfolgt, die interkulturelle 
Kompetenz bei den hauptamtlich Beschäftigten und ehrenamtlich Tätigen zu fördern. 
Dabei geht es beispielsweise darum, andere Denk- und Handlungsmuster zu erkennen 
und wertzuschätzen, sich mit Werten der eigenen Kultur auseinanderzusetzen oder 
Offenheit für einen Austausch sowie Sensibilität für nonverbale und verbale Kommu-
nikation zu zeigen.

Die Landesregierung hat u.a. folgende Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung auf 
den Weg gebracht:

�� Werbekampagne für den öffentlichen Dienst in Baden-Württemberg und die 
Wertschätzung von Vielfalt „Vielfalt macht bei uns Karriere – Willkommen im 
öffentlichen Dienst“ in Kooperation mit den kommunalen Landesverbänden, dem 
BBW Beamtenbund Tarifunion und dem DGB-Bezirk Baden-Württemberg.

�� Angebot eintägiger Qualifizierungsmaßnahmen zur Stärkung der interkulturellen 
Kompetenz bei Beschäftigten der Ministerien, Regierungspräsidien und Land-
ratsämter.

�� Entwicklung eines E-Learning-Kurses „Interkulturelle Kompetenzen erwerben“, 
der in Zusammenarbeit mit der Landeszentrale für politische Bildung angeboten 
wird und obligatorisches Element der Einführungsqualifizierung der Führungsaka-
demie Baden-Württemberg ist.

�� Modellprojekt „Karlsruhe – breit gefächert“ beim Polizeipräsidium Karlsruhe, um 
mehr Migrantinnen und Migranten für den Polizeidienst und Erkenntnisse für inter-
kulturelle Öffnungsprozesse in anderen Bereichen der öffentlichen Verwaltung zu 
gewinnen.

�� Beteiligung an der Finanzierung eintägiger Qualifizierungsmaßnahmen zur Stär-
kung der interkulturellen Kompetenz bei Beschäftigten in den Kommunalverwal-
tungen. Das Schulungsprogramm wird in Kooperation mit dem Volkshochschul-
verband Baden-Württemberg e.V. umgesetzt, zum Teil kofinanziert mit Mitteln aus 
dem Europäischen Integrationsfonds.

�� Projekte zur Förderung der interkulturellen Öffnung mit dem Landessportverband 
und dem DRK-Landesverband Baden-Württemberg.

Die interkulturelle Öffnung der Gesellschaft umfasst auch eine stärkere Teilhabe von 
Migrantenorganisationen. Migrantenorganisationen zählen zu den wichtigen Akteu-
ren der baden-württembergischen Zivilgesellschaft und sind ernst zu nehmende 
Partner von Kommunen und Landkreisen. Sie bündeln die Interessen, Bedürfnisse 
und Ressourcen ihrer Mitglieder und wirken in zahlreichen Themenfeldern. Teilhabe, 
Bildung, Elternarbeit, Kunst und Kultur, Medienerziehung, Gewalt- und Drogenprä-
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vention sowie Antidiskriminierung sind nur einige der Bereiche, in denen Migran-
tenorganisationen zunehmend aktiv sind. Doch nur wenige dieser Organisationen 
verfügen über Kompetenzen und Erfahrungen, die für eine gleichberechtigte Teilha-
be erforderlich sind. Oft fehlen Informationen über Vereinsrecht und Finanzierungs-
möglichkeiten ebenso wie Erfahrungen im Projektmanagement. Das Ministerium für 
Integration hat deshalb 2014 in Zusammenarbeit mit dem Forum der Kulturen Stutt-
gart das landesweite Qualifizierungsprogramm „MEMO – Management & Empow-
erment in Migrantenorganisationen“ ins Leben gerufen und verfolgt damit einen 
nachhaltigen Ansatz. Das Projekt bietet Migrantenorganisationen die Möglichkeit, 
sich in allen Bereichen der modernen Vereinsführung und des Projektmanagements 
zu qualifizieren, ihre bisherigen Kenntnisse und Erfahrungen zu vertiefen und sie wei-
ter auszubauen. Im Rahmen von Qualifizierungsmodulen unterstützt MEMO Vereine 
in der Kooperation mit anderen Akteuren im Gemeinwesen und bei der Wahrneh-
mung von Förderprogrammen. Zudem qualifiziert MEMO Migrantinnen und Migran-
ten für die Vereinsberatung. Eine erfolgreiche Teilnahme von Einzelpersonen und 
Vereinen wird entsprechend zertifiziert.

Auch die Einbürgerungserleichterungen des Ministeriums für Integration können 
dazu beitragen, die Armutsgefährdung von Migrantinnen und Migranten zu senken. 
Die wissenschaftliche Analyse hat gezeigt, dass zwischen Personen mit und ohne 
deutscher Staatsangehörigkeit deutliche Unterschiede bezüglich ihrer Armutsgefähr-
dung bestehen: Während Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit zu 29,2 % 
armutsgefährdet waren, traf dies auf 12,7 % Personen mit deutschem Pass zu. 
Außerdem erreichen Migrantinnen und Migranten mit deutschem Pass höhere Bil-
dungsabschlüsse und sind erfolgreicher auf dem Arbeitsmarkt. Das Einkommens-
niveau und der wirtschaftliche Status steigen, was sich wiederum positiv auf das 
Armutsrisiko auswirkt.

Von den in Baden-Württemberg lebenden Zuwanderergruppen benötigen aktuell 
Flüchtlinge besondere Hilfestellung. Baden-Württemberg hatte bereits 2014 mit rund 
26 000 Asylbewerberinnen und Asylbewerbern den höchsten Jahreszugang seit Mit-
te der neunziger Jahre. Im Jahr 2015 sind mehr als 100 000 Flüchtlinge zu erwarten. 
Flüchtlinge sind oft von prekären Lebensumständen betroffen und auf (finanzielle) Unter-
stützung angewiesen. Das Ministerium für Integration verfolgt eine humanitäre Flücht-
lingspolitik, die auf die Lebenssituation dieser Zuwanderergruppe eingeht. Dabei geht es 
nicht nur darum, ihnen materiell das Existenzminimum, sondern auch den Anschluss an 
die Gesellschaft und somit ein eigenverantwortliches Leben zu ermöglichen.

Dazu trägt auch das am 01.01.2014 in Kraft getretene neue Flüchtlingsaufnahmege-
setz bei, das u.a. folgende Neuerungen vorsieht: 

�� Die vorläufige Unterbringung ist nicht nur in Gemeinschaftsunterkünften, sondern 
auch in Wohnungen möglich.

�� Die zur Verfügung stehende Wohn- und Schlaffläche wird ab 2016 je Person von 
4,5 auf mindestens 7 Quadratmeter erhöht. (Die Erhöhung wurde aufgrund der 
aktuellen Zugangszahlen für zwei Jahre ausgesetzt.)

�� Die Einrichtungen zur vorläufigen Unterbringung sollen sich in bebauten Ortsteilen 
oder unmittelbar im Anschluss befinden. 
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�� Während der vorläufigen Unterbringung werden den Flüchtlingen primär Geld- 
statt Sachleistungen gewährt. 

�� Während der vorläufigen Unterbringung ist sicherzustellen, dass unentgeltlich 
Grundkenntnisse der deutschen Sprache erworben werden können.

Darüber hinaus ist es wichtig, die Integration von Flüchtlingen und Asylbewerbern 
in den Arbeitsmarkt zu fördern. Viele Flüchtlinge haben eine Schulbildung, bringen 
berufliche Qualifikationen mit, weisen ausbaufähige berufliche Fähigkeiten auf oder 
kommen für eine reguläre Ausbildung in Betracht. Sie verfügen jedoch nicht immer 
über die notwendigen Deutschkenntnisse. Zudem werden mitgebrachte Qualifikatio-
nen und Kompetenzen nicht flächendeckend erhoben und bleiben folglich ungenutzt.

Unterstützung bietet hier das Programm „Chancen gestalten – Wege der Integrati-
on in den Arbeitsmarkt öffnen“. Das Förderprogramm ist auf zwei Jahre angelegt. 
Es besteht u.a. aus folgenden Bausteinen:

�� Soweit möglich, werden mitgebrachte berufliche Qualifikationen, schulische Bio-
grafien, Sprachkompetenzen während des Aufenthalts in der jeweiligen Landes-
erstaufnahmestelle erhoben. Ist dies nicht möglich, erfolgt die Erhebung in den 
Stadt- und Landkreisen.

�� Die Stadt- und Landkreise übernehmen die Verantwortung für die Steuerung von 
Netzwerken, in denen Akteure und Maßnahmen aufeinander abgestimmt wer-
den. Partner in den Netzwerken sind u.a. Arbeitsagenturen, Handwerkskammern, 
Flüchtlingssozialarbeit, kommunale Integrationsbeauftragte, Sozialpartner und 
Sprachkursträger.

�� Je nach vorhandenem Niveau wird die Teilnahme an Grund- und Aufbaukursen 
zum Erwerb der deutschen Sprache gefördert. Die Kurse orientieren sich an den 
Standards der vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) durchge-
führten Integrationskurse. Teilnehmende können dank der Landesförderung auch 
direkt in Integrationskurse vermittelt werden. Mit dem Förderprogramm wird auch 
der Zugang zu den sogenannten ESF-BAMF-Kursen, die einen berufsorientierten 
Spracherwerb vorsehen, geöffnet. Ferner kann in geeigneten Fällen auch der 
Erwerb von Sprachkenntnissen des Niveaus B2 und höher gefördert werden.

�� Das Sozialministerium fördert von Oktober 2015 bis September 2017 das Projekt 
„Landesprogramm Arbeitsmarkt und regionale Integration von Asylsuchenden 
und Flüchtlingen – LAurA“ der BBQ Berufliche Bildung gGmbH. An fünf Stand-
orten in Baden-Württemberg werden sozialpädagogisch begleitete betriebliche 
Praktika durchgeführt. 

Zielgruppe sind Asylbewerberinnen und Asylbewerber im laufenden Asylverfahren 
mit Aufenthaltsgestattung, Asylberechtigte mit Aufenthaltserlaubnis, Kontingent-
flüchtlinge mit Aufenthaltserlaubnis und Flüchtlinge aus dem Landeskontingent, die 
eine hohe Bleibewahrscheinlichkeit haben.

In kleinen Gruppen erfolgt eine intensive Vorbereitung, Begleitung und Nachberei-
tung der betrieblichen Praktika durch entsprechend qualifizierte Fachkräfte wäh-
rend des zwölfwöchigen Teilnahmezeitraums.
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Zur gesellschaftlichen Teilhabe und Integration von Flüchtlingen sowie Asylbewerbe-
rinnen und Asylbewerbern tragen auch weitere Fördermaßnahmen bei. So verfolgt das 
Programm der Baden-Württemberg Stiftung, der Heidehof Stiftung und des Ministeri-
ums für Integration „Pädagogische Freizeitangebote für Kinder mit Fluchterfah-
rung“ das Ziel, Flüchtlingskinder in ihrer Entwicklung und Integration zu unterstützen. 
Die Kinder werden ermutigt, ihr Umfeld außerhalb der Unterkünfte zu erkunden und 
Freundschaften zu Gleichaltrigen zu schließen. Dazu werden innovative, pädagogisch 
betreute Freizeitangebote gefördert, die den Fokus auf die Weiterentwicklung der Fä-
higkeiten der Kinder legen. Förderfähig sind auch Konzepte, die Kinder ohne Fluchter-
fahrung mit einbeziehen. Von besonderer Bedeutung sind die Zusammenarbeit mit 
den Gemeinschaftsunterkünften oder Vormündern sowie die Einbeziehung der Eltern. 
Das Programm kommt auch unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen zugute, die in 
besonderem Maße schutzbedürftig sind. 

Eine elektronische Gesundheitskarte für Asylsuchende und Flüchtlinge verein-
facht den Zugang zu Gesundheitsleistungen. Das Land Baden-Württemberg hat sich 
beim Bund dafür eingesetzt, die Rechtsgrundlagen für eine bundesweite Einführung 
einer elektronischen Gesundheitskarte zu schaffen. Dies ist durch die Neuregelungen 
der §§ 264 und 291 SGB V im Rahmen des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz er-
folgt. Sobald die erforderlichen Voraussetzungen geschaffen sind, soll in Baden-Würt-
temberg die Gesundheitskarte für Grundleistungsempfänger nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz eingeführt werden.

Im Rahmen des Programms der Baden-Württemberg Stiftung und des Ministeriums 
für Integration „Willkommen in Baden-Württemberg – Engagiert für Flüchtlinge 
und Asylsuchende“ werden Projekte gefördert, die eine Unterstützung von Flücht-
lingen sowie Asylbewerberinnen und Asylbewerbern durch Ehrenamtliche zum Ziel 
haben. Zu diesem Zweck werden Ehrenamtliche u.a. in den Bereichen interkulturelle 
Kommunikation, Sprachförderung und Behördenbegleitung geschult und können an-
schließend eine entsprechende Beratung anbieten. Der Fokus liegt dabei auf den Be-
reichen „Sprache“ sowie „Arbeit und Ausbildung“.

Integration kann nur dann gelingen, wenn Menschen mit Migrationshintergrund unab-
hängig von ihrer ethnischen Herkunft ohne Vorurteile begegnet wird. In einem weltof-
fenen Land wie Baden-Württemberg haben Diskriminierung und Ausgrenzung keinen 
Platz. Soziale Segregation kann sich nachteilig auf die Integration und gesellschaftliche 
Teilhabe auswirken und damit das Armutsrisiko erhöhen. Antidiskriminierungsarbeit 
hat vor allem die Aufgabe, den Grundgedanken der Gleichbehandlung in allen gesell-
schaftlichen Strukturen und Institutionen und dabei auf sämtlichen Ebenen nachhaltig 
zu verankern, eine Antidiskriminierungskultur zu etablieren und echte Chancengleich-
heit herzustellen. Die Arbeit des Ministeriums für Integration beruht dabei auf Präven-
tion und Sensibilisierung, Vernetzung und Beratung.

Dabei legt das Ministerium für Integration einen Schwerpunkt auf die Präventionsar-
beit an Schulen. Schulen sind Orte, in denen Kinder und Jugendliche Toleranz und 
Respekt frühzeitig einüben können. Eine frühzeitige Auseinandersetzung mit anderen 
Kulturen und das gegenseitige Kennenlernen können dazu beitragen, Diskriminierung 
vorzubeugen und Vorurteile abzubauen. Das Ministerium für Integration unterstützt 
deshalb die landesweite Verbreitung von drei Präventionsprojekten an Schulen: „Schu-
le ohne Rassismus – Schule mit Courage“, „Instant Acts gegen Gewalt und Rassis-
mus“ sowie „Schritte gegen Tritte“.
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Außerdem hat das Ministerium für Integration im Juni 2013 eine Vernetzungs- und 
Anlaufstelle gegen gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und Rechtsextre-
mismus bei der Landesarbeitsgemeinschaft Offene Jugendbildung Baden-Württem-
berg e.V. (LAGO) eingerichtet. Die Stelle arbeitet landesweit. Sie hat die Aufgabe, die 
Projektarbeit von Vereinen, Verbänden und Organisationen in Baden-Württemberg zu 
vernetzen, zu beraten und zu unterstützen. Lokale Prozesse werden aktiviert und die 
Bevölkerung sensibilisiert.

Darüber hinaus ist das Ministerium für Integration Anlaufstelle für Personen, die we-
gen ihrer ethnischen Herkunft oder aus rassistischen Gründen benachteiligt werden, 
und bietet eine Ersteinschätzung sowie Informationen zum Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG). Diese Beratung kann jedoch eine persönliche Betreuung vor 
Ort nicht ersetzen. Lokale Angebote sind eher in der Lage, eine intensivere Begleitung 
zu gewährleisten, und können neben einer rechtlichen Aufklärung gegebenenfalls auch 
persönliche Hilfestellung anbieten. Das Ministerium für Integration verfolgt daher das 
Ziel, Antidiskriminierungsnetzwerke vor Ort auf- bzw. auszubauen und damit die 
Beratungsstruktur landesweit zu erweitern. Derzeit werden in Baden-Württemberg 
sechs Antidiskriminierungsnetzwerke gefördert.

Weitere Maßnahmen, die sich konkret auch an Menschen mit Migrationshintergrund 
richten, werden unter „Maßnahmen gegen Kinderarmut“, Themenbereich „Bildungs-
beteiligung der Kinder und Jugendlichen“ und Themenbereich „Erwerbsbeteiligung 
und Erwerbslosigkeit der Eltern“ sowie unter „Wohnen“, Themenbereich „Städteb-
auförderung / Wohnumfeld“ aufgeführt. Darüber hinaus stehen die meisten im Teil C 
dargestellten Maßnahmen auch für Menschen mit Migrationshintergrund offen, so-
dass auch Migrantinnen und Migranten davon profitieren können.

5.	 Schulden, Überschuldung und Verbraucher-
schutz

Die Landesregierung setzt sich im Bundesrat für eine Verbesserung der Bekämpfung 
von Armut durch rechtspolitische Vorhaben ein. 

So hat die Landesregierung im Bundesrat die zum 1. Juli 2014 in Kraft getretene Re-
form des Verbraucherinsolvenzverfahrens unterstützt. Das „Gesetz zur Verkürzung 
des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Stärkung der Gläubigerrechte“ hat das 
Verbraucherinsolvenzverfahren und das Restschuldbefreiungsverfahren an zahlreichen 
Stellen verbessert. Hiervon profitieren die Verbraucherinnen und Verbraucher, ohne 
dass die berechtigten Interessen ihrer Gläubiger vernachlässigt würden. Vor allem ist 
es seither möglich, die Restschuldbefreiung schon nach drei Jahren zu erlangen, wenn 
es innerhalb dieser Zeit gelingt, die Verfahrenskosten und 35 % der Schulden zu be-
zahlen. Neu ist auch, dass private Schuldner mit ihren Gläubigern einen Insolvenzplan 
vereinbaren können, was bisher nur Unternehmen möglich war. Geblieben ist der Zu-
gang zum Verbraucherinsolvenzverfahren auch für mittellose Schuldner. Ihnen werden 
die Kosten des Verfahrens so lange gestundet, bis sie nach Erteilung der Restschuld-
befreiung wieder zahlungsfähig sind.
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Auf Bundesebene werden derzeit weitere für die Armutsbekämpfung wichtige rechts-
politische Instrumente diskutiert. Dies sind insbesondere die Einführung eines Rechts 
auf ein Girokonto, die Reform der Insolvenzanfechtung sowie die Verbesserung des 
Kontopfändungsschutzes. Das Justizministerium setzt sich dafür ein, dass bei diesen 
Vorhaben gerade die Interessen von Verbraucherinnen und Verbrauchern mit geringem 
Einkommen wahrgenommen werden. Mit derselben Zielsetzung engagiert sich das 
Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz insbesondere für die Einfüh-
rung einer gesetzlichen Deckelung der Dispositionskreditzinsen und für eine verbrau-
cherfreundliche Ausgestaltung des Girokontos für jedermann.

Im Einzelnen:

Einführung eines Rechts jeder Verbraucherin und jedes Verbrauchers auf ein 
Girokonto
Nach der in Deutschland noch nicht umgesetzten Richtlinie 2014/92/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über die Vergleichbarkeit von 
Zahlungskontoentgelten, den Wechsel von Zahlungskonten und den Zugang zu Zah-
lungskonten mit grundlegenden Funktionen haben die Mitgliedstaaten sicherzustel-
len, dass jede Verbraucherin und jeder Verbraucher mit rechtmäßigem Aufenthalt in 
der Union das Recht hat, ein Zahlungskonto mit grundlegenden Funktionen bei einem 
Zahlungsdienstleister zu eröffnen und zu nutzen. Für eine angemessene Teilnahme 
am Geschäfts- und Wirtschaftsleben sowie für das Alltagsleben der Menschen des 
21. Jahrhunderts ist die Möglichkeit, den eigenen Zahlungsverkehr über ein Girokon-
to bargeldlos vorzunehmen, für nahezu jedermann von essentieller Bedeutung. Über 
das sogenannte Basiskonto müssen Verbraucherinnen und Verbraucher Lastschriften, 
Überweisungen oder auch Online-Zahlungen abwickeln können. Die Kontoführung soll 
kostenlos sein oder gegen eine „angemessene“ Gebühr angeboten werden. 

Der unter anderem auf Vorschlag von Baden-Württemberg ergangene Beschluss der 
11. Verbraucherschutzministerkonferenz vom 8. Mai 2015 zielt darauf ab, den Bund um 
eine schnelle Einführung des „Girokontos für jedermann“ ohne vollständige Ausschöp-
fung der Umsetzungsfrist zu bitten. Des Weiteren soll der Bund bei der gesetzlichen 
Gestaltung des „Girokontos für jedermann“ sicherstellen, dass für die Kontoführung 
nur angemessene Entgelte, in Anlehnung an sonstige Girokontenentgelte, genommen 
werden dürfen. Die Landesregierung wird die Umsetzung in nationales Recht konst-
ruktiv begleiten. Es gilt, entsprechend der Vorgaben der Richtlinie für Verbraucherin-
nen und Verbraucher möglichst schnell einen Rechtsanspruch auf ein Basiskonto zu 
schaffen. 

Reform des Rechts der Insolvenzanfechtung – Verbesserung des Schutzes 
von Verbraucherinnen und Verbrauchern sowie von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern

Die Landesregierung unterstützt das mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse-
rung der Rechtssicherheit bei Anfechtungen nach der Insolvenzordnung und nach dem 
Anfechtungsgesetz vorgelegte Vorhaben des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz, unter noch festzulegenden Voraussetzungen den Schutz von Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern vor einer Anfechtung ihrer Lohnzahlungen durch 
die Insolvenzverwalterin bzw. den Insolvenzverwalter ihrer Arbeitgeberin bzw. ihres 
Arbeitgebers zu verbessern. Das bisherige Recht erlaubt in bestimmten Fällen den In-
solvenzverwalterinnen bzw. den Insolvenzverwaltern die Anfechtung von Lohnzahlun-
gen noch Jahre nach deren Erhalt. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können 
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durch solche Rückerstattungsansprüche in eine existenzbedrohende Lage geraten, 
weil sie den für die geleistete Arbeit erhaltenen Lohn bereits für die Lebensführung 
verbraucht haben.

Gleichzeitig gibt es auch andere Situationen, in denen eine zu weitgehende Insolven-
zanfechtung ein Armutsrisiko für Verbraucherinnen und Verbraucher darstellt. Bei-
spielsweise können durch zu strenge Anfechtungsregeln Vermieterinnen und Vermie-
ter von Wohnraum von sinnvollen Ratenzahlungsvereinbarungen mit ihren Mieterinnen 
und Mietern abgehalten werden, weil die Vermieterinnen und Vermieter befürchten, 
die bezahlten Raten der Insolvenzverwalterin bzw. dem Insolvenzverwalter bei einer 
späteren Insolvenz der Mieterin oder des Mieters herausgeben zu müssen. Die Lan-
desregierung wird sich im bevorstehenden Gesetzgebungsverfahren für eine sozial-
verträgliche Reform des Insolvenzanfechtungsrechts einsetzen.

Verbesserung des Kontopfändungsschutzes (P-Konto)
Je nach Ausgang der vom Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz in 
Auftrag gegebenen Evaluation des Gesetzes zur Reform des Kontopfändungsschutzes 
vom 7. Juli 2009 wird die Landesregierung ferner eine erneute Reform des Kontopfän-
dungsschutzes hinsichtlich des P-Kontos unterstützen, soweit sich aus der Evaluation 
ein Anpassungs- und Verbesserungsbedarf ergibt.

Besserer Schutz vor den „Kostenfallen Dispositionskredit und Verbraucher-
darlehen“
Die Inanspruchnahme eines Dispositionskredits mit hohen Zinssätzen kann sich in ei-
nem schleichenden Prozess, von der Überbrückung kurzfristiger finanzieller Engpäs-
se über die längerfristige Überziehung des eingeräumten Kreditrahmens bis hin zu 
einer Ver- und Überschuldung von Verbraucherinnen und Verbrauchern, entwickeln. 
Das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz setzt sich deshalb aktiv 
im Rahmen seiner Beteiligung im Bundesrat im Verfahren zur Umsetzung der euro-
päischen Wohnimmobilienkreditrichtlinie in nationales Recht dafür ein, Verbraucherin-
nen und Verbraucher besser vor den „Kostenfallen Dispositionskredit und Verbrau-
cherdarlehen“ zu schützen. Zentrale Forderungen sind in diesem Zusammenhang die 
gesetzliche prozentuale Deckelung der Dispositionskreditzinsen sowie der bei vorzei-
tiger Rückzahlung eines Immobiliar-Verbraucherdarlehens meist entstehenden Vorfäl-
ligkeitsentschädigung. Das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
wird das laufende Gesetzgebungsverfahren im Hinblick auf die geforderten Begren-
zungen aufmerksam verfolgen.

Auch auf Landesebene bereitet die Landesregierung Maßnahmen vor, die die Situation 
armutsgefährdeter Menschen, die von Ver- und Überschuldung betroffen sind, verbes-
sern können.

Regionale Konferenzen „Verbraucher60+“
Um Altersarmut und eine möglicherweise damit korrelierende Überschuldung zu ver-
hindern, sollen speziell auf „Verbraucher 60+“ ausgerichtete regionale Konferenzen 
diese Zielgruppe für Fallstricke im Alltag sensibilisieren, spezielle Informations- und 
Aufklärungsmaßnahmen bieten und ihren Fragen zu ausgewählten Themen in fachli-
cher Hinsicht gerecht werden. „Verbraucher 60+“ stehen als wichtige Zielgruppe mit 
ihren speziellen Bedürfnissen im Fokus der Verbraucherpolitik. Als wachsende Be-
völkerungsgruppe sind sie stark an den Gesamtausgaben für den privaten Konsum 
beteiligt und gleichzeitig häufig bevorzugte Opfer unlauterer Werbemethoden. Das 
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Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz führt deshalb seit dem Jahr 
2009 innerhalb der Initiative „Verbraucher 60+“ regionale Konferenzen zu einem ak-
tuellen Thema durch. Expertinnen und Experten vermitteln vor Ort Wissen und Infor-
mationen aus erster Hand und beantworten Fragen von Verbraucherinnen und Ver-
brauchern. Kooperationspartner sind der Landesseniorenrat Baden-Württemberg e.V., 
die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V., die Kreisseniorenräte und die Ver-
braucher Initiative e.V. Zum Auftakt der Initiative „Verbraucher 60+“ wurde das Thema 
„Individuelle Gesundheitsleistungen (IGEL)“ aufgegriffen, ab 2010 haben Veranstal-
tungen zu einem bewussten und sicheren Umgang mit dem Internet und 2014 zur 
Einsparung von Energie und Kosten, auch im Hinblick auf die „Armutsfalle Energie“, 
stattgefunden. Für Herbst 2015 sind zur Fortführung der Initiative bereits Konferenzen 
zu „Abzocke im Alltag“ geplant.

6.	 Steuerrecht und Steuergerechtigkeit

Die Landesregierung setzt sich für mehr Steuergerechtigkeit ein. Eigentum verpflichtet 
– deshalb müssen starke Schultern mehr tragen. Wer überdurchschnittlich verdient, 
mehr Vermögen besitzt als andere, muss auch mehr zum Wohl der Gesellschaft bei-
tragen. Gerechtigkeit muss auch im Steuerrecht Ausdruck finden. Daher ist es aus 
Sicht der Landesregierung beispielsweise erforderlich, eine steuerliche Gleichbehand-
lung von Kapitaleinkünften mit anderen Einkünften zu erzielen. Dafür muss die Abgel-
tungsteuer abgeschafft werden. Denn diese ist im Kern ungerecht, weil sie Zins- und 
Dividendeneinkünfte aus großen Vermögen geringer besteuert, als die Einkünfte von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Kapitaleinkünfte müssen künftig wieder, wie 
alle anderen Einkünfte auch, dem persönlichen Steuersatz unterliegen und damit ent-
sprechend dem Prinzip der Leistungsfähigkeit stärker zur Finanzierung öffentlicher Auf-
gaben wie Bildung und Infrastruktur in die Verantwortung genommen werden. 

Erwerbseinkommen, das zum Bestreiten des notwendigen Lebensunterhalts notwen-
dig ist, darf nicht besteuert werden. Nach dem 10. Existenzminimumbericht der Bun-
desregierung vom 30.01.2015 bestand beim einkommensteuerlichen Grundfreibetrag 
(2014: 8 354 Euro) in den Veranlagungsjahren 2015 und 2016 Erhöhungsbedarf. Die-
se Einschätzung wurde von der Landesregierung geteilt, weshalb sie die Erhöhungen 
des Grundfreibetrags um 118 Euro auf 8 472 Euro zum 01.01.2015 und um weitere 
180 Euro auf 8 652 Euro ab 01.01.2016 unterstützt hat. Das gleiche gilt auch für die 
Anhebungen des Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und des Kinderzuschlags. 

Auch den besonderen Belastungen von Alleinerziehenden muss angemessen Rechnung 
getragen werden. Aus diesem Grund hat die Landesregierung eine spürbare Entlastung 
von Alleinerziehenden im Steuerrecht unterstützt. Mit dem Gesetz zur Anhebung des 
Grundfreibetrags, des Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und des Kinderzuschusses 
wurde der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende rückwirkend zum 01.01.2015 um 
600 Euro auf 1 908 Euro sowie um jeweils 240 Euro für jedes weitere Kind angehoben. 
Aufgrund der besonderen Stellung von Alleinerziehenden würde die Landesregierung 
weitere begünstigende Regelungen für diesen Personenkreis begrüßen.
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7.	 Altersarmut und Seniorenpolitik

Der KOMPASS Seniorenpolitik der Landesregierung setzt sich u.a. mit dem Thema 
der finanziellen Absicherung im Alter auseinander. Er macht deutlich, wie wichtig es 
ist, bereits in jungen Jahren mit dem Aufbau einer finanziellen Alterssicherung zu be-
ginnen und bei Trennung oder Scheidung auch die künftige finanzielle Absicherung 
im Alter im Blick zu behalten. Zu den seniorenpolitischen Zielen der Landesregierung 
gehören danach:

�� Altersarmut wird rechtzeitig vorgebeugt.

�� Entwicklungen werden beobachtet, um rechtzeitig eingreifen zu können.

�� Jüngere Menschen sind gut über die Risiken für Altersarmut informiert und tref-
fen rechtzeitig die ihnen möglichen Entscheidungen, um vorzubeugen.

Das bezahlbare Wohnen im Alter ist ebenfalls im KOMPASS Seniorenpolitik als ein 
Handlungsfeld zur Verbesserung der Lebensbedingungen älterer, finanziell einge-
schränkter Menschen dargestellt. Ein Wohnungswechsel in eine altersgerechte Woh-
nung kann sich zu einem finanziellen Problem entwickeln, da die Mieten bei Neuver-
mietungen in der Regel höher sind als bei langjährig vermieteten Wohnungen. Dazu 
kommt, dass barrierearme oder barrierefreie Wohnungen ebenfalls teurer sind. Für 
ältere Menschen mit Behinderungen und mit kleinem Einkommen ist die Wohnungs-
suche daher besonders schwierig. Auch ohne Umzug können Energiekosten sowie 
Mietsteigerungen nach Sanierungen für Seniorinnen und Senioren mit kleinem Ein-
kommen zur Belastung werden. Die Preise für Energie sind in den letzten Jahren stark 
angestiegen. Nach derzeitigem Stand ist in den nächsten Jahren mit steigenden Ener-
giekosten sowohl im Bereich der Heiz- als auch der Stromkosten zu rechnen. Aus 
Kostensicht muss Energie daher effizienter genutzt und sparsamer eingesetzt werden. 
Auch der Wechsel des Stromanbieters oder des Stromtarifes kann eine Möglichkeit 
zur Selbsthilfe sein.

8.	 Menschen mit Behinderungen

Zahlreiche konkrete Maßnahmen und Handlungsaufträge zur Verbesserung der Situati-
on von Menschen mit Behinderungen werden im Aktionsplan der Landesregierung 
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Land Baden-Würt-
temberg aufgegriffen und erläutert. Er enthält rund 230 Maßnahmen aus 11 Hand-
lungsbereichen. An dieser Stelle sei auf die Bereiche:

�� Bildung, Fort- und Weiterbildung (Kapitel 3, Seite 49 ff),

�� Gesundheit und interdisziplinäre Frühforderung (Kapitel 4, Seite 87 ff),

�� Arbeit und Beschäftigung (Kapitel 5, Seite 105 ff),

�� Kultur, Freizeit, Sport (Kapitel 8, Seite 171 ff)
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des Landesaktionsplans hingewiesen. Der Aktionsplan ist im Internet abrufbar unter:

http://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/ 
intern/downloads/Downloads_Menschen_mit_Behinderungen/Aktionsplan_
UN-BRK_2015.pdf

Darüber hinaus werden Maßnahmen zur Verbesserung der Situation von Menschen 
mit Behinderungen aktuell im Rahmen der vom Bund geplanten Reform der Eingliede-
rungshilfe nach §§ 53 ff. SGB XII durch ein vom Bund zu erarbeitendes Bundesteilha-
begesetz (BTG) diskutiert. Hier wird sich das Land weiterhin an der Diskussion beteili-
gen und sich für die Belange von Menschen mit Behinderungen einsetzen.

9.	 Lebenslage Gesundheit

Gesundheitsförderung bei Menschen in prekären Lebenslagen und insbesonde-
re bei Kindern ist ein wichtiges Thema, auch im Sinne des Gesundheitsleitbildes 
Baden-Württemberg, in welchem die Relevanz der Verbesserung gesundheitlicher 
Chancengleichheit deutlich gemacht wird. Von Geburt an wird allen Menschen unab-
hängig von sozialem Status, Alter, Herkunft, Behinderung und Geschlecht ein gesund-
heitsförderliches Aufwachsen und Leben ermöglicht (3. Leitsatz und Grundaussagen). 
Als zentrale Voraussetzungen werden im Leitbild genannt, dass Gesundheit als ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe gesehen und in allen Politikbereichen verankert wird, 
alle Akteure ihr Handeln abstimmen und die Menschen vor Ort bei der gesundheits-
förderlichen Gestaltung ihrer Lebenswelten unterstützt werden. Armut ist im weiteren 
Sinn der Mangel an Teilhabe- und Verwirklichungschancen, dieser Lebenslagenansatz 
bezieht die Gesundheit mit ein. Deshalb strebt das Sozialministerium an, in Umsetzung 
des Gesundheitsleitbildes die Lebenswelten gesundheitsförderlich zu gestalten. Dazu 
zählen Familien und häusliche Wohnformen, Bildungs- und Betreuungseinrichtungen 
sowie Kommunen.

Umsetzung des Zukunftsplans Gesundheit
Die Landesregierung verfolgt einen strategischen Ansatz der Gesundheitsförderung 
in den Lebenswelten. Die „gesunde Gemeinde oder Stadt“ steht dabei im Fokus. 
Dies ist auch im Gesundheitsleitbild Baden-Württemberg verankert. Ein Leitsatz im 
Handlungsfeld Gesundheitsförderung und Prävention lautet „Von Geburt an wird allen 
Menschen in Baden-Württemberg ein gesundheitsförderliches Aufwachsen ermög-
licht.“ Eine Maßnahme zur Stärkung von Gesundheitsförderung und Prävention in den 
Lebenswelten (kommunale Gesundheitsförderung) ist die Fortführung der Landesiniti-
ative „Gesund aufwachsen und leben in Baden-Württemberg“ (Landeskoordination). 
Stadt- und Landkreise, die einen Schwerpunkt beim Thema „Gesund aufwachsen“ 
bzw. „Gesund älter werden“ im Rahmen der Kommunalen Gesundheitskonferenz ha-
ben, sowie Städte und Gemeinden, die sich an der Landesinitiative beteiligen, tra-
gen dazu bei, gesundheitliche Chancengleichheit zu ermöglichen. Der Bezug zu den 
Lebenswelten ist zielführend, um gesundheitliche Benachteiligung zu verringern. 
Insbesondere Kinder und Jugendliche, aber auch ältere Menschen können durch nie-
derschwellige Maßnahmen erreicht werden. Wichtig ist die Kooperation mit der Stadt-
planung (insbesondere Programm Soziale Stadt) und der Sozialplanung.

http://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/%0Aintern/downloads/Downloads_Menschen_mit_Behinderungen/Aktionsplan_UN-BRK_2015.pdf
http://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/%0Aintern/downloads/Downloads_Menschen_mit_Behinderungen/Aktionsplan_UN-BRK_2015.pdf
http://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/%0Aintern/downloads/Downloads_Menschen_mit_Behinderungen/Aktionsplan_UN-BRK_2015.pdf
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Im Analyseteil des Armuts- und Reichtumsberichts wird dargelegt, dass Menschen 
mit Behinderungen ein höheres Armutsrisiko haben. Es ist deshalb auch aus diesem 
Grund folgerichtig, dass gemäß Landesaktionsplan zur Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention in den Kommunalen Gesundheitskonferenzen auch Menschen 
mit Behinderungen beteiligt werden sollen, um ihre Bedarfe in Gesundheitsförderung 
und Prävention, medizinischer Versorgung und Pflege gleichberechtigt einbringen zu 
können.

Unterstützt werden die kommunalen Akteure außerdem durch das Zentrum für Bewe-
gungsförderung und die Koordinierungsstelle für gesundheitliche Chancengleichheit 
(u.a. landesweite Vernetzung, Fachtagungen) am Landesgesundheitsamt. Die Koor-
dinierungsstelle „Gesundheitliche Chancengleichheit BW“ ist Teil des bundesweiten 
Kooperationsverbundes „Gesundheitliche Chancengleichheit“, dessen Ziel es ist, die 
Gesundheit von Menschen in schwierigen sozialen Lebenslagen zu stärken. Dazu wur-
den in allen Bundesländern Koordinierungsstellen eingerichtet mit dem Ziel, die Ar-
beit der Akteure in den Bundesländern zu koordinieren. In Baden-Württemberg wird 
seit dem Jahr 2007 das Schwerpunktthema Gesundheitsförderung mit älteren Men-
schen in schwierigen Lebenslagen vertieft, zuletzt mit besonderer Berücksichtigung 
wirkungsvoller Zugangswege in Städten und Gemeinden. Erfahrungen der Kommu-
nalen Gesundheitskonferenzen in Land- und Stadtkreisen fließen bei Workshops und 
Fachtagungen mit ein. Die fachliche Beratung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
einschließlich der Kommunalen Gesundheitskonferenzen erfolgt durch das Landesge-
sundheitsamt.

Stärkung des Betrieblichen Gesundheitsmanagements in Baden-Württemberg
Im Kapitel V.4 des Analyseteils werden zutreffend Wechselwirkungen zwischen so-
zialer und gesundheitlicher Lage beschrieben. Einkommensschwache Gruppen sind 
häufiger von schlechten Arbeitsbedingungen wie körperlicher Schwerarbeit, monoto-
nen Arbeitsabläufen, Nacht- und Schichtarbeit, Arbeitsplatzunsicherheit und Umgang 
mit krankheitserregenden Stoffen betroffen. Physische und psychische Erkrankungen 
können die Folge von ungünstigen Arbeitsbedingungen sein. Armut kann zum einen 
zu Krankheit führen, gleichzeitig erschweren gesundheitliche Einschränkungen häufig 
den Zugang zum Arbeitsmarkt und erhöhen das Risiko von Armut und sozialer Exklu-
sion. Insofern sind für diese Personengruppe Maßnahmen des Betrieblichen Gesund-
heitsmanagements von besonderer Bedeutung.

Am 18.03.2015 hat Sozialministerin Katrin Altpeter MdL in Stuttgart gemeinsam mit 
Partnerinnen und Partnern das Bündnis „Arbeit und Gesundheit in Baden-Württem-
berg“ unterzeichnet. In elf gemeinsamen Leitsätzen erkennen Arbeitgeberinnen bzw. 
Arbeitgeber und DGB, Krankenkassen, Unfallkasse, Berufsgenossenschaften, Renten-
versicherung sowie die Agentur für Arbeit im Land die Bedeutung gesunder und guter 
Arbeitsverhältnisse in Baden-Württemberg an. Darüber hinaus verpflichten sie sich 
selbst zur Entwicklung, Einführung und Stärkung wirksamer und zusätzlicher Maßnah-
men zur Förderung und Unterstützung von Gesundheit am Arbeitsplatz. Neben Maß-
nahmen des Arbeitsschutzes werden künftig verstärkt auch Maßnahmen des Betrieb-
lichen Gesundheitsmanagements und der Prävention in den Unternehmen umgesetzt. 
In Kommunalen Gesundheitsdialogen werden Beschäftigte, Unternehmen und weite-
re Partnerinnen und Partner darüber hinaus passende Maßnahmen für die jeweilige 
Situation vor Ort planen und sich an der Umsetzung in der Region beteiligen. Davon 
könnten einkommensschwache Gruppen in besonderer Weise profitieren.
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Vorhaben zur Verbesserung der gesundheitlichen Versorgung Wohnungsloser
Wohnungslose Menschen nehmen aufgrund von finanziellen, organisatorischen oder 
psychischen Zugangshindernissen die medizinische Regelversorgung häufig nicht in An-
spruch. Nur durch niederschwellige Hilfen und Angebote sowie eine gesicherte und ange-
messene Finanzierung kann man den Anforderungen an eine bessere Versorgung gerecht 
werden. Das Sozialministerium arbeitet mit den Krankenkassen, der Kassenärztlichen Ver-
einigung, den Kommunalen Landesverbänden und der Liga der freien Wohlfahrtspflege 
an einem baden-württembergischen Weg, der diesen Anforderungen gerecht wird.

Fit im Alltag – zusammen kochen und essen
Auf Basis der systematischen Hilfestellung „Fit im Alltag“ im Themenfeld Ernährung 
und Hauswirtschaft werden Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus sozial benachteilig-
ten Lebenslagen über Zugangswege in ihrer Lebenswelt (z.B. Tafelladen, Familienzen-
tren, Stadtteilbüro) angesprochen. Fünf zentrale Botschaften dienen als Grundgerüst 
für die lokalen Angebote:

�� Einkaufen mit Durchblick,
�� richtiges Lagern spart Geld,
�� einfach kochen,
�� gemeinsam schmeckt es besser,
�� alles im Griff – Ordnung im Haushalt.

Wichtig ist ein Mitspracherecht der Teilnehmenden bei den Angebotsinhalten. Das 
Ernährungsverhalten ist ein Faktor, über den der soziale Status Einfluss auf die Ge-
sundheit des Menschen nehmen kann. In Abhängigkeit vom sozialen Status werden 
zum Beispiel unterschiedliche Lebensmittel bevorzugt. Je niedriger der soziale Status, 
umso geringer ist der Verzehr von Fisch, Gemüse, Hülsenfrüchten und Obst. Dagegen 
liegt der Verzehr von Wurstwaren, Fetten und Süßwaren deutlich höher. Um Men-
schen in schwierigen Lebenslagen zu erreichen, müssen Angebote der Ernährungsbil-
dung zielgruppen- und bedürfnisgerecht gestaltet werden.

10.	 Lebenslage Wohnen 

Städtebauförderung / Wohnumfeld
Das Land stellt 2015 für die städtebauliche Erneuerung 144,8 Mio. Euro Landesmit-
tel, die um ca. 60,2 Mio. Euro Bundesmittel ergänzt werden, zur Verfügung: Für das 
Jahr 2016 ist mit Landes- und Bundesmitteln in vergleichbarer Höhe zu rechnen. Ein 
erheblicher Teil dieser Mittel fließt in die Sicherung und Aufwertung des Wohnungs-
bestandes sowie des Wohnumfeldes. Dabei kommen immer stärker benachteiligte 
Ortsteile in den Blickpunkt, in denen sich hohe Arbeitslosigkeit und niedriges Bildungs-
niveau mit städtebaulichen Defiziten überlagern. Der Bund hat das Programm „Soziale 
Stadt“ als Leitprogramm der sozialen Integration aufgewertet. Mit dem Programm 
können u.a. Stadtteil- oder Familienzentren gefördert werden. Das Land stellt in den 
Jahren 2015 und 2016 jeweils 1 Mio. Euro freie Finanzhilfen ein, mit denen das Land ab 
2015 auch nichtinvestive Städtebauförderung anbieten kann. Damit sind die Einrichtung 
von Verfügungsfonds und der Einsatz von Quartiersmanagerinnen und -managern un-
terstützungsfähig. Auch im Landessanierungsprogramm sind städtebauliche Erneue-
rungsmaßnahmen zur Verbesserung der sozialen Infrastrukturen Förderschwerpunkte. 
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Wohnraum für einkommensschwache Haushalte
Das Landeswohnraumförderungsprogramm umfasst im Jahr 2015 75 Mio. Euro und im 
Jahr 2016 voraussichtlich rund 115 Mio. Euro. Dabei ist die Erhöhung des Angebotes 
an preisgünstigem Wohnraum ein zentrales Anliegen der Wohnungspolitik der Landes-
regierung. Wichtiges Ziel dabei ist, einer Verdrängung einkommensschwacher Nach-
frager aus den besonders vom Preisauftrieb betroffenen Gebieten entgegenzuwirken. 
Bedarfsgerechte Angebote einer gezielten Förderung sind u.a. die Schaffung neuen 
Wohnraums, die Modernisierung von Mietwohnraum, die Begründung von Miet- und 
Belegungsbindungen im Mietwohnungsbestand oder der Erwerb von Genossenschafts-
anteilen für selbst genutzten Wohnraum. In diesen Förderanreizen in Verbindung mit den 
gleichzeitig vorangetriebenen miet- und ordnungsrechtlichen Maßnahmen zur Sicherung 
des Wohnungsbestandes und zur Begrenzung des Mietanstiegs sieht die Landesregie-
rung wesentliche Schritte in Richtung einer zunehmenden Entlastung der angespannten 
Wohnungsmärkte im Land. Forderungen des Landesbeirats wie z.B. „Familien mit ge-
ringem Einkommen wirkungsvoll unterstützen“ und „Wiederankurbelung des Baus von 
Sozialmietwohnungen“ wird in der Förderpraxis bereits Rechnung getragen.

Darüber hinaus hat das Land ein Förderprogramm „Wohnraum für Flüchtlinge“ auf-
gelegt, das die Förderung von Wohnraum für die sog. Anschlussunterbringung der 
Flüchtlinge in den Gemeinden zum Gegenstand hat. Das Programm umfasst im Jahr 
2015 ein Fördermittelvolumen von 30 Mio. Euro, für das Jahr 2016 werden weitere 
Fördermittel veranschlagt.

Die Landesregierung hat eine interministerielle Arbeitsgruppe zu den Themen Woh-
nungsbau, Siedlungsentwicklung und Flächengewinnung eingerichtet, um geeignete 
Maßnahmen für die Deckung des durch den Zugang von Flüchtlingen zusätzlich ent-
stehenden Bedarfs an Wohnraum zu prüfen.

Wohngeld – Regelmäßige Anpassung der Höchstbeträge für Miete und Belas-
tung und der Höhe des Wohngeldes notwendig
Das Wohngeld kann seinen Zweck, angemessenes und familiengerechtes Wohnen 
wirtschaftliche zu sichern, nur dann erfüllen, wenn es in gewissen Zeitabständen an 
die Miet- und Einkommensentwicklung angepasst wird. Zuletzt wurde es im Jahr 
2009 erhöht. Mit Blick auf die eingetretene Wohnkostenentwicklung ist eine erneute 
Anpassung erforderlich, die mit der Wohngeldreform zum 01.01.2016 umgesetzt wird. 
Aufgrund der Reform werden zusätzlich bundesweit ca. 380 000 Erstanträge erwar-
tet, davon werden wahrscheinlich ca. 54 000 auf Baden-Württemberg entfallen. Damit 
werden die Empfängerhaushalte in Baden-Württemberg im Ländervergleich überpro-
portional profitieren. Die Wohngeldreform wird vor allem den unteren Einkommens-
gruppen in Baden-Württemberg zugutekommen. Dies zeigt aber auch deutlich, dass 
eine regelmäßige Dynamisierung des Wohngeldes notwendig ist, um angemessenes 
und familiengerechtes Wohnen wirtschaftlich und nachhaltig zu sichern.

Verbot der Zweckentfremdung
Der Landtag hat am 18. Dezember 2013 das Gesetz über das Verbot der Zweckent-
fremdung von Wohnraum beschlossen. Das Zweckentfremdungsverbotsgesetz dient 
der Bekämpfung von örtlichem Wohnraummangel. Es gibt den Gemeinden die Mög-
lichkeit, durch eine Satzung ein Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum festzu-
legen, soweit der Wohnraummangel nicht in absehbarer Zeit durch andere Maßnah-
men beseitigt werden kann. Als erste Städte in Baden-Württemberg haben Freiburg 
und Konstanz ein Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum eingeführt.
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Mietpreisbremse
In Baden-Württemberg wurde mit Wirkung vom 1. November 2015 die Mietpreis-
bremse durch eine Landesverordnung umgesetzt. Danach dürfen Mieten bei einer 
Wiedervermietung in Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten die ortsübliche 
Vergleichsmiete nur noch höchstens um 10 % übersteigen. Bei der Ermittlung dieser 
Gebiete werden neben dem jeweiligen Wohnungsversorgungsgrad (Verhältnis des 
Wohnungsbestandes zu den Wohnhaushalten), dem durchschnittlichen monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen sowie der daraus resultierenden örtlichen Warmmieten-
belastungsquote (Anteil der Mietbelastung am verfügbaren Haushaltsnettoeinkom-
men) auch die vor Ort gegebenen Angebotsmieten berücksichtigt. Die Verordnung 
der Landesregierung zur Begrenzung der zulässigen Miethöhe bei Mietbeginn auf an-
gespannten Wohnungsmärkten („Mietpreisbremse“) soll dem drängenden Problem 
auf dem derzeitigen Wohnungsmarkt begegnen, dass in prosperierenden Städten und 
Gemeinden die Mieten bei der Wiedervermietung von Bestandswohnungen stark an-
steigen und teilweise in erheblichem Maße über der ortsüblichen Vergleichsmiete lie-
gen. Diese Entwicklung auf angespannten Wohnungsmärkten hat vielfältige Ursachen 
und führt dazu, dass vor allem einkommensschwächere Haushalte, aber inzwischen 
auch Durchschnittsverdiener, zunehmend größere Schwierigkeiten haben, in den be-
troffenen Gebieten eine für sie noch bezahlbare Wohnung zu finden. Erhebliche Teile 
der angestammten Wohnbevölkerung drohen aus ihren Wohnquartieren verdrängt zu 
werden. Dieser Entwicklung soll die Mietpreisbremse begegnen.

Mietrecht
Bereits zum 1. Juli 2015 sind zwei Verordnungen der Landesregierung aus dem Be-
reich des Mietrechts in Kraft getreten. In 44 Städten und Gemeinden des Landes 
werden Mieterhöhungen in bestehenden Mietverhältnissen auf 15 % innerhalb von 
drei Jahren gedeckelt („Kappungsgrenzenverordnung“). Andernorts dürfen Mieten im 
selben Zeitraum um 20 % erhöht werden – maximal in beiden Fällen allerdings bis zur 
Höhe der ortsüblichen Vergleichsmiete. Zudem gilt in diesen Städten und Gemein-
den eine Verlängerung der allgemeinen Kündigungssperrfrist bei Umwandlungen von 
Wohnungen in Eigentumswohnungen von drei auf fünf Jahre („Kündigungssperrfrist-
verordnung“). Erst nach Ablauf dieser Zeit kann sich der Vermieter auf berechtigte 
Interessen zur Rechtfertigung einer Kündigung des Mietverhältnisses berufen. Beide 
Verordnungen der Landesregierungen gelten bis zum 30. Juni 2020.

Energiearmut
Bei einkommensschwachen Haushalten ist der Energiekostenanteil an den Lebens-
haltungskosten häufig überdurchschnittlich hoch. Dem kann durch einen bewussten 
Umgang mit Energie entgegengewirkt werden. Um Energiekosten ohne oder mit ge-
ringfügigen Investitionen zu reduzieren, bietet die Verbraucherzentrale in Kooperation 
mit den regionalen Energieagenturen eine kostenlose Energieberatung für einkom-
mensschwache Haushalte an.

Darüber hinaus hat das Ministerium für Umwelt zusammen mit dem Ministerium für 
Arbeit und Sozialordnung, Frauen, Familie und Senioren im Jahr 2012 Gespräche auf-
genommen, um mit allen wesentlichen Akteuren weitere zielgruppenspezifische Un-
terstützungsangebote (neutrale Informationen, Sensibilisierung, Energieberatung etc.) 
abzustimmen, die landesweit regional umgesetzt werden können. Ziel war es, eine 
gemeinsame Erklärung zu veröffentlichen, mit der sich alle Akteure verpflichten, sich 
nach ihren Möglichkeiten in diesem Bereich zu engagieren und insbesondere bei dro-
henden Versorgungsunterbrechungen enger zusammenzuarbeiten. Die gemeinsame 
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„Erklärung zur Energieeinsparung in einkommensschwachen Haushalten“ ist abge-
stimmt und liegt unterschriftsreif vor.

Wohnungslosenhilfe
Obwohl die Wohnungslosenhilfe kommunale Aufgabe ist, stellt das Land auf freiwilli-
ger Basis Fördermittel für bauliche Investitionen in der Wohnungslosenhilfe zur 
Verfügung. Damit können wichtige Impulse zur Entwicklung von regionalen und über-
regionalen Angeboten geschaffen werden. Die Liste der geförderten Angebote reicht 
von Fachberatungsstellen über Tagesstätten, Werkstätten, Aufnahmehäuser bis hin zu 
Wohnangeboten. Bis 2011 standen für das Förderprogramm jährlich eine halbe Million 
Euro zur Verfügung. Aufgrund der vergleichsweise bescheidenen Finanzausstattung 
ergab sich ein erheblicher Antragsstau. Seit 2012 hat der Landtag die Mittel für das 
Förderprogramm auf 2 Mio. Euro vervierfacht. Im Rahmen der im Staatshaushaltsplan 
für 2015/2016 veranschlagten Mittel kann pro Haushaltsjahr ein Förderprogramm für 
neue Projekte in Höhe von 2,2 Mio. Euro aufgelegt werden.

Das Land hat zudem eine Studie zur „Wohnungslosigkeit in Baden-Württemberg 
– Untersuchung zu Umfang, Struktur und Hilfen für Menschen in Wohnungs-
notlagen“ in Auftrag gegeben. Ziel ist die Untersuchung der sozialrechtlichen Hilfen 
der Stadt- und Landkreise als Träger der Sozialhilfe und der ordnungsrechtlichen Maß-
nahmen der Gemeinden unter besonderer Berücksichtigung der Schnittstellen der 
Wohnungslosenhilfe zu z.B. der Suchthilfe und der Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de. Es wird ein Erhebungsinstrumentarium erprobt und analysiert, an welchen Stellen 
konkrete Verbesserungen zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit erforderlich sind. 
In ihrem Abschlussbericht hat die die Untersuchung durchführende Gesellschaft für 
innovative Sozialforschung und Sozialplanung e.V. (GISS) konkrete Handlungsempfeh-
lungen gegeben, deren Umsetzbarkeit derzeit geprüft wird. Hierbei werden auch die 
Ergebnisse des von der Familienforschung im Statistischen Landesamt in Auftrag ge-
gebenen Forschungsberichts „Lage von wohnungslosen Kindern und Jugendlichen in 
Baden-Württemberg“ einfließen.

11.	 Bürgerschaftliches Engagement

Mit der „Engagementstrategie Baden-Württemberg“ werden konkrete Handlungs-
empfehlungen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für Bürgerschaftliches 
Engagement und zur Aktivierung zusätzlicher Engagementpotenziale aufgezeigt. Das 
Programm „Gemeinsam sind wir bunt“ im Rahmen der Engagementstrategie sieht die 
modellhafte Erprobung von Maßnahmen und Entwicklung von Ansätzen in den ver-
schiedenen Lebens- und Begegnungsräumen vor, um hierdurch künftig insbesondere 
auch für engagementferne Gruppen und erwerbslose Menschen einen Zugang zum 
Bürgerschaftlichen Engagement zu schaffen.

Den Engagierten vor Ort, den Kommunen und den freien Trägern in Baden-Württemberg 
soll ein Rahmen geboten werden, um Bürgerschaftliches Engagement auf- und auszu-
bauen und Hemmnisse abzubauen. Denn für das Bürgerschaftliche Engagement ist kei-
ner entbehrlich. Dennoch weisen sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen bzw. Men-
schen mit einem niedrigen Bildungs- und Einkommensniveau eine überdurchschnittlich 
geringe zivilgesellschaftliche Beteiligung auf. Neben gesellschaftlichen Aspekten, wie 
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z.B. anderen Menschen helfen zu können, etwas für das Gemeinwohl zu tun, dem Be-
dürfnis zur Mitgestaltung oder dem Wunsch nach sozialen Kontakten und der Teilhabe in 
der Gesellschaft, ist die Erweiterung von Kenntnissen und das Erlangen von Schlüssel-
kompetenzen daher eines der Hauptmotive für Bürgerschaftliches Engagement.

 
 
 

III.	 Handlungsfelder und Handlungsvorschläge 
für die Zukunft

1.	 Förderung der Erwerbstätigkeit

Arbeitslosigkeit stellt eine der Hauptursachen für Armut oder Armutsbedrohung dar. 
Dies gilt in besonderem Maße, wenn sich die Arbeitslosigkeit bereits über einen 
längeren Zeitraum verfestigt hat. Langzeitleistungsbezieher (Bezug von Leistungen 
der Grundsicherung über mindestens 21 Monate in den vergangenen 24 Monaten) 
profitieren regelmäßig nicht von der guten Konjunktur und den demografischen Ver-
änderungen. Sie werden von den derzeitigen Förderinstrumenten des SGB II nur 
unzureichend bis gar nicht erreicht. Aufgrund mehrerer, oftmals schwerwiegender 
Vermittlungshemmnisse können sie nur über Stufen in den ersten Arbeitsmarkt ver-
mittelt werden.

Diese Erfahrungswerte werden durch die Erfolge des Passiv-Aktiv-Tausches (PAT), 
welcher im Rahmen des Landesprogramms „Gute und sichere Arbeit“ gefördert und 
erprobt wurde, eindrücklich bestätigt. Eine wichtige Komponente des PAT ist die inten-
sive sozialpädagogische Betreuung während der Maßnahme. Die Evaluation des PAT 
zeigt, dass die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber gegen Ende des Förderzeitraums 
große Fortschritte bei den Geförderten sehen, welche viele Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgeber dazu veranlassen, eine Festanstellung vorzunehmen.

Eine Teilmenge der Geförderten weist auch nach dem Förderzeitraum noch Defizite 
auf, die eine Festanstellung noch verhindern. Diese Erkenntnis führt zu der Forde-
rung nach der Möglichkeit einer Verlängerung der Förderung im Einzelfall. Daneben 
unterstreicht die Evaluation die Bedeutung der sozialpädagogischen Begleitung, einer 
parallelen Qualifizierung und der Platzierung der Arbeitsplätze in der freien Wirtschaft.

Baden-Württemberg wird sich daher auf Bundesebene weiter für

�� die Neuausrichtung der öffentlich geförderten Beschäftigung, einschließlich der 
Umsetzung des Passiv-Aktiv-Transfers,

�� die Weiterentwicklung der Instrumente des SGB II, insbesondere die Aufnahme 
einer Experimentierklausel sowie

�� die Erhöhung des Budgets der Jobcenter einsetzen.
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Mit dem Landesprogramm „Gute und sichere Arbeit“ hat sich die Landesregie-
rung bereits auf den Weg gemacht, Langzeitarbeitslosigkeit nachhaltig vorzubeugen 
und diese zu bekämpfen. Hervorzuheben sind dabei die Bausteine

�� Passiv-Aktiv-Tausch – PAT,

�� Assistierte Ausbildung, welche jugendliche, alleinerziehende Frauen (Förderung 
der Teilzeitausbildung) und Langzeitarbeitslose im Fokus hat,

�� das Projekt Nachhaltigkeit der Integration in den Arbeitsmarkt,

�� die Unterstützung von Arbeitslosenberatungszentren und

�� die Leitsätze zum Thema „Arbeit und Gesundheit in Baden-Württemberg“. 

Wir wollen diesen Weg weiter beschreiten und das Landesprogramm fortentwickeln, 
um

�� mit neuen Modellprojekten im Bereich des SGB II neue Förderinstrumente zu 
erproben und weitere Regelungslücken aufzuzeigen,

�� die nachhaltige berufliche Wiedereingliederung langzeitarbeitsloser Abhängigkeits-
kranker in den regulären Arbeitsmarkt sowie

�� eine dauerhafte Finanzierung von unabhängigen Arbeitslosen(beratungs)zentren 
und Selbsthilfestrukturen zu prüfen und

�� den Erfolg der assistierten Ausbildung sichern sowie die Unterstützung von assis-
tierter Beschäftigung fortsetzen.

Mit dem Operationellen Programm zum ESF in Baden-Württemberg Förderperiode 
2014 – 2020 wird es zunächst bis 2021 möglich sein, mit dem Einsatz von ESF-Mitteln, 
soziale Inklusion zu fördern sowie Armut und jegliche Form der Diskriminierung zu 
bekämpfen (vgl. oben unter II.)

Handlungsbedarf sieht die Landesregierung auch beim Betrieblichen Gesund-
heitsmanagement und der Ausweitung von Kommunalen Gesundheitsdialogen, 
bei denen Beschäftigte, Unternehmen und weitere Partnerinnen und Partner pas-
sende Maßnahmen für die jeweilige Situation vor Ort planen und sich an der Um-
setzung in der Region beteiligen. Zwei Modellprojekte in Konstanz und Reutlingen 
haben gezeigt, dass mit der Einrichtung von Kommunikationsstellen gute bis sehr 
gute Voraussetzungen geschaffen werden können, um das Thema Arbeit und Ge-
sundheit bei kleineren und mittleren Betrieben wirksam werden zu lassen. Bei den 
Stadt- und Landkreisen sollte die regionale Koordinierung und Beratung für Arbeit 
und Gesundheit gefördert werden. 
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2.	 Kinderarmut

Zur nachhaltigen Bekämpfung der Kinderarmut, aber auch der Armut von Menschen, 
die Kinder erziehen, kommt der Sicherung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf für 
Frauen und Männer zentrale Bedeutung zu. Neben verlässlicher Kinderbetreuung sind 
hierzu familienfreundliche und flexible Arbeitsbedingungen in existenzsichernden Be-
schäftigungsverhältnissen unerlässlich. Aber auch Maßnahmen, die – über Trennung 
und Scheidung hinaus – die gemeinschaftliche Verantwortungsübernahme der Eltern 
für ihre Kinder fördern, tragen zur Verbesserung der materiellen Situation von Kindern 
bei. Die Ergebnisse des Armuts- und Reichtumsberichts zeigen, dass neben der Fort-
setzung und Weiterentwicklung der Maßnahmen in diesen Bereichen die Unterstüt-
zung von Familien, in denen die Vereinbarkeit nicht in einem Maß gelingt, das für die 
materielle Absicherung eines guten Aufwachsens von Kindern erforderlich ist, auf den 
Prüfstand gestellt werden muss.

Ergänzend zur Förderung von Rahmenbedingungen, die Eltern Erwerbstätigkeit er-
möglichen, mit welcher sie die materielle Basis der Familie nachhaltig sichern können, 
bedarf es einer Überprüfung der armutsvermeidenden Leistungen für Kinder, wenn 
die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbsarbeit nicht oder nicht in ausreichendem 
Maße gelingt. Die Landesregierung setzt sich im Rahmen der Fachaufsicht im Bereich 
des Unterhaltsvorschussrechts dafür ein, dass Unterhaltsverpflichtete ihren Pflichten 
nachkommen. Zudem befürworten wir eine eingehende Untersuchung der Gründe auf 
Bundesebene, weshalb Kindesunterhalt in vielen Fällen nicht bzw. nicht in existenz-
sichernder Höhe gezahlt wird. Die Landesregierung wird die Überlegungen zu einer 
Reform des Verhältnisses von SGB II und UVG auf Bundesebene begleiten und sich 
dabei dafür einsetzen, dass die Situation für Alleinerziehende verbessert wird. Fer-
ner wird die Landesregierung die Weiterentwicklung von Maßnahmen prüfen, die das 
Kindeswohl in Fällen von Trennung und Scheidung in Baden-Württemberg fördern. 
Die Landesregierung möchte die Entwicklung von Kindertagesstätten zu Kinder- und 
Familienzentren unterstützen. Sie können zum Beispiel familienentlastende Dienste im 
Sozialraum bündeln, niedrigschwellige Familienbildung anbieten, Selbsthilfe vernetzen 
und das Potenzial Ehrenamtlicher erschließen. Alle kinder- und familienbezogenen An-
gebote in den Kommunen sollen in sozialräumlicher Vernetzung im Sinne einer „Prä-
ventionskette gegen Kinderarmut“ zusammenwirken.

3.	 Bildung

Handlungsbedarf sieht die Landesregierung weiterhin beim Ausbau der Ganztagsschu-
len. Ziel der Landesregierung ist es, jedem Kind die Möglichkeit zu geben, bei Bedarf 
eine Ganztagsschule zu besuchen. Das Ausbauziel der Ganztagsschulen ist noch nicht 
erreicht. Eine schulgesetzliche Verankerung der Ganztagsschule an weiterführenden 
Schulen würde den Ausbau der Schulen mit Ganztagsbetrieb fördern und Kindern die 
Möglichkeit bieten, ein kostenloses Ganztagsangebot mit unterschiedlichen Sport- und 
Freizeitmöglichkeiten, aber auch Förderangeboten, wahrzunehmen. Durch die Beendi-
gung des Schulversuchs durch eine schulgesetzliche Verankerung der Ganztagsschu-
len im weiterführenden Bereich sowie eine angemessene Ressourcenausstattung der 
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Ganztagsschulen würde das Ziel erreicht werden. Ganztagsschulen fördern durch ihr 
kostenloses zusätzliches Angebot die Chancengleichheit und Bildungsgerechtigkeit 
sowie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Jugendsozialarbeit an Schulen (Schulsozialarbeit) ist eine kommunale Aufgabe. Mit 
der Förderung der Schulsozialarbeit entlastet das Land die Kommunen bei der Finan-
zierung dieser Aufgabe und schafft damit einen Anreiz für einen flächendeckenden 
Ausbau an öffentlichen Schulen in Baden-Württemberg. 

4.	 Existenzsicherung

Ein weiteres wichtiges Handlungsfeld und für die Betroffenen existenziell ist das der 
Rechtsvereinfachung im SGB II und der Regelsatzhöhe.

Unter Beteiligung der Kommunalen Spitzenverbände, der Bundesagentur für Arbeit 
und des Deutschen Vereins wurde im Jahr 2013 eine Arbeitsgruppe zur Vereinfachung 
des Leistungsrechts im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) von Bund und Län-
dern eingerichtet mit dem Ziel, Änderungsbedarfe im SGB II festzustellen, um das 
Gesetz transparenter zu gestalten. In der Arbeitsgemeinschaft wurde – gemeinsam 
mit Sachverständigen aus Wissenschaft und Praxis – eine Vielzahl an Rechtsände-
rungsvorschlägen diskutiert und bewertet, wobei bei 36 Vorschlägen mehrheitlich eine 
Umsetzung befürwortet worden ist. Hierzu gehört zum Beispiel die Verlängerung des 
Bewilligungszeitraumes von sechs auf zwölf Monate. Zudem soll das Arbeitslosengeld 
II bzw. das Sozialgeld unpfändbar sein. Als zentraler Punkt wurden Änderungen im Be-
reich des Sanktionsrechts vorgeschlagen. Insbesondere soll die sogenannte U25-Re-
gelung abgeschafft werden, wonach verschärfte Sanktionsregelungen für Personen 
unter 25 Jahren gelten. Auch soll zukünftig keine Sanktionierung mehr in die Kosten 
für Unterkunft und Heizung möglich sein. Baden-Württemberg hat sich ausdrücklich 
für diese Änderungen ausgesprochen.

Die konkrete Umsetzung der Vorschläge muss nunmehr durch den Bundesgesetzge-
ber erfolgen. Von Seiten des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales wurde daher 
ein Gesetzesentwurf erarbeitet, der sich derzeit in der Ressortabstimmung befindet. 
Baden-Württemberg wird sich in dem daran anschließenden Gesetzgebungsverfahren 
weiterhin dafür einsetzen, dass die Regelungen im SGB II für die Bürgerinnen und 
Bürger transparenter werden.

Eine weitere Aufgabe für den Bundesgesetzgeber ergibt sich aus der Auswertung 
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 2013, auf deren Basis die Re-
gelbedarfe zu berechnen sind. Die Ergebnisse werden für Ende 2015 bzw. Anfang 
2016 erwartet. Bei der Neuberechnung werden auch die Ausführungen des Bundes-
verfassungsgerichts in seiner Entscheidung vom 23. Juli 2014 (1 BvL 10/12) zu be-
rücksichtigen sein. Zwar hat das Bundesverfassungsgericht die Neukonzeption der 
Regelbedarfe für die Zeit ab dem 01.01.2011 als verfassungsmäßig erachtet und den 
Gestaltungspielraum des Gesetzgebers bei der Ausgestaltung der Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhaltes betont. Zugleich enthielt die Entscheidung jedoch 
auch gezielte Hinweise für die Neuermittlung der Regelbedarfe. Insbesondere hat 
das Bundesverfassungsgericht die Berücksichtigung der Kosten im Bereich Haus-
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haltsstrom und Mobilität, für gemeinsam anfallende Fixkosten von Familienhaushal-
ten sowie der Kosten für besonders langlebige und kostenintensive Konsumgüter 
angemahnt. 

Die Bundesländer streben gemeinsame Vorschläge an – auch im Hinblick auf die ge-
nannte Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. Baden-Württemberg wird an 
einer Arbeitsgemeinschaft der Konferenz der obersten Landessozialbehörden zur Re-
gelbedarfsneufeststellung teilnehmen.

5.	 Altersarmut

Politische Maßnahmen zur Vermeidung von Altersarmut können grundsätzlich in kura-
tive und präventive Maßnahmen unterschieden werden. Präventive Maßnahmen sind 
solche, die verhindern, dass Altersarmut überhaupt erst entsteht. Gerade bei einem 
Rentensystem, das auf staatlich organisierte Eigenvorsorge setzt, ist das beste Mittel 
gegen Altersarmut die Erwerbstätigkeit. Dementsprechend gilt es in erster Linie, am 
Bildungssystem sowie der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik anzusetzen. Maßnah-
men innerhalb des Rentensystems sind dagegen nachrangig.

Im Übrigen besteht bei Maßnahmen innerhalb des Rentensystems generell die Gefahr, 
dass es zu einer „Aufweichung“ des Äquivalenzprinzips (d.h. es besteht ein Zusam-
menhang zwischen individueller Vorleistung und der Leistung im Versicherungsfall) 
kommt. Entsprechende Maßnahmen bedürfen daher einer sorgfältigen Prüfung. Nach 
dem auf Bundesebene geschlossenen Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD 
ist bis 2017 die Einführung von Maßnahmen, die Altersarmut verhindern sollen, ange-
kündigt. Beabsichtigt ist, dass sich Lebensleistung und langjährige Beitragszahlung in 
der Sozialversicherung auszahlen sollen. Dazu soll eine solidarische Lebensleistungs-
rente eingeführt werden. Da die Beratungen über die konkrete Ausgestaltung dieser 
Rente noch nicht abgeschlossen sind, bleibt das Gesamtkonzept abzuwarten.

Im KOMPASS Seniorenpolitik setzt sich die Landesregierung mit dem grundlegen-
den Bedürfnis auch der älteren und der hochbetagten Menschen, selbstständig mobil 
sein zu können, auseinander. Selbstbestimmte Mobilität ist eine Voraussetzung für ein 
selbstbestimmtes Leben und Teilhabe an der Gesellschaft und damit ein Schlüssele-
lement für Lebensqualität. Die Chancen für Mobilität sind für finanziell eingeschränkte 
Menschen häufig nicht ausreichend gesichert. Für Menschen mit kleiner Rente oder 
für diejenigen, die von Grundsicherung im Alter leben, können die Kosten für Mobilität 
eine große Hürde sein, obwohl Fahrtkosten bei der Höhe der Grundsicherung berück-
sichtigt sind. Ein Monatsticket für den öffentlichen Personennahverkehr kostet oftmals 
mehr als dieser Anteil. Daher plädiert die Landesregierung im KOMPASS Seniorenpo-
litik dafür, dass die Überlegungen aller Verantwortlichen immer auch darauf gerichtet 
sein sollten, ob sie sozial gestaffelte Tarife anbieten können. Zusätzlich sollten alle, die 
mit finanziell sehr eingeschränkt lebenden älteren Menschen zu tun haben, sich Ge-
danken darüber machen, wie sie diesen die Teilhabe durch bürgerschaftliches Engage-
ment oder innovative Mobilitätslösungen erleichtern können. Besonders im ländlichen 
Raum wird dies eine immer stärkere Herausforderung werden.
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6.	 Bevölkerung mit Migrationshintergrund

Das Ministerium für Integration hat bereits den Entwurf des „Gesetzes zur Verbesse-
rung von Chancengerechtigkeit und Teilhabe in Baden-Württemberg“ erarbeitet, der 
im Herbst 2015 in den Landtag eingebracht werden soll. Das Gesetz soll dazu beitra-
gen, gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens zu verwirklichen. Um dieses Ziel zu 
erreichen, sollen unter anderem die Integrationsstrukturen auf Landes- und kommu-
naler Ebene gestärkt und die politische Partizipation erleichtert werden. Zusätzlich ist 
beabsichtigt, integrationspolitisch relevante Gesetze und Verordnungen zu ändern, um 
zum Beispiel die Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund an der schulischen 
und der Hochschulbildung zu verbessern. Darüber hinaus enthält das Gesetz auch eine 
Verpflichtung des Landes, den Stand der Integration in regelmäßigem Turnus im Rah-
men eines Landesintegrationsberichts darzustellen.

7.	 Schulden, Überschuldung und Verbraucher-
schutz

In rechtspolitischer Hinsicht wird sich die Landesregierung auch weiterhin dafür stark 
machen, dass soziale Ungleichgewichte abgebaut werden und ein hohes Verbraucher-
schutzniveau gewährleistet ist. Im Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums geht 
es vor allem um die konstruktive Begleitung von Gesetzgebungsvorhaben des Bundes 
im Interesse der effektiven und nachhaltigen Armutsbekämpfung und -prävention.

Handlungsbedarf auf Landesebene besteht bei der fehlenden fachlichen Unter-
stützungsmöglichkeit für Schuldnerberatungsstellen. Ein Großteil der rund 
130 Schuldnerberatungsstellen im Land sind mit höchstens zwei Personalstellen (Voll-
zeitäquivalenten), manche aber auch nur mit einer Personalstelle ausgestattet. Die viel-
fach komplexen Fragestellungen bei der Beratung von Überschuldeten führen gerade 
bei kleinen Beratungsstellen mitunter zu einem erheblichen Zeitaufwand, weil das in 
diesen Beratungsstellen notwendige fachliche Wissen nicht bei allen Fragestellungen 
voll umfänglich vorhanden sein kann. Einige Flächenländer haben das „know-how“ 
ihrer Schuldnerberatungsstellen durch die Einrichtung von zentralen Stellen gestärkt, 
welche die Schuldnerberatungsstellen fachlich betreuen und das Land bei Themen 
im Zusammenhang mit der Überschuldung beratend unterstützen. Sowohl die Liga 
der freien Wohlfahrtspflege als auch die kommunalen Landesverbände haben in ihren 
Beiträgen zu diesem Bericht die Bedeutung einer Unterstützung ihrer Arbeit durch eine 
externe Fachstelle bzw. eine qualitative und komplementäre Stärkung der Arbeit der 
Schuldnerberatung für notwendig erachtet.

Handlungsbedarf besteht ferner beim Ausbau der Präventionsberatung durch die 
Schuldnerberatungsstellen mit wesentlicher Unterstützung von ehrenamtlich Tätigen. 
In Kapitel A.II.2.3.3 des Analyseteils wird die Notwendigkeit der präventiven Arbeit 
innerhalb der Schuldnerberatung hervorgehoben. Der persönliche und gesellschaftli-
che Wert der Überschuldungsprävention bzw. die Vermittlung von Finanzkompetenz 
ist allgemein unbestritten und verhindert Überschuldungslagen. Die Schuldnerbera-
tungsstellen in Baden-Württemberg führen daher aufgrund ihres Selbstverständnisses 
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und im Rahmen ihrer Kapazitäten Präventionsveranstaltungen zum Themenkomplex 
Geld, Schulden und Überschuldung durch, ohne hierzu gesetzlich verpflichtet zu sein. 
Einige Beratungsstellen können im Rahmen ihrer Präventionsarbeit dabei auf die Un-
terstützung von qualifizierten ehrenamtlich Tätigen zurückgreifen, welche z.B. Präven-
tionsveranstaltungen selbständig oder mit Unterstützung von Fachkräften durchführen 
und dadurch die Schuldnerberaterinnen und Schuldnerberater bei ihren Kernaufgaben 
entlasten. Um die Präventionsarbeit der Beratungsstellen landesweit bedarfsgerecht 
auszubauen, werden bei den Beratungsstellen nicht nur mehr ehrenamtlich Tätige, 
sondern hauptsächlich auch freie zeitliche Kapazitäten bei den Beratungskräften be-
nötigt, um ehrenamtlich Tätige für Präventionsaufgaben zu gewinnen, anzuleiten und 
zu betreuen. Die kommunalen Landesverbände und die Liga der freien Wohlfahrts-
pflege haben in ihren Stellungnahmen auf die zunehmende Bedeutung der Prävention 
zur Vermeidung von Überschuldungslagen und den hierzu notwendigen Ressourcen 
hingewiesen bzw. eine breit angelegte Förderung vom Land gefordert. Für eine nach-
haltige Verbesserung der Überschuldungssituation im Land ist dem Grunde nach an-
zustreben, dass in allen Stadt- und Landkreisen jeweils fachliche und ehrenamtliche 
Strukturen bestehen, die es ermöglichen, regelmäßig zielgruppenspezifische Präven-
tionsveranstaltungen zur Vermittlung von Finanzkompetenz und einer wirtschaftlichen 
Haushaltsführung anzubieten. Als Teilnehmende an solchen Veranstaltungen kommen 
nicht allein Kinder, Jugendliche und Heranwachsende oder von Überschuldung be-
drohte Menschen in Betracht, sondern zunehmend auch Personengruppen, denen 
nach dem Übergang in den Rentenbezug deutlich weniger Finanzmittel zur Lebensfüh-
rung verbleiben, als im Laufe ihres Erwerbslebens.

Fallpauschalen im außergerichtlichen Schuldenbereinigungsverfahren: Für die 
speziellen Tätigkeiten, welche die Schuldnerberatungsstellen im außergerichtlichen 
Verbraucherinsolvenzverfahren im Landesinteresse als sogenannte geeignete Stellen 
nach dem Ausführungsgesetz des Landes zur Insolvenzordnung wahrnehmen, werden 
leistungsbezogene Fallpauschalen aus dem Sozialhaushalt gewährt. Diese Förderung 
soll einen Teil der Aufwendungen der Beratungsstellen zur Durchführung des außerge-
richtlichen Schuldenbereinigungsverfahrens abdecken. Da Schuldnerberatungsstellen 
ihre überschuldeten Klientinnen und Klienten ganzheitlich beraten und der fallbezoge-
ne Zeitaufwand der Beratungsstellen insoweit deutlich höher ausfällt, als bei der allein 
rechtlich geprägten Aufgabenstellung der Anwälte, ist eine Angleichung der Landes-
förderung an die Vergütungssätze für die Beratungshilfe durch Anwälte geboten. 

Die von den Schuldnerberatungsstellen in Baden-Württemberg wahrgenommenen Tä-
tigkeiten im außergerichtlichen Schuldenbereinigungsverfahren ermöglichen es, dass 
auch Überschuldete mit besonderen Problemen das Verbraucherinsolvenzverfahren 
wahrnehmen, eine mehrjährige Wohlverhaltensphase durchstehen und am Ende eine 
Restschuldbefreiung erlangen können. Die Bereitschaft der Überschuldeten, das Ver-
braucherinsolvenzverfahren in Anspruch zu nehmen, ist dabei allerdings auch von der 
Verfahrensdauer abhängig. Längere Wartezeiten bis zum Beginn eines außergerichtli-
chen Schuldenbereinigungsverfahrens, so wie dies bei einigen Schuldnerberatungsstel-
len seit längerem aus Kapazitätsgründen der Fall ist, verzögern die Verfahrensdauer und 
verhindern mitunter eine vom Überschuldeten ursprünglich angestrebte Entschuldung 
über die Verbraucherinsolvenz. Diesem Zustand lässt sich angesichts der vorrangigen 
klassischen Pflichtaufgaben der Schuldnerberatung nur durch zunehmende Kapazitäten 
im Bereich der Insolvenzberatung abhelfen. Mit einer Angleichung der Fallpauschalen 
an die Beratungshilfevergütung für Rechtsanwälte, so wie dies von den Kommunalen 
Landesverbänden und der Liga der freien Wohlfahrtspflege in ihren Beiträgen zu diesem 
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Bericht einheitlich gefordert wurde, lässt sich im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel bei den Trägern der Beratungsstellen eine Verbesserung der Finanzlage 
und damit auch ein Spielraum für eine verstärkte Insolvenzberatung erreichen.

Eine zukunftsfähige Verbraucherpolitik muss Verbraucherinnen und Verbraucher in 
die Lage versetzen, eigenverantwortliche Entscheidungen zu fällen, sei es in Bezug 
auf die Altersvorsorge, die Aufnahme von Verbraucherdarlehen oder die alltägliche In-
anspruchnahme von Dienstleistungen. Dazu muss ihnen ein Zugang zu glaubwürdigen 
und an ihren Bedürfnissen ausgerichteten anbieterunabhängigen Informationsangebo-
ten zur Verfügung stehen. In Zeiten der immer schlechter überschaubaren Komplexität 
von Dienstleistungen und des immer schnelleren technischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Wandels setzt sich das Ministerium für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz dafür ein, auch die gesetzlichen Rahmenbedingungen stetig entspre-
chend anzupassen, um die Interessen und Bedürfnisse der baden-württembergischen 
Verbraucherinnen und Verbraucher bestmöglich zu schützen und sie gegenüber der 
anbietenden Wirtschaft ins Gleichgewicht zu bringen.

8.	 Gesundheit

Relevante Handlungsfelder zur Verbesserung gesundheitlicher Chancengleichheit sind 
Lebenswelten, also die Orte, an denen Menschen leben, spielen, lernen und arbeiten, 
z.B. Kommunen, Kitas, Schulen, Betriebe. Der Lebensweltansatz ist in besonderem 
Maße geeignet, alle Menschen unabhängig von sozialem Status, Alter, Geschlecht, 
Behinderung und Herkunft ohne Stigmatisierung zu erreichen.

Der vom Sozialministerium in Zusammenarbeit mit dem Landesgesundheitsamt seit 
vielen Jahren verfolgte strategische Ansatz der Gesundheitsförderung und Präventi-
on in den Lebenswelten unter besonderer Berücksichtigung zielgruppenorientierter 
Ansätze soll auch in Zukunft fortgeführt werden. Insbesondere erforderlich ist hierfür 
die Fortführung der Landeskoordinierung im Rahmen der Landesinitiative „Gesund 
Aufwachsen und Leben in Baden-Württemberg“ (Kommunale Gesundheitsförderung) 
sowie der Bewegungsförderung und Teilhabe älterer Menschen (Zentrum für Bewe-
gungsförderung) mit Intensivierung der soziallagensensiblen Gesundheitsförderung. 
Auch die bisher von den Krankenkassen, dem Land und der Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung (BZgA) finanzierte Koordinierungsstelle Gesundheitliche Chancen-
gleichheit in Baden-Württemberg, deren Schwerpunkt zukünftig bei der Verbreitung 
des Good Practice Ansatzes in der Gesundheitsförderung (Kriterien guter Praxis in der 
Gesundheitsförderung bei sozial Benachteiligten) liegen sollte, ist fortzuführen.

Vorgeschlagen wird außerdem, ein Modellvorhaben mit zwei bis drei Land- bzw. Stadt-
kreisen zum Thema Kinder- und Altersarmut gemeinsam mit den kommunalen Partner-
innen und Partnern zu entwickeln. Anknüpfungspunkte des Vorhabens sind die bereits 
genannten Kriterien guter Praxis in der Gesundheitsförderung bei sozial Benachteilig-
ten. Diese Kriterien spiegeln das umfassende Konzept von Gesundheitsförderung der 
WHO wieder, im Sinne eines partizipativen ressourcenorientierten Prozesses mit dem 
Ziel, sowohl Lebenswelten gesünder zu gestalten als auch Menschen zu befähigen, 
gesündere Lebensweisen zu wählen. Erforderlich wäre hierbei ein Förderrahmen für 
ausreichend Personalressourcen und eine Laufzeit von mindestens drei Jahren.
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9.	 Wohnen

Die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum bleibt im Fokus der Wohnungspolitik 
der Landesregierung. In der Landeswohnraumförderung sollen die derzeitigen Förder-
tatbestände beibehalten werden. Das Bewilligungsvolumen für die Ausstattung des 
Landeswohnraumförderungsprogramms sollte auf dem derzeit hohen Niveau verste-
tigt werden, um insbesondere eine verlässliche Grundlage für Investoren in die soziale 
Mietwohnraumförderung beizubehalten.

Als Ergebnis des Wohnungsbaugipfels vom 14. Oktober 2015, der von Finanz- und 
Wirtschaftsminister Dr. Nils Schmid MdL einberufen wurde, sollen ergänzend zur För-
derpolitik die drei Handlungsbereiche Aktivierung von Investitionen in sozialen Miet-
wohnraum, die situationsgerechte Handhabung und ggf. Anpassung von Verfahrens- 
und Bauvorschriften sowie verstärkte Ausweisung von Bauflächen, in den Fokus einer 
Offensive für bezahlbaren Wohnraum rücken.

Die Wohngeldreform 2016 verzichtet auf die ursprünglich vorgesehene dynamische 
Anpassung des Wohngeldes in regelmäßigen Abständen. Eine gesetzliche Veranke-
rung einer turnusgemäßen Überprüfung der Miethöchstbeträge, Mietenstufen und der 
Höhe der Wohngeldleistungen – mindestens im Anschluss an die alle vier Jahre erfol-
gende Erstellung des Wohngeld- und Mietenberichts – ist erforderlich, da das Wohn-
geld ansonsten gegenüber den SGB-II-Leistungen bzw. SGB-XII-Leistungen durch 
Zeitablauf nachhaltig an Bedeutung verliert. Stattdessen sieht das Wohngeldreform-
gesetz lediglich vor, die Leistungen in einem Abstand von zwei Jahren zu überprüfen 
– es besteht allerdings keine Verpflichtung einer regelmäßigen Anpassung.

Die Gesellschaft für innovative Sozialforschung und Sozialplanung e.V. (GISS) hat in ihrer 
Studie „Wohnungslosigkeit in Baden-Württemberg – Untersuchung zu Umfang, Struktur 
und Hilfen für Menschen in Wohnungsnotlagen“ nicht nur eine umfangreiche Daten-
basis als Grundlage für die weitere Arbeit erstellt, sondern auch zahlreiche Handlungs-
empfehlungen ausgesprochen. Diese richten sich vor allem an die kommunale Ebene, 
welcher die Prävention und Beseitigung von Wohnungsnotlagen in eigener Verantwor-
tung obliegt. Die Studie enthält aber auch einige auf Landeseben umzusetzende Hand-
lungsempfehlungen. Diese sind insbesondere die Erstellung eines landesweiten Fach-
konzeptes zur Vermeidung und Behebung von Wohnungslosigkeit, welches als fachliche 
Grundlage landesweite Ziele und Standards setzen soll, sowie die Initiierung und Finan-
zierung eines Aktionsprogramms zur Förderung beispielgebender Modellprojekte.

Nicht zuletzt durch diese Studie verdichten sich die Anzeichen, dass der Umfang von 
Wohnungslosigkeit in Baden-Württemberg höher ist als in der Vergangenheit ange-
nommen und dringend weitere Hilfen und differenziertere Angebote für Menschen in 
Wohnungsnotlagen erforderlich sind. Allerdings besteht bei der Investitionsförderung 
in der Gefährdetenhilfe trotz der Bereitstellung zusätzlicher originärer Landesmittel (er-
gänzend zu den KIF-Mitteln) im Etat 2015/2016 in Höhe von jährlich 700 Tsd. Euro wei-
terhin ein Antragsstau in Höhe von derzeit rund 3,2 Mio. Euro. Um den 2015/2016 mit 
den bereitgestellten Landesmitteln erzielten positiven Effekt sowohl für die betroffene 
Personengruppe der wohnungslosen Menschen als auch für die Zusammenarbeit mit 
den auf diesem Gebiet engagierten Verbänden nicht „verpuffen“ zu lassen, sondern 
nachhaltig zu sichern und die Versorgungsstrukturen weiter aufzubauen, ist es erfor-
derlich, die Bereitstellung der zusätzlichen originären Landesmittel zu verstetigen.
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Die bewährten Instrumente der Städtebaulichen Erneuerung tragen bereits bisher 
in erheblichem Umfang zur Verbesserung und bedarfsgerechten Anpassung des Woh-
nungsbestandes bei. Sicherung und Verbesserung des sozialen Zusammenhalts durch 
Erhaltung und Aufwertung des Wohnungsbestandes sind dabei unverändert wichtige 
Förderschwerpunkte. Die Städtebauförderung durch Bund und Länder ermöglicht den 
Städten und Gemeinden in Sanierungsgebieten die Schaffung von Wohnraum – insbe-
sondere für benachteiligte Bevölkerungsgruppen – durch Umnutzung, Modernisierung 
und die Aktivierung von Gewerbebranchen, Konversionsflächen und Leerstandsimmo-
bilien. Hinzu kommen die Einsatzmöglichkeiten in nicht-investiven Aufgabenfeldern. 
Damit leistet die Städtebauförderung auch in der aktuellen Situation einen wichtigen 
Beitrag zur Bewältigung der Wohnraumknappheit in den Kommunen. Die Erhöhung 
der Bundesmittel für die Städtebauförderung – insbesondere für das Programm Sozi-
ale Stadt – ist ein wichtiges Signal. Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird 
in den nächsten Jahren Anträge der Kommunen für die Aktivierung von Wohnraum in 
Sanierungsgebieten in den – voraussichtlich mehrfach überzeichneten – Städtebauför-
derungsprogrammen besonderes Augenmerk zukommen lassen.

Das Umweltministerium prüft ein Kühlschranktauschprogramm für einkommens-
schwache Haushalte. Ziel ist es, durch eine Förderung von energieeffizienten Kühl-
schränken Bewusstsein für Energieeffizienz und Energieeinsparung zu schaffen sowie 
durch die Reduzierung des Energieverbrauchs den Haushalten einen konkreten Beitrag 
zur Erreichung der Klimaschutzziele des Landes zu ermöglichen. 

10.	 Datengrundlagen

Weiterer Prüfungsbedarf könnte sich ergeben bei den Datengrundlagen zu Einkom-
mensreichtum und zur Verteilung des privaten Vermögens. Sowohl die Vermögen-
seinkommen der privaten Haushalte als auch die Arbeitnehmerentgelte werden in der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) der Länder als aggregierte Landeszah-
len statistisch erfasst. Darstellbar sind folglich Entwicklungen auf Landesebene im Zei-
tablauf, z.B. Veränderungen gegenüber dem Vorjahr. Zu den Vermögenseinkommen 
der privaten Haushalte in den Ländern liegen derzeit Ergebnisse für die Berichtsjahre 
1995 bis 2014 vor. Die Entwicklungen nach Einkommensklassen können bisher nicht 
dargestellt werden, da die Daten in der VGR nur als Gesamtgrößen für die privaten 
Haushalte insgesamt vorliegen.

Die Lohn- und Einkommensteuerstatistik bietet als Vollerhebung verlässliche Informati-
onen zu Einkunftsarten und auch nach Einkunftsgrößenklassen. Informationen zu den 
sensiblen Daten der Einkommenshöhe lassen sich bei Bezieherinnen und Beziehern 
von sehr hohen Einkommen nur durch die Lohn- und Einkommensteuerstatistik dar-
stellen. Nach Einführung der Abgeltungsteuer ist die Vergleichbarkeit der Einkünfte 
aus Kapitalvermögen mit den Vorerhebungen allerdings nicht mehr gegeben und be-
züglich der Verteilung des privaten Vermögens nicht mehr aussagekräftig. Eine belast-
bare Datengrundlage zum Abbilden des privaten Vermögens existiert seit dem Wegfall 
der Vermögensteuer daher nicht mehr.
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11.	 Sozialberichterstattung 

Die Zusammenarbeit mit dem Landesbeirat für Armutsbekämpfung und Prä-
vention, der die Erstellung des Ersten Armuts- und Reichtumsberichts begleitet hat, 
wird die Landesregierung fortsetzen. Er soll auch weiterhin ein Forum sein, in dem 
alle Fragen in Zusammenhang mit der Armutsbekämpfung und -prävention mit allen 
relevanten gesellschaftlichen Akteuren breit diskutiert werden können.

Die in dieser Legislaturperiode neu eingeführte Armuts- und Reichtumsberichter-
stattung als politische Handlungsgrundlage zur Armutsprävention und zur Armuts-
bekämpfung wird die Landesregierung fortführen und weiterentwickeln. Vorgesehen 
ist auch in Zukunft ein Armuts- und Reichtumsbericht pro Legislaturperiode, ergänzt 
durch aktuelle Kurzreports. Ein Kurzreport zur Situation junger Erwachsener ist 
bereits in Vorbereitung.

Weiterhin wird die Landesregierung die kommunale Berichterstattung unterstüt-
zen. In Planung sind eine Informationsveranstaltung für interessierte Kommunen und 
die Entwicklung eines „Ideenkoffers“ mit Informationen zur möglichen Ausgestaltung 
einer kommunalen Berichterstattung sowie zur Verfügung stehender Indikatoren und 
Datenquellen.

Weiterhin ist für die nächste Legislaturperiode vorgesehen, auch internationale As-
pekte beim Umgang mit dem Thema Armut aufzugreifen. Dabei sollen verschiedene 
Dimensionen von Armut und erfolgreiche Maßnahmen zur Armutsbekämpfung und 
-prävention in ausgewählten Regionen der EU identifiziert und – soweit möglich – ver-
gleichend dargestellt werden. Ziel ist es, eine Basis für den Transfer erfolgreicher re-
gionenspezifischer Maßnahmen zur Armutsbekämpfung und -prävention zu schaffen.






